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Uebersicht
der

Verhandlungen der Rheinischen VroviuH
auf dem ersten Landtage. <,«n lsztn>z

_______ ^^^^^^ ^_________ wmicn'tte»: <
<?> . . . ' ——--------
<!^/er durch Seine Majestät, den König » AÜLrgnädigstangeordnete Landtag der
Rhcinprovinzen wurde nach vorgängigem Gottesdienste am 29. Oktober >8,6 durch den
Allerhöchsternannten Commissarius, den Geheimen Staats-Minister und Oder-Präsiden¬
ten von Ingersleben Ercellenz mit einer kurzen, die Gnade des Königs schildern¬
den, die Zwecke der ständischenVersammlung bezeichnendenund die herzlichstenWün«
sche aussprechenden Rede, eröffnet, und von demselben sodann die AllerhöchstenPro«
Positionen dem Landtags-Marschall urschriftlich übergeben.

Der Landtags - Marschall beantwortete die Rede des Landtags« Commissarius mit
der, Namens der Stände, gegebenen Versicherung, daß diese den neuen Beweis Kö¬
niglicher Huld und Gnade mit dem untcrthänigsten Danke erkennten und sich's zur
angelegentlichstenPflicht gereichen lassen würden ,' zur Beförderung der landesväter-
lichcn Absichten Sr. Majestät, nach ihren besten Kräften mitzuwirken.

Nachdem der Königliche Commissarius die Versammlung verlassen hatte , wurde
auf den Antrag des Landtags-Marschalls beschlossen, die eben ausgesprochenen Gefühle
in einer unterthänigen Addrcsse zur Kenntniß Sr. Majestät zu bringen und Allerhöchst
dencnselben in dieser Addresse besonders dafür der wärmste Dank der Provinz darge¬
bracht, daß diese durch die von ihr frei gewählten Stellvertreter ihre Wünsche zu
den Füßen des Throns unmittelbar gelangen lassen könne.

Die nächste Beschäftigung des Provinzial-Landtags war der Feststellung der anzu¬
wendenden Geschäftsordnung gewidmet, worauf derselbe zu den materiellen Arbeiten
übergieng, welche in zwei Haupt-Abschnitte eingetheilt werden können:

^. Die dem Provinzial-Landtage vorgelegten AllerhöchstenPropositioncn.
L. Die von dem Provinzial-Landtage Sr. Majestät dem Könige alleruntcrthänigst

vorgetragenen Bitten und Anträge.
^.

Die Königlichen AllerhöchstenPropositionen» welche zuvor in besonder«, dazu ge¬
bildeten, Ausschüssenbcrathen wurden, erforderten

Nens:

Das allerunterthänigste Gutachten über die in dem Gesetze vom 27. März 18,4, Wcchlord-
H. />, 12, i3, 2Q, 21, 2? und 56 vorbehaltene Verordnung und die Behufs der ersten """2'
Wahlen ertheilte vorläufige Instruction. ^<V l» "-^

Es wurde beschlossen,bei Sr. Majestät allerunterthänigst darauf anzutragen, zm^",' "^>^>.
Anfertigung der Matrikel der reichsritterschaftlichen Güter eine Commissionund d^5 ,./?^. ^-'^
Zuziehung von zwei Gliedern aus jedem der vier Stände zu derselben allergnadiM^, 5,', <>
anzuordnen. /^>>/^.' - / ,^i>

Die Beibehaltung des durch tz. 2. der Verordnung zur Berechnung der Stellen i



bestimmten Normal-Jahrs >8»4 wurde allgemein gebilligt, und eben so einstimmig an«
erkannt, daß der H 3.» der von der Eigenschaft der ritterschaftlichen Güter handelt,
künftig ganz wegfallen könne, wenn die vorgeschlageneMatrikel aufgestellt seyn würde.

Es wurde bei dieser Gelegenheit die 8,<P« aufgeworfen, ob der gesellschaftlich»
Besitz, dessen im 8» >4» des Gesetzes erwähnt wird, auch von dem zwischenGefchwi«
stern gemeinschaftlichen Besitze eines zum Rittelstande gehörigen Gutes zu verstehen
sey, und sprach die Versammlung sich einstimmig dahin aus, daß in diesem Fall das
Wahlrecht und die Wählbarkeit nicht ruhen, sondern bei vorausgesetzter persönlicher
Qualifikation von Einem der Geschwister ausgeübt werden könne.
- Der Ausschuß hatte sich veranlaßt gefunden, über die Wahlen der Abgeordneten

und Stellvertreter der Ritterschaft, und über die Einberufung der letzter«, sich gut»
achtlichdahin zu äußern, daß vorab ein Abgeordneter und ein Stellvertreter aus jedem
Regierungsbezirke und zwar, in dem Wahlbezirke Düsseldorf, auch ein Abgeordneter
und Stellvertreter aus dem ehemaligen Regierungsbezirke Eleve, die übrigen aber ohne
Rücksicht, zu welchemRegierungsbezirke sie gehörten, aus der Gesammthcit der Wahl«
fähigen des Wahlbezirks gewählt werden möchtcn; daß, wenn einer von den besonders
gewählten Abgeordneten nicht erscheinen könne, der für ihn im nämlichen Regierungs¬
bezirke gewählte Stellvertreter, bei dessen Ausbleiben aber die übrigen Stellvertreter
nach dem Verhältniß einberufen werden müßten, daß zuerst derjenige, der zuerst ge¬
wählt worden, falls die Wahl einzeln geschehen, sey, sonst aber derjenige, der die mei«
steir Stimmen gehabt, wenn die sämmtlichen Stellvertreter des Wahlbezirks durch eine
einzige Abstimmung gewählt wurden, und daß erst, wenn sämmtliche Stellvertreter
eines Wahlbezirks einberufen worden seyen, ein Abgeordneter desselben durch einen
Stellvertreter des andern Wahlbezirks ersetzt werden dürfe.

ten
Ausseht,,
sten Landtage
schehen möge.

Gegen die Bertheilung der den Städten verliehenen Viril« und CollectivStimmen
ist kein Einwurf gemacht, dabei aber der Wunsch geäußert worden, es möge den zu
erwartenden Kreisständen die Prüfung der angeordneten Wahluerbande übertragen,
und das Resultat derselben dem nächsten Landtage zur Begutachtung vorgelegt werden.
Der Landtag hat der von dem Königlichen Commissarius aufgestellten Maxime, daß
Gemeinden, in denen das Gewerbe vorherrsche, den Städten, diejenigen aber, in
welchender Ackerbauüberwiegend sey, den Landgemeinden zugezählt werden müßten,
vollkommenbeigepflichtet, _. .

Der vom Ausschuß gemachte Vorschlag, daß für jeden Abgeordneten der Städte
künftig zwei Stellvertreter gewählt werden möchten, ward einstimmig angenommen.

Die Wahlen für die Landgemeinden waren diesmal nur in fünf Wahlbezirke ver-
theilt gewesen, und die Beibehaltung dieser Vertheilung war vom Ausschusseauch
empfohlen worden. Es fand dies indessen vielen Widerspruch und von mebreren Sei¬
ten wurde bemerkt, daß auf solche Weise die Abgeordneten eines Wahlbezirks alle zu¬
sammen aus einem kleinen Vheile desselbenerwählt werden, die übrigen Thcile dessel¬
ben aber unvertreten bleiben kün»ten, daß es mithin besser seyn würde, für jeden zu
wählenden Abgeordneten einen besondern Wahlbezirk zu bilden.

Bei den H. H. 8, 9, ,c>, »», »2 der Ministerial-Verordnung. wodurch die Qua-
lificationen zur Wählbarkeit für die Städte und Landgemeinden, so wie die Einthei-
lung der Wahlen bestimmt worden, hatte der Ausschuß weiter nichts zu erinnern ge¬
funden, als daß 5. i>. nur dann beibehalten werden könne, wenn §. 6. stehen bleibe.
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Die Plenar»Versammlung erklärte sich damit, so wie endlich mit der Ansicht des Aus«
schusses einverstanden, daß der Schluß des H. 7. künftig wegfallen könne, da bis da»
hin ohne Zweifel sämmtliche Magistrats-Personen gewählt seyn würden.

Es war vom Ausschuß der Wunsch ausgesprochen worden» es möge dem W«hl»
Commissarius für die Zukunft eine strenge Prüfung der Qualifikationen der Wähler,
so wie der Gewählten zur Pflicht gemacht, und die Qualifikation der letztern auch
noch einer Prüfung des Landtags selbst unterworfen weiden.

Dem ersten Wunsche trat die ganze Versammlung bei, so wie dem Vorschlage,
daß bei den Wahlen zwei durch die Anwesenden gewählte Scrutatoren dem Wahl»
Commissarius beigeordnet werden möchten; die Forderung einer zweiten Prüfung aber
fand keinen Beifall, und es wurde dagegen bemerkt, daß, da die Einberufung eines
Abgeordneten erst nach erfolgter Allerhöchsten Bestätigung seiner Wahl erfolge, diese
nicht mehr angefochten werden könne.

Es waren bei den ersten Wahlen von einigen Wahl - Commissarien völlig qualisi»
cirte Wahlberechtigte zurückgewiesen worden, weil sie ihr Stimmrecht bereits anderwei¬
tig für einen andern Stand ausgeübt hatten. Diese Vorfälle waren zur Kenntniß
des Ausschusses gekommen und hatten diesen veranlaßt, der Stände-Versammlung die
Frage zu stellen, ob Jemand, der in » oder 3 Ständen wahlfähig oder wählbar sey,
z. B- ein Fabrikbesitzer, der zugleich Eigenthümcr eines Ritterguts und eines von ihm
selbst bcwirthschafteten Ackers sey, in allen Ständen wählen und gewählt werden könne,
ohne vorher optiren zu müssen.

Der Ausschuß hatte diese Frage bejahend beantwortet, und die große Mehrheit
der Versammlung war anfangs mit dieser Ansicht ganz einverstanden; es wurde aber
der Gegenstand in einer folgenden Sitzung nochmals zur Sprache gebracht, und, ob»
schon ein Abgeordneter der Städte behauptete, daß sich das Gesetz über die Bedin¬
gungen der Wählbarkeit und Wahlfähigkcit klar ausdrücke, also keines Commcntars be»
dürfe, daß von einer solchen Option nirgends darin die Rede sey, und daher, wenn
diese Statt finden solle, dadurch eine wesentliche Beschränkung des Wahlrechts veran»
laßt werde, die nicht in der Absicht des Gesetzgebers gelegen zu haben scheine» mithin
desfalls ein besonderer Antrag an des Königs Majestät gerichtet werden müsse, so hat
sich doch für diese Beschränkung die Mehrzahl ausgesprochen.

Nach der Ausnahm«
2jen v°n Giltern

Allerhöchsten Proposition hatte der Landtag seine Erklärung abzugeben, scha«^'"""
welche Eigenschaften bei einem in den Stand der Nittcrlchaft aufzunehmenden
Gute für erforderlich gehalten würden, welches früher nicht landtagsfähig oder
reichsritterschaftlich gewesen?

Der Ausschuß hatte die Bestimmung folgender Qualificationen vorgeschlagen:
1) einen Steuersatz von

!a«> Nhalern für die Regierungsbezirke Trier und Coblenz,
2vc> Nhalern für den Regierungsbezirk Aachen,
25o Nhalern für die Regierungsbezirke Cöln und Düsseldorf

,in Principal-Grundsteuer, d. h. ohne Anrechnung der Zulage-Centimen und
als Nurmal-Iahr zur Ausmittclung derselben das Jahr 18?^.

2) Müßten solche Güter, schon vor Einführung der allgemeinen Besteuerung, ein
zusammenhangendes^ Ganze gebildet, oder, wenn auch einzelne Theile in andere
Gemeinden überschlügen, diese doch immer zum Gute gehört haben.

3) Müßte das Gut mit Wohn, und Wirtschaftsgebäuden versehen seyn-
4) Dürfte nur ein Drittel des Guts parzellenweise verpachtet werden» und wäre
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5) der Beweis zu fühlen, daß das Gut ehemals adelig, geistlich oder ein Lehn¬
gut gewesen.

Ein Abgeordneter der Städte erhob sich zueist gegen jene Vorschläge, und fand
in denselben eine Erschwerung der Theilnahme an der Rittcrjchaft, welche, seiner An¬
sicht nach, von Sr. Majestät nicht beabsichtigt worden scy; der Abgeordnete glaubte
vielmehr in jener Proposition den AllerhöchstenWillen zu erkennen, der Zerstückelung
der Güter die einzige, ohne das Eigenthumsrccht zu verletzen, mögliche Schranke
entgegen zu stellen und zur Bildung größerer Guts - Complere aufzumuntern , welche
Absicht nur thcilweise erreicht werden würde, wenn bloß solche Güter zugelassen wer¬
den sollten, welche schon vor beinahe 3c, Jahren ein zusammenhängendes Ganze gebil¬
det hätten. Ebenso scheine ihm kein Anlaß zur Forderung vorhanden zu seyn, daß
solche Güter früher steuerfrei, geistlich, adelig oder Lehne gewesen seyen, oder, daß
wenigstens ?./2tel des Guts zusammen benutzt werden müßten, und nur >/2tel davon
parzellenweisc verpachtet werden sollte, und, wenn er gleich der Meinung scy, daß die
Anwartschaftsgründe zur Aufnahme in die Ritterschaft nicht zu sehr ausgedehnt werden
dürften, so finde er doch in den vorgeschlagenenAbstufungen für die verschiedenenRe¬
gierungsbezirke eine gar zu große Verschiedenheit. Die große Mehrheit der Versamm¬
lung trat dieser Ansickt bei, und es wurde bei der vorgenommenen Abstimmung nur
der H. 3. vom Gutachten des Ausschussesangenommen, und H. ,. dahin modificirt,
daß für Trier und Coblenz das Steuer-Quantum auf 8o Thaler, für Aachen auf ,5c,
Thaler und für Cöln und Düsseldorf auf 200 Thaler zu bestimmen sey, die übrigen
Vorschläge aber wurden ganz beseitigt.

Viril- und Durch die
Collect»» - 3te
Stimme», Proposition hatten Se. Majestät den Ständen AllerhöchstIhre Absicht zu erkennen ge¬

geben, zu mehrerer Begründung der ständischenEinrichtung dem größern Fidei-Com-
miß-Besitze einen noch ausgedehnteren bleibenden Antheil, als welcherdurch die Ver¬
heißung im tz. ?> des Gesetzes erreicht werden würde, an dieser Einrichtung und zwar
dadurch zu gewahren, daß nächst der Vcrleilnmg von Viril«Stimmen im Stande der
Fürsten einigen der bedeutendsten Majorats-Bcsitzungen, andern weniger großen Majoraten,
so wie ganzen durch Fidei-Commiß-Bcsitzungen verbundenen Geschlechterndes in Ritter¬
gütern ansäßigcn Adels eine verhältnißmäßige Anzahl von Collectiv - Stimmen in der
Ritterschaft cNheilt würde. Se, Majestät hallen das Gutachten der Fürsten, Stan¬
desherren und Abgeordneten der Ritterschaft über diejenigen Majorate und Familien«
Fidei-Commiß-Besitzungen erfordert, deren ständische Bevorrechtigung im istcn oder
2ten Stande dieselben wegen der B.deutenheit und der ehemaligen Vorrechte der Be¬
sitzungen , so wie wegen des geschichtlichen Wcrthcs und der Verdienste der Geschlech¬
ter sie dazu vorzugsweise geeignet hielten.

Die große Mehrheit der vorgenannten Stände hat sich dahin vereinigt, Sr.
Majestät allerunterthänigst vorzutragen, daß da,

1) die Annahme eines zu hohen Vermögensstandcs die Erlangung einer Viril -
Stimme gar zu sehr erschwere, oder wohl gar unmöglich mache, ein zu niedri¬
ger Satz aber auch nicht passend zu seyn scheine, als Minimum zur Bevorrech¬
tigung mit einer Viril-Stimme ein Majoratsbesitz anzunehmen seyn möchte,
wovon im Jahre 18,4 fünfzehn Hundert Thaler Principal-Grundstcucr entrich¬
tet worden sey, wovon aber auch Thcile im benachbarten Westphalen liegen
dürften.

2) Ohne in Beziehung auf persönlicheQualisication eine Grenze bezeichnenzu wol¬
len , für den Fall, daß es Sr Majestät gefiele, Männern von ausgezeichnetem
Verdienste bei Verleihung des Adels und bei Stiftung bedeutender Majorate
jene Bevorrcchtung zu eltheilen, glaubten die zwei Stände doch vorschlagen zu
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dürfen, daß vorerst nur die Majoratsbesitzer vorzugsweise zur Aufnahme in den
Stand der Fürsten berufen werden möchten, deren Geschlecht entweder zu dem
ehemals reichsritterschaftlichc» oder zu dem landtagsfähigen Adel der Provinz
gehöre / und deren geschichtlicher Werth also mit der Geschichtedes Landes zu¬
sammenhänge.

3) Zur Bcvorrechtung mit einer Collectiv-Stimme bei dem Ritterstande/ mit Be¬
rücksichtigung, daß den Nachgcborencn eine angemessene Existenz gesichertwer¬
den müsse, als Minimum 'oc>o Thaler im Ganzen und 25c, Thaler für jedes
einzelne Gut des Colleciiv - Verbandes anzunehmen, dabei dann auch die nem«
liche persönlicheQualisication w>e für die Aufnahme in den ersten Stand oder
in Ermangelung derselben wenigstens hundertjähriger Adel erforderlich sey.

Es haben ferner die zwei Stände zwar ihre Bereitwilligkeit zur Stiftung v?n
Majoraten und Fidei-Commissen erklärt und geglaubt, dadurch zur festen Begründung
der ständischenEinrichtung nach den Absichten Sr. Majestät mitzuwirken; sie haben
aber ein wesentliches Hinverniß solcherStiftungen in den ^. §. 731, 7^5, 791, 896
und 9>3 des bürgerlichen Gesetzbuches, so wie in der Bestimmung des allgemeinen
Landrechts gefunden, durch welche der jedem Kinde gebührende Pfiichttheil zu hoch an¬
gesetzt sey.

Sie haben daher auf Beseitigung dieser Bestimmungen, und auch darauf bei Sr.
Majestät angetragen, daß dem Adel die Befugniß ertheilt werden möge, künftig wie¬
der, wie es auck unter dem früher« altbcrgischen Gesetze habe geschehen können, Fa¬
milien-Verträge zu Gunsten der Erstgebornen abzuschließen, ohne an den gesetzlichen
Pstichtthcil gebunden zu seyn, wobei es sich jedoch von selbst versteh«, daß den Nach«
geborncn eine angemesseneExistenz gesichertbleiben müsse.

Von einem Mitglicde ist die Erklärung abgegeben worden, daß er die Beibehal¬
tung der oben erwähnten Gesetze wenigstens, insofern solche auf den Pstichtthcil, die Un¬
gültigkeit der Ncnunciation auf zukünftige Erbschaften, auf die Unwiderruflichkeitder
Ehe-Verträge und die Gleichheit der Successions-Rechte unter Desccndento, Bezug
hatten, für nothwendig halte.

Auch ist der hohe Stempclsatz für Fidei- Commisse als eine Erschwerung solcher
Stiftungen angesehen, und daher Se. Majestät um Erlassung desselbengebeten worden.

Endlich haben sich die Stände erlaubt, es Sr. Majestät nlleruntcrthänigst anhcim
zu stellen, ob nickt auch dem Mittelstände eine gewisse Anzahl von Viril-Slimmen zu
bewilligen seyn dürste, ohne daß- jedoch durch die Verleihung solcher Viril-Stimmen
die Zahl der 26 gewählten Abgeordneten der Nitterfckaft beschränkt würde, indem es
vielmehr wünschcnüwerthsey, daß diese neben jenen Viril-Stimmen fortbestehen, und
dadurch die Slimmcnzahl der beiden ersten Stände derjenigen der Städte und Landge¬
meinden näher gebrackt werden möge, wobei denn noch zur Erlangung einer solcben
Viril-Stimme ein Principal-Grundsteuer - Satz von H«o Thalcr als Minimum vorgc-
gcschlagen wurde.

Der Prinz zu Solms - Braunfels Durchlaucht und der Fürst zu Wied haben sich
gegen mehrere Tyeile des vorerwähnten Beschlusses durch Separat«Voten verwahrt,
in welchen zuerst die ^urch die Wiener Eongreß - und deutsche Bundcsacte den vor¬
mals unmittelbaren Neichsfürsten neuerdings garantirten und durch das Allerhöchste
Edikt vom 2>. Juni >8i5 auf die preußische Monarchie zur Anwendung gebrachten
Rechte der bevorzugten Standc5verbälinisse und der Ebenbürtigkeit geltend gemacht,
eine Bestätigung derselben in der Königlichen Instruction vom 3o. Mai ,820, wie in
dem tz. 7, des Gesetzeswegen Anordnung der Provinzial-Slände erkannt,-und daraus
nachstehendeFolgerungen gezogen werden.

Es scheine darnach
>) die Ebenbürtigkeit zur Bevorrechtung mit einer Viril-Stimme eben so unerläßlich
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'^77.d: und
.^«itage.

nothwendig, wie daran der Genuß der standesherrlichen Rechte geknüpft worden
und darum die Ertheilung einer solchenStimme an «inen Grundbesitz. der frü¬
her nicht mit Reichs- und Kreisstandschaft versehen und reichsunmittelbar gewe«
sen, nicht zulässig; dagegen dürfte

2) Jedem Majorate, welches von einer als ebenbürtig anerkannten Familie aus ihren
vormals reichsunmittelbaren Besitzungen errichtet werde, so wie jeder voN Sr.
Majestät nach den bestehendenGrundsätzen neu zu errichtenden Standesherrschaft
eine Viril-Stimme unbedenklichbeizulegen seyn,

3) seien den Genannten in den Nheinprovinzen keine bereits bestehenden Fidci-Eom«
miß«Bcsitzungen bekannt, auf welche die von Sr. Majestät beabsichtigteBegün¬
stigung anzuwenden wäre, und lassen sich der geschichtliche Werth oder die Ver¬
dienste der Geschlechter, wenn solche nicht mit den übrigen, zu der in Rede ste¬
henden Bevorrechtung als erforderlich aufgestellten Grundsätzen verbunden, schwer
ausmitteln, ohne anderen gleich achtbaren Familien in den alten Provinzen zu
nahe zu treten.

Es haben, auf diese Gründe gestützt, die vorerwähnten Standcßherrcn das Gesuch
Sr.Majestät vorgetragen, ihnen die Allerhöchst bestätigten Vorrechte zu belassen, solche
nicht durch Gestaltung einer den bestehendenGrundsätzen zuwiderlaufenden Theilnnhme
daran zu beeinträchtigen, und sie mit ihren Standesgenvssen und frühen, Reicbsmit«
ständen auch fernerhin einen besonder« Stand bilden zu lassen, welches sie lücksichtlich
ihrer Prärogative als von wesentlichemNutzen für sich betrachteten.

Der Fürst und Altgraf von Salm-Dyk ist diesem Votum beigetreten, hat aber
seine Gründe dafür in einem Separat-Votum entwickelt und darin die Ansicht aufge¬
stellt, daß, da jeder Antheil an der Standesherrschaft durch Grundbesitz bedungen sey,
eine Viril-Stimme im ersten Stande ohne solche nicht zulässig scy, dagegen die vor¬
mals unmittelbaren Ncichsstände den nächsten Anspruch auf Viril-Stimmen im ersten
Stande hätten, und hat er ferner noch besonders darauf angetragen, daß, nach Ana¬
logie der ihm ertheiltcn Viril-Stimme, jedem Fidei-Commisse, welches hinsichtlichder
Familie und der Besitzung, die Ansprüche auf eine Viril-Stimme im ersten Stande
gestattet, diese crtheilt werden, jedes andere noch so große Fidei-Commiß aber nur
zu einer Viril-Stimme bei dem Stande der Ritterschaft berechtigen, und Se. Majestät
gebeten werden möge, dem Stande der Ritterschaft ausser den ihm verliehenen 25
Wahlstimmen noch 12 Viril-Stimmen zu bewilligen.

Zuletzt sind, auf einen mit großer Stimmen-Mehrheit gefaßten Beschluß, Se. Ma¬
jestät gebeten worden, die Eröffnung des rheinischen Landtags künftig im Anfang des
Monats May anordnen zu wollen.

Durch die
4te und 5te

AllerhöchsteProposition waren die Stände zu der Angabe aufgefordert worden, ob
,) solche Communal-Verhältnisse einzelner Landestheile in der Provinz noch beständen,

zu deren Negulirung die Einrichtung besonderer Communal-Landtage unter Zu¬
ziehung der Abgeordneten aller Stände nothwendig» und wenn dieses der Fall,
wie solche einzurichten scyen, oder c4>

2) diese Angelegenheiten nicht vielmehr durch den Zusammentritt der Stände der be-
theiligten Kreise geordnet werden könnten.

Endlich waren
3) die Stände mit Hinweisung auf die anderweitig bereits bestehendenKreisordnun-

gen angewiesen worden, sich gutachtlich darüber zu äußern, ob wegen der pro¬
vinziellen Verhältnisse rücksichtlichder Zusammensetzungder Kreisstände, Mo¬
difikationen erforderlich geglaubt würden.



Die Stande. Versammlung erkannt« in dieser AllerhöchstenEröffnung einen neuen
Beweis der väterlichen Fürsorge Sr. Majestät und glaubte darum denn auch darauf
antragen zu müssen, daß die Befugniß, sich Communal-Landtage zu erbitten, der Pro¬
vinz gelassen werden möge, wenn gleich vor der Hand die Notwendigkeit derselben
sich nicht hervorstelle;

Es werde erst, nachdem die ins Leben zu rufenden Krcisstände ihre Wirksamkeit
würden begonnen haben, sich ausmitteln lassen, ob nicht diese neben ihren übrigen Ar¬
beiten, auch diejenigen, welche zum Nessort der Communal-Landtage gehörten, wenn
deren vorkommen sollten, besorgen, und so dem Lande Kosten erspart werden könnten.

Für den Fall jedoch, daß besondere Communal-Landtage organifirt werden müßten,
hat sich die Versammlung bei ihren Bcrathungen, die Communal-Landordnung für die
Cyur- und Neumark zum Grunde legend, einstimmig dafür erklärt, daß

») auf denselben alle persönlich Berechtigte und Abgeordnete aller Stände erscheinen
müssen, daß

2) die Gemeinschaft mit einer der christliche»:,Kirchen, die Erreichung des 2/Zten Le¬
bensjahrs und der unbescholteneNuf als Bedingung der Wählbarkeit, und

3) der Oderpräsioent der Provinz als Königlicher Comnnssarius vorzuschlagen sey ^
daß

H) in Ermangelung eines Standesherrn einem Mitgliede der Ritterschaft die Stelle
des Vorsitzes übertragen, diesem aber

5) die nemliche Wirksamkeit mit gleichenVerpflichtungen und Befugnissen zugestan¬
den werden müss:, welche der Landtags-Marschall auf dem Provinzial-Landtag?
habe. Es müsse

6) die Bestellung eines Syndikus, wo ein solcher für nöthig erachtet werden sollte,
ebenso wie die Wahl der Subalternen den Ständen überlassen werden, und diese
müßten

7) zusammentreten können, wenn die Nothwendig^it es crfordlre, und
8) die Zusammenbcrufung durch den Vorsitzenden Unter Angabe der zur Verhandlung

zu bringenden Gegenstände geschehen, welche letztere auch dem Oberpräsidentcn
angezeigt werden müßten;

9) sämmtliche, für den standischenLandtag getroffenen gesetzlichen Bestimmungen soll¬
ten auch bei den Communal-Landtagen ihre Anwendung finden» den Standen
aber überlassen bleiben, durch ein besonderes Regulativ die Geschäftsordnung
festzustellen;

>c>) könnten Gegenstände des spccicllen Interesses eines Standes durch diesen Stand
allein ohne Zuziehung der übrigen verhandelt werden;

»») seyen die Beschlüsse der Communal-Landtage für die betreffenden Communal-
Verbände bindend, müßten jedoch dem Ministerio des Innern jedesmal einge¬
reicht werden, welches für solche Gegenstände, welchedie Königliche Genehmi¬
gung erfordern, diese einholen werde, und müsse

,2) die Einrcichung durch den Oberpräsidcnten geschehen, an welchenbeim Schlüsse
des Communal« Landtages sämmtliche Beschlüsse abzugeben seyen» so wie durch
ihn die darauf zu ertheilenden Verfügungen den zur Ausführung bestimmten
Behörden, den Ständen aber durch den Landrath mitzutheilen wären.

Die Stände-Versammlung war endlich noch der Meinung, daß, so lange Sc.
Königliche Majestät eine vollständige Communal-Landtags-Ordnung für die Rhcinpro-
vinz noch nicht gegeben hätten, die abzumachenden Gegenstände und Geschäfte der ehe¬
maligen Landstände durch die Provinzial-Landtags-Abgcordncten und ihre Stellvertreter
ganz füglich besorgt werden könnten, und daß, wenn etwa aus dem einen oder andern
Landestheile kein Abgeordneter gewählt worden, oder die Zahl der Abgeordneten zu
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klein befunden werde, diesem Mangel durch neue im Verhältniß zu den verschiedenen
Ständen einzuleitende Wahlen am füglichstcn abzuhelfen senn werde-

Ueber die Zweckmäßigkeitdes Instituts der Kreiöstände sprach sich nur eine Stimme
in der Versammlung aus, und eben so einhellig der Wunsch, daß dieses Institut bald
möglichst hier eingeführt werden möge.

Sr. Majestät ist demgemäß ein, nach Analogie der Kreisordnung für Branden¬
burg und Pommern, vom l^ten August 1826, angefertigter Entwurf zu einer ähnlichen
Ordnung für die Nheinprovinz von den Ständen vorgelegt worden.

Die Stände haben zugleich die Bitte hinzugefügt/ daß es Sr. Majestät gefallen
möge» ihnen wie den Kreisständen anderer Provinzen das Recht zu verleihen, bei vor¬
kommenden Fallen zu der Stelle eines Landraths einen im Regierungsbezirke, in wel¬
chem der Kreis gelegen, ansäßigen Mann in Vorschlag zu bringen.

Die
Nte

AllerhöchsteProposition vcranlaßte die Stände in Erwägung zu ziehen:
ob die Grundsätze der Städte-Ordnung nach den Verhältnissen der Provinz bei Re-

gulirung des Communal-Wcscns in Anwendung gebracht weiden könnten,
ob solche in diesem Falle nach den vom Staats-Mmistcrio gemachten, den Ständen

zugefertigten, Vorschlägen zu modificircn scyen,
ob die unter dem Namen von Bürgermeistereien bestehendenSammtgcmcindcn nach

den Bedürfnissen oder Wünschen der Einsaßen noch ferner bestehen oder getrennt
und die einzelnen Commune« für sich verwaltet werden sollen, und

endlich, welche besondere Vorschriften, dieses Verhältnisses wegen, in dem einen oder
andern Falle für die Rheinprovinzcn nöthig werden dürften?

Die Stände haben mit dankbarer Bereitwilligkeit sich diesem Auftrage unterzogen
und Sr. Königlichen Majestät den Entwurf zu einer Städte- und Communal-Ordnüng
allerunterthänigst vorgelegt, welcher einstimmig angenommen, dabei aber auf den An¬
trag einiger Abgeordneten aus dem Clcve'schcn und Geldern'schen, welchedie vor der
Zwischenhcrrschaftbei ihnen bestandenen Gemeinde-Verfassung weit einfacher und min¬
der kostspielig, auch in anderer Hinsicht zweckmäßiger als die vorgeschlagene finden,
Se. Majestät gebeten, die für einzelne Kreise nöthigcn Modifikationen der Berathung
und Abstimmung der künftigen KreiZständc zu überlassen, die Prüfung solcher be¬
sondern Kreisstatuten jedoch dem nächsten Landtage vorzubehalten.

Durch die
7te

Proposition wurde den Ständen eröffnet:
daß Sc. Majestät für nöthig gehalten hätten, die in den westlichenProvinzen
im Werke seyende Katastrirung möglichst zu beschleunigen, um die großen Un¬
gleichheiten zu heben, welche hier noch in der Grundbestcuerung Statt finden,
und demnach die Erklärung der Stände verlangt werde, ob das vom Finanz-
Ministerio zur Erreichung dieses ZweckesvorgeschlageneMittel, ein ständisches
Anleihen von 920,000 Thalcrn nemlich, ihren Beifall habe, vermittelst welches
die Katastrirung bis zum Jahre r33o ganz vollendet werden könne.

Aus den vom Ministerio mitgetheilten Notizen geht hervor, daß bis Ende des
Jahres i8,,tt in den Rheinprovinzen 4^ Quadiatmeileu katastrirt worden sind, welche
,,120,000 Thalcr gekostet haben; daß noch 426 Quadratmeilen fertig zu stellen bleiben,
welche nach den bisherigen Erfahrungen eireu 5000 Thaler 1»« Meile oder im Ganzen
2 Millionen kosten würden; daß, um diese Kosten nach der jetzt bestehenden Einrich¬
tung aufzubringen, und doch nach dem Allerhöchsten Willen die Arbeit bis zum Jahre ,ö3Q
zu vollenden, jährlich 16 bis 17 Procent auf die Grundsteuer geschlagenwerden müßten,
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während bei einer Verlängerung der Frist bis ,832 n Procent hinreichen würben»
und durch das Anleihen die Erhebung auf dem bisherigen Fuß zu 8 ,/z Procent bis
zum Jahre «83«) fortwähren könnte» ohne darum die Arbeit aufzuhalten.

Eine gleiche Aufforderung, wie an den rheinischen Landtag, war an den westphäli»
schen ergangen, und durch ein Rescript des Staats-Ministeriums auf den Antrag detz
General-Directors des Katasters, Obcrpräsidentcn von Vinte, der Zusammentritt
einer Deputation beider Landtage, und zwar in Münster, zur Erledigung dieses Gegen»
standcs angeordnet worden.

Zu dieser Deputation sind drei Mitglieder» eines von der Ritterschaft, eines von
den Städten und eines von den Landgemeinden durch gemeinschaftlicheWahl bestimmt
worden.

Dieselbe» haben sich bei Eingang der Aufforderung dazu nach Münster begeben,
und, in Folge der daselbst gepflogenen Unterhandlungen, deren Resultate von dem
Landtage der Rheinprovinz gebilligt worden sind > hat dieser bei Sr. Majestät unter
allergehorsamster Ablehnung der vorgeschlagenenAnleihe, welche an Zinsen und Ver.
lust an Kapital wenigstens ^00,022 Thaler Ertrakosten verursachen würde, darauf an«
getragen» daß

1) die zur Vollendung des Katasters gestellte Frist verlängert,
2) statt der Parzcllar-Vermessung eine Flur» und Massen-Vermessung mit Dekla»

rationcn, so wie eine einfachere Adschätzungs-Methodeangeordnet, den Gemein»
den aber, welche es verlangen, eine Parzellar-Vermessung bewilligt,

3) der Kataster auch auf die östlichen Provinzen ausgedehnt, und die Asfimilirung
der westlichenmit diesen in der Grundsteuer verfügt, und daß endlich

<s) jeder Provinz ihr Anthcil an den Katastrirungskosten besonders zur Last gestellt
werden möge.

Endlich ist ferner in Folge dieser Uebereinkunft eine ständige Kommissionaus fünf
Mitgliedern, nemlich den Abgeordneten Schmidt, Brüninghausen , von der
Straaten, Lensing und Cornely bestehend, gewählt worden, welcher S«.
Durchlaucht der Fürst zu Salm-Dyk als Direktor vorgesetzt ist, um nach voraus¬
gesetzterAllerhöchster Genehmigung die Aufsicht über das Katastrirungs« Geschäft zu
führen, und die geeigneten Verbesserungen der vorkommendenMängel zu bewirken.
Auch ist diese Commission mit der für obige Zwecke erforderlichen Instruction versehen
worden. Dieser Instruction zufolge hat jedes Mitglied der Commission in seinen Be¬
zirken den meisten Prüflings»Commissionen beizuwohnen» uno ist da, wo die Bezirke
sich begrenzen, der Zusammentritt beider Deputirten nöthig; sie haben ihr Haupt¬
augenmerk darauf zu richten, daß die bisherige Äusmittelung der Reinerträge revidirt,
und letztere auf den wahren nachhaltigen Ertrag gestellt werden. Ihre Correspondenz
mit dem General« Direktor und dem Ministerio geht durch den Director der Commis¬
sion , welcher die Mitglieder zu gemeinschaftlichenBerathungcn in die Mitte der Pro¬
vinz zujammenbcrufcn kann; diese haben jedoch die Befugniß, sowohl von der Ka¬
taster«Commission als von den Kreis- und Ortsbehörden die ihnen nöthig scheinende
Auskunft dircct zu gcsinncn, und an die Regierungen zu berichten. Sie stehen mit
einander über ihre Verrichtungen in Briefwechsel und die gepflogenen Verhandlungen
u. f. w. werden bei den Zusammentunfteu zur Einsichi und Prüfung vorgelegt.

Nachdem nun solchergestalt die Königliche Proposition erledigt worden, sind meh¬
rere Privat«Anträge» das Katasterwesen betreffend, zur Berathung gekommen, und
darauf beschlossen worden, Sc. Majestät auch darum zu bitten, daß

') die Peräquation der zu hoch besteuerten Gemeinde» zuerst vorgenommen» die
Beinahme der 8 ,/3 Procent fernerhin in den Provinzen und auf den beiden
Ufern des Rheins fortgesetztund die Ausgleichung der Kosten zwar einstweilen

2
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susplNdirt, jedoch die linke Rh.einseite nicht über die Zeit und den Umfang
ihrer Beitragspfiichtigkcit herangezogen werden möge. Daß

2) die festzustellendenReinerträge nach richtigen Grundsätzen ermittelt, und die schon
festgesetztenresp. erhöhetcn Katastral-Erträge nach diesen revidirt, herabgesetzt,
Und iü's gleiche Verhältniß gestellt werden mögen.

Es ist endlich in Folge mehrerer bei'm Landtage eingegangenen Vorstel¬
lungen

3) darauf angetragen worden, daß Mühlen und Fabrikgebäude nicht ferner zur
Grundsteuer veranschlagt werden möchten, weil solche in der Gcwerbsteuer her¬
angezogen würden, daß aber das Steuerquantum, wofür sie bis dahin ange¬
setzt gewesen seycn, der Steuer der betreffenden Gemeinden und der ganzen
Provinz abgeschrieben werden möge, weil kein Grund vorhanden sey, um,
der Befreiung jener Gebäude wegen, anderes Eigenthum stärker zu belasten.

Von einigen Gemeinden des Cantons Siegburg war über die bei der Kalastri-
rung Statt gefundene, zu hohe, Abschätzungdes Reinertrages ihrer Grundstücke eine
Klage bei'm Landtage eingereicht, und um dessen Verwendung bei'm Finanz-Ministe-
rio nachgesucht worden, damit die gedachten Gemeinden mit denjenigen des linken
Rhcinufers. mit welchen sie sich in einem und demselben Kataster-Verbände befinden,
schon für 1827 gleichgestelltwerden möchten.

Nach der, über das Sachvcrhältniß von dem Landtags-Commissarius gegebenen
Erklärung si»d die Bittsteller angewiesen worden, ihr Gesuch um Herabsetzung der
Grundsteuer neuerdings bei der betreffenden Königlichen Regierung anzubringen,
welche demselben ohne Zweifel willfahren wird, weil die Ansprüche der Beteiligten
auf diese Hcrabsctzung vollkommenbegründet erscheinen.

zrren-Anstatt Durch die
,u Siegburg, ^t

Proposition waren die Släude aufgefordert worden,
sie!) über die vom Minister,» dcr Geistlichen<< Unterrichts« und Medizinal-
Angelegenheitcn gemachten Vorschläge wegen Beschaffung der noch ungedeckten
Einrichtungslcstcn der Irren-Anstalt zu Siegburg, dcr laufenden Unterhaltung
und dcr künftigen Verwaltung derselben zu erklären, sodann, da es sowohl
für die Rheinprovinzen und Ncstphalcn, als für die Anstalt selbst, von des
Königs Majestät zuträglich erachtet worden, daß beide Provinzen sich wegen
künftiger gemeinschaftlicherBenutzung der Anstalt vereinigen , hatten Allerhöchst¬
dieselben bestimm!, daß zwei Deputirte und eben so viele Stellvertreter ge¬
wählt werden sollten, um mit einer gleichen Zahl durch den westfälischen
Landtag zu crnennender Abgeordneten und dem Commissarius der Verwaltungs¬
behörde das Nöthige zu verabreden, wozu der Landtag seine Bevollmächtigte
mit Instruction zu versehen habe.

Aus den mit dieser Proposition den Ständen zugleich^ übergcbenen Kostenanschlä¬
gen , verglichen mit den wirklichen Kosten-Berechnungen über die Einrichtung ergiebt
sich, daß letztere die crstern um 28,679 Nthlr. >6 Sgr. 6 Pf. übcrsitigcn, und daß-
die Mehrausgabe allein durch die baulicben Einrichtungen veranlaßt worden ist.

Bei der dankbarsten Anerkennung der menschenfreundlichenAbsicht, welche diese
Anstalt in's Leben gerufen, hat die Stände-Versammlung es doch für ihre Pflicht
gehalten, ihr Befremden über diese bedeutenden Etatsüberschreilungen auszusprechen.

Nach den vorgelegten Berechnungen sind zur Deckung der Emrichtungskosten für
das LandwehrzeugHaus und für die Schule, welcheehemals in der Abtei war, und
deren anderweitige Erbauung bn? Schenkung des Lokals zur Bedingung gemacht wor,
dm, ferner für die Unterhaltung p>u »826 und »826 und endlich an Zinsen von
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durch die Regierungen aus verschiedenen Fonds hergeschossencnGeldern noch 53,i2o
Rthlr. i Sgr. 8 Pf. erforderlich, und die Berathung über die zweckmäßigsteArt der
Aufbringung hat kein anderes Resultat ergeben, als einerseits die Betrachtung, daß

i) alle Steuern bereits zu hoch gesteigert seyen, um eine fernere Beinahmc dar¬
auf zu gestatten, daß

?,) die Anstalt für die Provinz zu groß sey und daher wohl nie in die Lage kom¬
men dürfte, sich selbst erhalten zu tonnen, daß also

3) nur durch der. Beitritt von Westphalen dieses möglich sey, und, wenn diese
Provinz den dritten Nheil der Einrichtungskosten übernähme, Sc. Majestät
aber geruheten, von der Erbauung des Landwehrzeughauscs die Rheinprovinzen
zu entbinden, diese Summe bcigcschafft werden könne » indem die alsdann
noch fehlenden 9,72-5 Nhaler 22 Sgr. 9 Pf. rn'n 1818 zu 2/3 auf die Grund¬
steuer und i/3 auf die Gewerbsteuer ausgeschlagen werden könnten.

Die ncmliche Verthcilungswcise ist auch für die bereits umgelegten 75,020 Nhlr.,
so wie eine Ausgleichung dessen, was die Grundsteuer allein davon getragen, durch
«ine große Stimmen-Mehrheit angenommen wurden.

Mit den vorgelegten Speise - Etats der Anstalt hat die Stande - Versammlung
sich auch nicht einverstanden erklären können, sondern dieselben z.i reichlich und daher
auch zu kostspielig im Verhältniß zu andern Anstalten ähnlicher Art, z. B. zu der
Departements-Anstalt in Düsseldorf, gefunden.

Die Stände-Versammlung hat sich daher bewogen gefunden, die Abänderung
des Normal-Speise-Etats in der Art vorzuschlagen, daß derselbe auf Kranke aus
der nieder« Nolksklasse zu berechnen sey, welche es in der Ansialt immer noch besser
als zu Hause haben, indem doch in der Regel die Mehrzahl aus dieser bestehe, und
wenn für die Minderzahl, welche aus den höheren Ständen bestehe, bessere Kost in
Anspruch genommen werde, dicß auch besonders vergütet werden müsse.

Nücksichtlich dieses Punktes ist die für die Departements-Irren-Anstalt zu Düs¬
seldorf erlassene Verordnung als Muster empfohlen worden.

Auch mit dem Hcitzungs - und Wcleuchtungs-Etat hat die Stände-Versamm¬
lung sich nicht einverstanden erklaren können.

Der von dem Regierungspräsidenten von Reimann gemachte Vorschlag, wie
der Bedarf der Anstalt mit möglichster Erleichterung der in die Anstalt aufzunehmen¬
den Kranken gesichertwerden könne, ist von der Stände-Versammlung einhellig ge¬
billigt worden, da derselbe auch bei der qewünschten Theilnahme von Westphalen an
der Anstalt noch ausführbar ist.

Die von dem Oberpräsidcnteu gemachten Vorschläge über das zukunftige Ncssort-
Verhältniß der Anstalt, so wie das Regulativ für dieselbe, sind mit nur wenigen
Abänderungen angenommen worden.

Der Ausschuß hatte vorgeschlagen, und die Stände-Versammlung hat in Ueber-
einstimm'Mg mit demselben, Se. Majestät um die Erlcmbniß gebeten, daß der von
ihr erwählten und aus den Abaeordneten von Herweg und Koch und deren Stell-

..... " "- - welche in Cöln

in diesen die Abänderungen oder Zusätze zu veranlassen, welche im Zweck der Sache
oder im Geiste einer weisen Sparsamkeit nothwendig erscheinen möchten, wobei es
dem künftigen Landtage vorbehallen bleibe, nach angehörtem Berichte über den Zu¬
stand und Fortgang der Anstalt, die sich alsdann ausgebildet habenden Reglements
definitiv festzustellen.
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Der vorgenannten Commissionsind auch die Unterhandlungen mit den westphäli-
schen Abgeordneten, falls dieselben sich einfinden, übertragen und dem Ausschussevon
der Pleuar-Versammlung die Befugniß ertheilt worden, die dieser Unterhandlung
zum Gründe zu legenden Instructionen und Bedingungen zu entwerfen, und die¬
selben auch ohne Bekanntmachung in der Plenar« Versammlung den Commissarien zu
übergeben-

Ablösungder D'«
Rtal-Lasten, ...... ^ 9t«

Proposition hatte die Ablösung der Real'Lasten in denjenigen Lanbestheilen zum
Gegenstand, welche vormals zum Königreiche Westphalcn, zum Großherzogthum
Berg oder zu den französischenDepartements auf der rechten Nheinseite gehört haben,
und war ihnen zu dem Ende ein Gesetz-Entwurf, so wie die darüber von den sächsi»
schen Standen abgegebene Erklärung, zur Erwägung mitgetheilt worden.

Die Stände-Versammlung hat geglaubt, ein solches Gesetz müsse, um seine
wohlthätige Tendenz nicht zu verfehlen, möglichsteinfach und einem jeden verständlich
seyn i sie hat sich daher erlaubt, bei ihren Vorschlägen zu Abänderungen oder Zu¬
sätzen auch auf Vereinfachung des Entwurfs Bedacht zu nehmen, und sich übrigens
bemüht, von dem System und den Grundsätzen jener Zeit, wo die Verpflichteten sich

und dadurch die Gunst der Mehrheit zu gewinnen gestrebt hat.
Von diesen Rücksichtengeleitet, hat die Stände-Versammlung beschlossen, S«>

Majestät zu bitten, daß, statt der 5> 5» >«.» ". und l2., die Bestimmung in das
Gesetz aufgenommen werden möge, daß

„die seit Einführung der fremden Gesetze geschaffenenoder während dieser Zeit
7, auf längere Dauer unablösbar erklärten Neallasten, wenn nach Erscheinung
„des neuen Gesetzes 3c Jahre verflossensind, sollen abgelöst werden können,
„und daß alle zukünftigen Verträge wegen Auflegung von Rcallasten 3o Jahre
„nach ihrer Einrichtung kündbar seyen, mit Ausnahme der Erbpacht«Verträge,
„welche auf eine längere Dauer geschlossen werden können, persönliche Dienste
» aber nur auf zwölf Jahre unablösbar zu erklären seyen.«

Statt der h. 5» '2 — 18 hat man folgende Abfassung gewünscht:
„Es bleibt den Betheiligten unbenommen, sich über die Ablösungen und Bc»
„dingungcn derselben, wie sie es für gut finden, zu einigen, und solche Ver-
„ träge sollen, vorausgesetzt, daß sie alle zur Gültigkeit von Verträgen über»
„Haupt erforderliche Eigenschaften haben, unbeschadet der Rechte dritter Per«
«sonen, vollkommengültig seyn.«

„Auch sollen solche Verträge gültig seyn, durch welche schon vor Vcrkün-
»digung dieses, nemlich des zu erwartenden Gesetzes, die Ablösung und die
»Bedingungen, unter welchen jene geschehen soll, bestimmt ausgedrückt sind,
»und nur, in Ermangelung gütlicher Vereinigung, sollen die Bestimmungen
»dieses Gesetzes in Anwendung gebracht werden,u

Es ist ferner der Wunsch ausgesprochen worden, daß die Entscheidung der über daS
Ablöse-Gesetz entstehenden Streitigkeiten dem Richter des Orts, wo das Grundstück
gelegen ist, überlassen, und solche Angelegenheiten, bei welchen eine summarische
Behandlung zuläßig ist, so behandelt, und den vorläufigen Erörterungen über die
Ablöse, gleichwie den Verhandlungen bei der General-Commission die Stempelflei-
heit bewilligt werden möchte.

Ein« Ablösung durch Abtretung von Grund und Boden wurde von der großen
Mehrheit der Stände als unverträglich mit der bereits bestehenden großen Vereinze«
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lung der Güter angesehen und die Weglassung der darauf Bezug habenden Artikel
»«schlössen.

Da der Gesetz » Entwurf nirgends den Berechtigten die Bcfugniß einräumt»
«ine völlige Abfindung zu verlangen, und ihnen dieses Recht nicht ohne Gefahr für
die Beteiligten gestaltet werden kann / so haben die Slände geglaubt, die H. H. 2,
28,' 29, 78 unv ein Theil von 5> 62 könnten wegfallen und statt derselben bloß
bestimmt werden:

"daß auch der Berechtigte die Ablösung durch Verwandlung in feste Renten,
»aber keine gänzliche Abfindung verlangen könne.«

Der von den sächsischen Ständen zu tz. 6. in Vorschlag gebrachte Zusatz:
»daß die Ablösung einer Solidar» Verpflichtung , welche nach dem Gesetze nur
" im Ganzen geschehen könne , geschehen müsse, wenn zwei Drittel der Vcr-
« pflichteten nach dem Thcilnehmungs - Verhältnisse zur Ablöse bereit scyen,«

ist von der Stände«Versammlung bloß für dcn Fall angenommen worden, daß eine
Verwandlung begehrt wird; man hat ihn aber nicht für das Begehren einer ganz«
lichen Absindung gutheißen tönneu, auch die Beitragspflichtig^it für den richtigsten
Maaßstab zur Auümittelung der zwei Drittel gehalten.

In der Voraussetzung, daß des Königs Majestät den Wunsch der Stände, die
Ablöse durch Landabsindung hier nicht in Anwendung bringen zu lassen, allergnädigst
berücksichtigen werden, sind die H. §. 21 und 22 für überflüssig erachtet worden.
Sollte dieser Wunsch jedoch nicht erfüllt werden, so wären im ^. 21 die Worte:
»Wenn ein Thcil»« u. s. w. in diejenigen: vNcnn der Verpflichtete" abzuändern,
und die Beibehaltung der durch tz. 52. festgestelltenRestrictionen als wünschenswert!)
anzunehmen.

Auf die Ablösung der Geld« und Natural - Renten , durch Erlegung des zwan-
zigfachen Betrags, ist durch Stimmen» Mehrheit angelragen worden. Die Mino¬
rität hatte nemlich den fünf und zwanzigfachcn Betrag der Rente als Ablöse, Kapital
in Anspruch genommen, und ist deshalb für den Fall, daß Se. Majestät den Wün¬
schen der Majorität nicht entsprechen sollten, die zusätzliche Bitte gestellt worden,
daß es den Verwaltungen öffentlicher Anstalten gestattet werden möge, für diese auch
gegen den zwanzigfachen Betrag die Ablöle zu "gestatten, ohne dazu einer besonderen
Erlaubniß der höheren Behörde zu bedürfen, da die Zersplitterung solcher Renten
ihre Erhebung oft sehr erschwert und kostbar macht.

Auch ist, um allem Zweifel wegen des Geldwcrths der jährlichen Leistungen vor¬
zubeugen , die zusätzliche Bestimmung vorgeschlagen worden » daß bei jeder Kapital-
Absindung das Geld in der Währung erlegt werde, in welcher es zur Zeit der Er-
»ichtung der Geldrente gestanden, es sey dann, daß der Verpflichtete das Recht
erworben habe, i„ einer niedrigern Währung zu zahlen, für welchen Fall er bei der
Kapital-Abfindung das Geld auch nur in dieser Währung zu legen verpflichtet ist.

vorausgesetzt, daß dem Berechtigten diese Zahlung einen Monat vorher angemeldet
worden, und wenn es eine abschlägliche Zahlung, diese wenigstens >oa Thaler be¬
tragen müsse.

Der 5. 34. kann nach der einhelligen Ansicht der Versammlung wegfallen. Der
T. 38. ebenfalls, wenn der folgende 5. mit den Worten anfängt:

"Zum Behuf der Absindung einer in Körnern und Getreide aller Art zu leisten-
"den Abgabe mit Einschluß des Sackzehntens wird u. f. w.«

Ein Gleiches dürfte mit den 5. 5. ^, 4>, 4,, 43, 44 und 46 geschehen, wenn
statt derselben bloß verordnet würde:
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»daß der Geldwerth des Getreides nach dem Martini-Preis« desjenigen Marktorts
«bestimmt werden soll, welcher dem Orte, wo der Empfang geschehenmuß, am
„nächsten liegt; von diesem Preise soll jedoch in Abzug gebracht oder dem,
»selben zugcs>tzt werden, was das Getreide an dem ersten Orte gewöhnlich
»mehr oder weniger werth ist, und dieses Mehr oder Weniger soll, wenn die
"Partheien sich nicht deshalb vereinigen können, durch zwei von ihnen zu er-
„wählende und in der Gemeinde wohnendeSchiedsrichter, und durch einen drit«
nten von dem Ortsrichler zu bestellendenObmann mit Ausschluß der Opposition
"und Appellation festgestelltwerden.«

Zu tz. 58. ist der Zusatz folgender Worte:
»Einer ganzen Feldsiur oder einem ganz zusammenhangenden Felde, welches
»von andern Gründen durch Wege, Hecken oder Bäche völlig abgegrenzt ist"

einhellig angenommen und ebenso der Wunsck ausgesprochen worden, es möge auch
hierbei die Bestimmung getroffen werden, daß, wenn es sich um bloße Verwandlung
handle, und diese von wenigstens zwei Dritteln einer solchen Feldflur nach der Mor¬
genzahl gefordert werde, die übrigen Verpflichteten beizutreten gezwungen seyn sollen.

Bei ^> 6,. ist die Abänderung des Satzes:
"Wer insbesondere" u s w. in die Worte: "das Stroh bleibt in allen Fällen
„dem Verpflichteten, dock soll der Berechtigte, für den auszumittelndcn Werth
"desselben, eine Mehrvcrgütung in Körnern erhalten."

Zu ^ 63. ist vorgcjchl.'gen worden, d.iß bei der Abschätzung, auch darauf Nück°
ficht genommen werden soll, daß bei der Natural-Erhebung deS Zehntens die Früchte
auf dem Felde gemeinsamer Gefahr unterworfen'sind , diese Gefahr aber bei der Ver¬
wandlung oder gänzlichen Abfindung, den Verpflichteten allein treffe und die Ueber-
nahme derselben, bei d,-r Ausmittelung des Reinertrags in Anschlag gebracht werden
müsse.

Der zu tz. 6/s, von den sächsischenStanden vorgeschlageneZusatz: daß bei der
Beurthcilung der Enragsfnhigkeit auch der Zustand des Bodens, wie er seyn sollte,
und nicht allein wie er ist, berücksichtigtwerden solle, hat diesseits keinen Beifall ge¬
funden und die Abfassung des §. ist völlig genügend befunden worden/

Für den Fall, daß «?e. Majestät den Ansichten der Mehrheit beizutreten gcnihen
möchten, ist durch die Mehrzahl bestimmt worden:

daß drei Veräusserungsfälle auf ein Jahrhundert da angenommen werden kön¬
nen , wo die Verordneten der Stadt, in welcher das Pflichtige Grundstück gele¬
gen ist, auf den Grund der Mutationsregister ein Zeugniß ausstellen, daß da¬
selbst das Eigenthum gewöhnlich mehr als zweimal in einem Jahrhundert ans
andere Weise, als durch Erbfolge wechselt.

Zu §. 69. ist der vorgeschlageneZusatz einhellig angenommen worden:
"In jedem Falle, wo das Laudcmium nach gewissen Prozenten von dem Wcr-
"the oder Kaufpreise des Guts bezahlt werden muß, soll es dem Berechtigten
"wie dem Verpflichteten frei stehen, die Abschätzungdes Pflichtigen Grundstücks
„zu verlangen und nach dem hierdurch ermittelten Werthe das Laudemium zu
"fordern oder zu bezahlen..«

Zu tz. ?5. wurde der Zusatz:
"Der Dienstpfii btige, welcher ablösen will, muß ein Jahr zuvor dem Berech¬
tigte» seine Absicht bekannt machen«

und die Weglassung der tz. tz. 76, 8, und 83. einstimmig vorgeschlagen.
Zu H. 8?,. wünschte die Versammlung allgemein den Zusatz:

"Bei der Schätzung muß der Dienst in seinem ganzen Umfange, wie er ge¬
leistet wird, in Anschlag gebracht, dagegen aber von dem so ermittelten Wer-
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,'thi alles das in Abzug gebracht werden, was der Verpflichtete bei Leistung
"des Dienstes von dein Berechtigten fordern kann."

In den Rhcinprovinzen, mit Ausnahme des ehemals na,'au,!cyen vanoes, >md
die Zwangs« und Bannrcchte langst aufgehoben. In Folge der aus diesem Landes»
theilc eingegangenen Reklamation hat die Stände^Versammlung beschlossen,Se. Ma¬
jestät allerunterthänigst zu bitten , daß Allcrlwchßdieselben geruhen möchten, das für
die älteren Provinzen der Monarchie am 28. Oktober >8<o erlassene Gesetz auch auf
die in dem ehemaligen nassauischenLandestheile und der Stadt Wetzlar noch bestehen¬
den Zwangs- und Banngercchtsame anwendbar zu erkläre».

Die Stände-Versammlung hat ferner in dem Antrage bei des Königs Majestät
auf die Einschaltung folgender Bestimmung:

"Kein Fidei-Commißerbe, Lehnsherr oder Lchnsfolger, er sey Real-Gläubiger,
"Wiederverkaufs - Berechtigter , Nutznießer oder Pächter, kann der unter den
"gesetzlichen Bedingungen nachgesuchten oder zu Stande gekommenen Ablöse
"widersprechen; auf dasjenige jedoch, was der Verpflichtete statt der bisherigen
"Real-Last giebt, haben alle jene Personen das nemlicheRecht, welches sie
"früher an der Real-Last hatten, und können sie zu ihrer Sicherheit ihre An-
»sprüche auf die Gerechtsame in die Hypothekcndüchcr eintragen lassen, der
"Verpflichtete wird aber durch eine solche oder jede andere wider den Bcrcch«
ntigtcn bestehendeallgemeine Hypothek nicht behindert, und wenn er den durch
«die gesetzlichen Bestimmungen ermittelten Kaufpreis gerichtlich niederlegt, so
«kann er die Löschung der auf das abgelöste Grundstück haftende,: Hypothek
"fordern."

und auf die Weglassung der damit unvereinbaren oder dadurch überflüssig gewordenenBe¬
stimmungen sich vereinigt, eben so in dem Wunsche, daß der tz. il6. wegfallen möge.

Eben so allgemein ist der Vorschlag zur Stellung der Bitte an Se. Majestät um
Aufnahme folgender Bestimmung in's Gesetz genehmigt worden, daß es

1) den Zehntherrcn freistehen möge, die Ablöse aller auf dem Zehnten ruhenden
Verpflichtungen, wer auch 'immer ein Recht auf diese haben mag, abgesehen
von der Ablöse der Hauptverpstichtung zu jeder Zeit zu fordern und auszufüh¬
ren. Daß,

2) wenn auf der Gerechtsame, derentwegen eine völlige oder thcilwcise Absindung
Statt finden soll, irgend eine Verpflichtung hafte', der Berechtigte die Befug-
niß habe, diese Verpflichtung auf seine übrigen Güter zu übernehmen, »der
darauf zu bestehen, daß der Verpflichtete sie nach Maaßgabc der Größe des
Grundstücks, welches von der Hauptucrpflichtung frei wird, zu der Größe aller
Grundstücke, auf welchen die ganze Gerechtsame ruht, übernehme. Wählt der
Berechtigte das erste, so muß er das Grundstück frei von aller Last überlie¬
fern; verlangt der Berechtigte das letztere, so wird die Größe der auf der Ge¬
rechtsame ruhenden Last durch Sachverständige veranschlagt» und die hierdurch
ausgemittelte Größe der Nebenuerpflichtunq ratirlich nach der Morgcnzcchlvon
dem ermittelten Betrage der Hauvtoe,pflichlung in Abzug gebracht-

Nicht weniger wünschcnswerlh ist der Stände-Versammlung die Bestimmung er-ichienen:
"daß, wenn das Grundstück, auf welchemdie Rente haftet, an Flächeninhalt
«verliert, oder durch Natur-Ereignisse zerstört wird, eine Reduction der Rente
"durch Experte vorgenommen werden soll.«

und endlich die zu tz. 4> nachträglich verlangte Abänderung, daß bei der Ausmitte-
um>g des Durchschnittspreises bricht di« ,4 letzten Jahre vor der Bekanntmachung des
M erlassenden Gesetzes, sondern die »4 Jahre, welche dem Antrage auf Kapital-Ab¬
findung vorhergegangen, als Grundlage anzunehmen scyen.
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Unterhaltung Die
der Bezirks- >"><!
straßen. Vrovosition erforderte das Gutachten der Stande über einen von dem Ministerio ge¬

machten Vorschlaft zur Erhebung eines Wegegeldes auf den Bezirksstraßen des linken

^D>" Ministerium hatte für die Bezirksstraßen, mit Ausnahme derjenigen, welche
vom Kloster Me>r über Ucrdingen, Rheinbcrg und Xanten nach Eleve führt, die Ein«
fübruna des Wegegeld-Tarifs von »812 vorgeschlagen, welcher bedeutend niedriger,
als der auf den Staatsstraßen bestehende von '824 ist, und die Stände waren zugleich
angewiesen worden, sich darüber zu äußern, ob den Einwohnern auf den Bezirksstra¬
ßen innerhalb ihres Kreises eine Begünstigung zu gewähren sey.

Die Slände haben unter Berücksichtigung des auf dem Landmannc lastenden har¬
ten Druckes und der Unerschwinglichkeit der den Boden treffenden Steuern mit einer
aroßen Stimmen. Mehrheit sick dafür ausgesprochen , daß die Beinahme der ro,/2
Procent von der Grundsteuer nur noch für ,827 Statt finden, dann aber für immer
aufhören und die Erhebung des Wegegeldes nach dem höhern Tarife eintreten möge.
Sie hoben sich zu diesem Antrage um so mehr berechtigt geglaubt, als durch die Erhe-
buna des Wegegeldes auf den Staatsstraßen, welche früher frei befahren werden durf¬
ten, indem de? Staat mit dem Salz-Impost zugleich die Verpflichtung zum Bau und zur
Unterhaltung der Straßen übernommen hatte, bereits eine bedeutende Vermehrung der
Staats-Abgaben eingetreten sey, und diese nicht weiter ausgedehnt werden können.

Ferner haben die Stände darauf angetragen, daß die jetzt Statt findende Eentra-
lisation der Bezirksstraßen-Fonds aufhören und jedem Regierungsbezirke das in dem¬
selben erhobene oder ferner zu erhebende Wegegeld gelassen werden möge, wodurch die
Nheilnahme und Bereitwilligkeit zu Leistungen für diese Sache wieder reger werde»
würden, und endlich haben sie die Hoffnung ausgedrückt, daß dadurch, ,0 wie durch
Uebernahme mehrerer Bezirksstraßen unter die Staatsstraßen, Einstellung des Baues
auf anderen, und durch größere Sparsamkeit in den Arbeiten selbst, der beabstcktigte
Zweck dennoch, wenn auch nicht ganz so schnell, wie in dem vorgeschlagenen Wege,
werde erreicht werden. ^ c. ^ <> «

Gegen diesen Beschluß sind zwar mehrere Erinnerungen von dem Landtags«Eom-
missarius gemacht, und die Stände zweimal veranlaßt worden. den Gegenstand m
nähere Erwägung zu nehmen; dieses hat jedoch keine Abänderung in dem gedachten

^°^"/ne/"sink°dmch ^'d"ieft Verhandlungen noch folgende Anträge bei Sr/ Majestät

°".?dH e? Allerhöchst denselben gefallen möge, auch für die Heerstraßen die Centra°
lisation des Wegegeldes aufheben, in jeder Provinz das ,n derselben Erhobene
v rwenden. und jeder das bereits in die General« Kasse geflossene Allergnad.gst
Zurückerstatten zu lassen, eine Bitte. welche die Stande-Versamm lung um so

3 r wagen zu dürfen glaube, als in den Nhe'nprcv.nzen und Westphalen allem
der höhere Wegegcldsatz für die Landsuhren eingeführt ist, welche hier ,, Sgr.
6 Pf ,.<"- Meile 'bezahlen, dahingegen in den andern Provinzen nur > Sgr.

,) da ^ie^taat°s-Waldunge'n und Bergwerke zur Abnutzung der Straßen besonder!,
Anlaß gäben, die Heranziehung derselben zu den Communal'Lastcn verordnet.

3) die Straße von Verweiden nach Eschweiler zur Bezirksstraße erhoben, und
0 den Gemeinden in den edemals nassauischen Landestheilen d.e Frohnd.enste. wel¬

che sie jetzt noch zum Bau der Staatsstraßen leisten, erlassen werden mochten,
weil auf diesen Straßen die Wegegeld-Erhebung eingeführt, und ,m Älassam-
schen die Aufhebung jener Dienste auch erfolgt ist. Daß
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8) der schon längst beschlossene »au einer Dammstraße von Wetzlar nach Ußlar end¬
lich vorgenommen, und

6) die Bewohner der erstgenannten Stadt von der ihnen innerhalb ihrer Fcldmar-
tung aufgebürdeten Wegegeldsbezahlung entbunden werden möchten.

< 1 tens: ViKyelli.ch«
Se. Majestät halten geruht, der Stände-Versammlung eine Darstellung der Vcr- A"Iuden!*

Hältnisseder Juden in den Rheinprovinzen mit dem Anheimgeben vorlegen zu lassen»
in Berathung zu ziehen, und sich darüber zu erklären:

ob und was für Vorschläge und Wünsche sie etwa in Rücksichtder bürgerlichen
und Rechtsverhältnisse der Juden in der Provinz anzubringen haben möchten?

Aus dieser Darstellung geht hervor» daß die Zahl der in den Rheinprovinzen
wohnenden Bctcnner dieses Glaubens 20,7^2 beträgt, wovon 535, dem rechten und
15,391 Seelen dem linken Rheinufer angehören.

In dem ganzen Umfange der Rheinprovinzen, wo die französische Gesetzgebung
besteht, oder eingeführt gewesen ist, sind den Juden alle bürgerliche Rechte, wie Grund«
besitz, Theilnahme an öffentlichen Remtern gestattet i nur ist ihnen auf dem rechten
Rheinufer nicht, wie auf dem linken, die Annahme bestimmter Familien-Namen aufer¬
legt, noch das Kaiserliche Dekret vom ?tcn März ,8<-8, welches die Beschränkung des
Wuchers zum Zwecke hatte, auf sie angewandt worden.

Dagegen leben sie in den ehemals nassauischen Landcstheilcn noch unter der gvoßen
Beschränkung der alten deutschen Gesetze < sie müssen sich mit besonderen Geleitsbriefen
verschen lassen, deren von ihren Kindern gewöhnlich nur «ins einen erhält; sie bedür¬
fen einer besondern Erlaubniß der Regierung zur Vcrheirathung und zum Handel,
und können nur Wohnhäuser mit den dazu'gehörige» Gärten, nicht aber ländliche
Grundstücke u. s. w. besitzen.

Nach reiflicher Erörterung des Gegenstandes und nachdem einige Anträge zu grö¬
ßerer Begünstigung der Juden, mehrere aber zu einer strengeren Beschränkung der¬
selben , von dem Landtage verworfen worden, hat derselbe sich dahin vereinigt, folgend«
Wünsche Sr. Majestät allerunterthänigst vorzutragen:

>) daß nach dem «orbehalt in dem Edier vom itten März «ll,2 z. 39. die Juden
. aller Provinzen einem General-Synedrio unterzuordnen seyen, aus Männern

von Kenntniß und Rechtschaffenheitbestehend, welches das Kirchenwcsen zu be¬
sorgen , eine authentische Deklaration der jüdischen Glaubenslehren über ihre
Pflichten gegen die christliche Obrigkeit und ihre christlichenMitbürger zu for¬
dern, und dies« Deklaration nach erfolgter AllerhöchsterBestätigung, den Iu.
denlehrern und Rabbinern als verbindliche Form vorzuschreiben hätte. Auch
mochte die Anfertigung jüdischer Neligions« Lehrbücher in deutscher Sprache

. """ d« Unterricht überhaupt in dieser Sprache zu befehlen seyn;
2) daß das vom Qbe^ras>d<>nfl>n »!,f,rm , Zfl'n ^!'Ns,„il,<>s ,8,/< erl

3) da

höchste Dekret vom 3ten März ,3'« bestätigten, Kaiserlichen Gesetze vom i?ten
März 1628 folgende Artikel als verbindlich für die Juden in der ganzen Pro¬
vinz erklärt werden möchten, nemlich:

». daß jede Verbindlichkeit für Anleihen, welch« Juden an Minderjährige, Frauen,
Soldattn, Unttroffizier« oder Offiziere ohn« Bevollmächtigung ihrer Vor¬
münder . Ehemänner, Hauptleute oder der Chefs ihres LorpS gemacht» von
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Rechtswegen nichtig seyn sollen, ohne daß die Inhaber oder Cessionairs sie
gültig machen, und die Gerichte zu einer Klage deshalb authorisircn dürfen.

l». Daß kein Wcchsclbrief, kein Billet auf Ordre, keine Obligation oder Ver¬
sprechen, welches von einem nicht Handeltreibenden unterzeichnet worden,
eingefordert werden könne, ohne daß der Inhaber beweise, daß der ganze
W.rth ohne Betrug erlegt worden fcy.

«!. Daß jede Schuldforderung, deren Kapital auf eine offenbare oder verborgene
Weise durch Häufung der Zinsen von mehr als 5 Procent jährlich beschwert
ist, von den Gerichten herabgesetztwerden solle, und wenn der zum Kapi¬
tal geschlageneZins 12 Procent übersteigt, die Schuldforderung für wuche¬
risch crklcnt, und als solche vernicklet werden soll.

«<- Jeder Handel, welchen ein nicht patent,sirter Jude geschlossen hat, soll nich¬
tig und wirklos scyn, insofern er in der Zeit geschlossenworden, wo das
Dekret vom >7ten März 1808 gesetzliche Kraft gehabt hat,

«. Alle Contracte, oder Verschreibungen, welche zum Beßten eines nicht pa-
tentisntcn Juden während der Dauer des obigen Dekrets für Gegenstände,
welche mit Handel, Maklerei und Schacher nichts gemein haben, eingegangen
werden, soll man durchschauenkönnen. Dem Schuldner wird vergönnt, zu
erweisen, daß betrügcrischcr Schacher, Gewinnst oder Wucher da sey, und
wann sich der Beweis findet» so können die Schuldforderungen vom Gerichte
schiedsrichterlich herabgesetzt, oder auch, wofern der Wucher io Procent
übersteigt, vernichtet werden.

<'. Die Verfügungen des Art. H. des Dekrets (Litt. !>.) über Wechsclbriefe sind
auf das Zukünftige wie auf das Vergangene anzuwenden, jedoch mit Aus¬
nahme des Vergangenen auf der rechten Nheinseite, wo das Dekret erst künf¬
tig zur Anwendung kommen würde, und ihm keine rückwirkendeKraft beige¬
legt werden kann.

3. Kein Jude darf Dienstboten oder Lohnlcutcn auf Pfand leihen und andern
Personen nur insofern, als ein Notar darüber einen Akt aufsetzt, in welchem
bescheinigt werden muß, daß die Geldsorten in seiner Gegenwart und in
Bciseyn von Zeugen erlegt worden seyen. Ist diese Formalität nicht erfüllt
worden, so soll der Inhaber alles Recht auf die Pfänder verlieren, deren
uncntgcltlicke Rückgabe die Gerichte solchenfalls befehlen können.

<>. Bey den nemlichcn Strafen sollen Juden keine Instrumente, Gerätschaften,
Werkzeuge und Kleidungsstücke von Arbeitslcuten, Naglöhnern oder Dienst¬
boten annehmen dürfen.

i. Kein Jude, welcher nickt wirklick in den Nhelnprovinzer, domicilirt ist, soll
anders als kraft ausdrücklicher Bewilligung Sr. Majestät die Erlcmbniß er¬
halten , sich darin niederzulassen.

Ferner trug die Stände-Versammlung darauf an, daß
4) den Juden die Erwerbung des Staats- unv Gemeinde-Bürgerrechts, mit wel¬

chen die Uebernahme von Staats- und Gemeinde - Uemtern verbunden ist,
versagt, und sie bloß als Schutzucrwandte in den Gemeinden zugelassen, ihnen
jedoch gestattet werden möge, die Vormundschaft über die eigenen Glaubens-
Vcrwandtcn zu führen; daß sie

5) angehalten werden sollen, ihre Handelsbücher in deutscher Sprache zu führen,
sich dieser auch bei Verträgen und rechtlichenWillenserklärungen aller Art, und
endlich auch mir deutscher oder lateinischer Schristzüge zu ihrer Namens-Unter-
schritt zu bedienen. Daß

s) die Juden in dem ostrheinischen Theile der Provinz zur Annahme bestimmter
Familien-Namen, nach Vorschrift des Edicts vom >>ten März ,8,2 ange-
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wiesen, ihnen jedoch untersagt werde/ die Namen bekannter Fannli?« zu wäh»
len. Daß

7) insofern der Hausirhandel überhaupt gestartet werde, die Juden dabei so zu be»
schränken seycn, daß sie ihre Wanren nicht auf Kredit verkaufen, wenn sie
es aber dennoch thun, sie solche Schulden nicht gerichtlich einklagen dürfen-
Daß

8) diese Beschränkungen vorlaufig auf zehn Jahre festzusetzenund vor Ablauf der¬
selben ein abermaliges Gutachten der Stände über eine weitere Verlängerung/
Modisication oder gänzliche Aufhebung derselben allcrgnadigst zu erfordern scy/
und daß endlich

9) für den Fall, baß es «?r. Majestät gefallen sollte, die Art. 7. und 8. des alle-
girten Dekrets vom ^ten März 1808 auch ferner mit den übrigen bestehen zu
lassen, Allcrhöchstdieselbenbestimmen möchten, daß denjenigen Juden auf dem
linken Nhcinufer, welche 10 Jahre lang ununterbrochen im Besitze des polizei¬
lichen Patents gewesen, und noch überdies ein Zeugniß von 3/4 des Gemeinde«
raths beibringen, daß sie sich durch eine unausgesetzte tadellose Handlungsweise
ausgezeichnet"haben, die fernere Lösung dieses Patents erlassen, die Juden
der rechten Nheinseite aber, welche durch ein Zeugniß von 3/4 des Magistrats
oder Ortsvorstandes nachweisen, daß sie in dem Rufe eines rechtlichenLebens
und Handelns stehen, von Lösung d-s Patents entbunden scyn sollen.

Einführung
l2, der Preußi-

Untcr allen Mittheilungen , welche Se. Majestät den rheinischen Ständen machen gebung.
zu lassen geruht haben, ist denselben als die wichtigste und folgenreichste das Dekret
vom 2>. Oktober erschienen, nach welchem »n Laufe des Jahres 1828 das preußische
Landrecht mit Ausnahme

,) des 4ten Abschnitts Tit. ?,. Theil ,. von den zur Cullur ausgesetzten Gütern
und Grundstücken,

2) des 23ten Titels des Uen Theils von Zwangs, und Banngerechtigteiten,
3) der drei ersten Titel des 2ten Theils von der Ehe, von den wechselseitigenRech¬

ten und Pflichten der Eltern und Kinder, von den Rechten und Pflichten der
übrigen Mitglieder einer Familie,

4) des 7tcn Titels des zweiten Theils vom Bauernstände,
5) der 6 ersten Abschnitte des 8ten Titels des 2ten Theils vom Bürgerstande, aus¬

schließlich der §. §. 444 — 455. im 5ten Abschnitte, nebst allen sich darauf
beziehenden später« Vorschriften,

'""" die allgemeine Gerichtsordnung, die kriminal «Ordnung vom i^ten Deccmber
l»o5, die Deposital-Ordnung vom ,5ien Dccember 1783, das Sportel« Kassen-
^cglemcnt vom 2oten April ,782, die durch das Patent vom 23ten August ,8,5
bekannt gemachte^ Gebühren-Taxe, so wie alle, diese Gesetzbücherund Verordnungen
abändernd?, ergänzende und erläuternde Bestimmungen in den Rheinprovinzen ein¬
geführt , und da, ,00 die französischen Gesehe in Anwendung sind, an die Stelle
derselben treten wllen.

In Absicht der -<<! >. bis 5. bemerkten Gegenstände sollen die jetzt gellenden Ge¬
setze ohne Ausnahme vor der Hand gültig bleiben, bis neue gesetzliche Bestimmungen
ergangen seyn werden; auch in sämmtlichen Rheinprovinzen bis zur erfolgten Revision
der Hypotheken-Ordnung, alle auf das Hypothekenwcsen sich beziehende Gesetze nicht
zur Anwendung kommen, und statt derselben die 5. ^. 7—»3 des Patents vom
2'ten Juni 1825 wegen Einführung des allgemeinen Landrechts u. f. w. in das Her-
zogthum Westphalen u. s. w. (sieh« Ges.. Sammlung Seite >53) eintreten.
?,
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Ferner sollen n..ch den gedachten Gesetzendie in einzelnen Provinzen und Landes«
tbeilen, aufweiche dieselben anwendbar sind, bestandenen Rechte und Gewohnheiten,
wenn solche früher aufgehoben worden, auch ferner außer Kraft bleiben, es sey dann»
daß denselben wieder durch ausdrücklicheBestimmung Sr. Majestät, in Folge des An¬
trags der Stände, Gesetzeskraft beigelegt würde, diejenigen aber, welche bisher bei¬
behalten worden, sollen auch ferner bestehen bleiben.

Hiervon sollen die, in dem ostrheinischenHheile des Regierungsbezirks Coblenz
unter dem Namen: Gemeindsrccht, bestehenden Subsidiar-Nechte ausgenommen wer»
den, und an deren Stelle die oben näher bezeichneten preußischen Gesetzetreten, wie
solche in den ältern Provinzen gelten, jedoch auch nur als Subsidiär ° Recht und zwar
dergestalt, daß die dort noch zunächst geltenden Provinzial-Gesctze auch fernerhin ihre
straft behalten. Von solchen Provinzial-Gesetzen, welch«neben dem preußischen Land»
rechte beibehalten werden, soll durch Dcputirtc des Landtags ein Verzeichnis angefer»
tigt, und durch den Landtags-Commissarius, dem Staats-Ministcrio eingereicht wer¬
den, welches, um alle Ungewißheit darüber» welche Provinzial-Gesctze oder welche Be»
stimmungen derselben künftig noch Kraft haben» zu beseitigen, die Bekanntmachung
jenes Verzeichnisses durch die Gesetzsammlungverfügen wird.

Von dieser Bekanntmachung soll zwar die festgesetzte Einführung der preußischen
Gesetze nicht abhängig gemacht werden; Se. Majestät haben aber den Ständen erösf-
net, daß Allerhöchstdicstldengeneigt seyen, sich diejenigen Modificationen, welche aus
provinziellen Lokal-Verhältnissen oder den sonstigen Eigenthümlichkeiten der Provinz
als nothwendig oder nützlich sich ergeben, Allergnädigst vortragen zu lassen, so wie
Se. Majestät dann auch die allerunterthänigsten Wünsche der Stände wegen Wieder»
auflebung früherer Provinzial-Gesctze vernehmen wollen, und die Auswahl von diesen,
so wie die Berathung über die vorerwähnten Modifikationen nach Analogie der 5> 5
3. und 8l!<i. des Pliblications-Patents zum allgemeinen Landrechte vom 5tcn Februar
l?94 einer Commissionübertragen wollen, zu welcher der Landtag aus den beiden
ersten Ständen zusammen zwei Abgeordnete, ferner einen Abgeordneten der Städte
und einen Abgeordneten der Landgemeinden durch Wahl zu ernennen» angewiesen»
und dabei bestimmt worden ist, daß die Arbeiten dieser Commission, nachdem sie vom
Staats-Ministerio geprüft scyn werden, dem Provinzial-Landtage bei dessen nächster
Zusammenberufung vorgelegt werden sollen.

Die Kunde von der beabsichtigten Verän'uerung in der Gesetzgebung und im Ge»
richtsverfahrcn verbreitete sich schnell in's Publikum und hatte zur Folge, daß sick di«
Städte Aachen» Barmen, Bonn, Coblenz, Cöln, Erefeld, Crcuznach, Düsseldorf.
Elberfeld» Eupen» Lenncp» Malmedy, Nonsdorf» Saarbrücken» Saarlouis und Trier,
theils direct an Se. Majestät, theils an den Landtag wandten, oder ihre Abgeordne¬
ten beauftragten, ihr Organ zu seyn, um den ehrerbietigen Wunsch auszusprechen, daß

i) die Einführung des preußischenLandrechts nicht vor vollendeter Revision desselben
Statt finden, und daß

2) dasjenige in dasselbeaufgenommen werden möge, was sich in der hiesigen Lan¬
des bestehenden Gesetzgebungals gut, zweckmäßig und dem Cultur »Zustande
der Provinz angemessen erwiesen habe, namentlich die ganze Handels »Gesetz¬
gebung.

Das Gerichtsverfahren betreffend, so ist die Beibehaltung
1) des öffentlichenund mündlichen Verfahrens,
2) der Geschwornen-Gerichte,
3) der Handels» und Friedensgcrickte, so wie
4) der Gewerbe-Gerichte in den Fabrikstädten, wo solche bestehen, und ihre Ein¬

führung da, wo sie noch nicht angeordnet sind, eben so
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5) Gleichheit vor dem Gesetz und dem Nichter, und endlich Beibehaltung oder Ein»
fichrung der Handelskammern in den Handelsplätzen,

beinahe allgemein gewünscht worden, indem nur einige wenige sich für die unbedingte
Beibehaltung der ganzen gegenwärtigen Gesetzgebung ausgesprochen haben.

Diese Wünsche sind von der großen Mehrheit des Landtags gcthcilt worden, und
es haben Beratungen über dieselben Statt gefunden, obschon ein großer Theil der
Ritlerschaft die Meinung aufgestellt hatte, daß sie nicht zurBerathung geeignet seyen.

Man hat nämlich in dem AllerhöchstenDekret vom 23ten Oktober eine Königliche
Proposition oder Mittheilung erkannt, über welche die Ansichten der Stände, so wie
die Wünsche der Provinz, Sr. Majestät alleruntcrthanigst vorzutragen der Inhalt
des Dekrets nirgendwo zu verwehren scheine, wie dann ja auch schon, um die zu er¬
wählende Commission mit den nöthigen Instructionen zu versehen, eine Berathung
darüber unumgänglich nothwendig sey» und somit ist man zu dieser Berathung über¬
gegangen, indem zuerst die Annahme des durch den ^. 6. der Provinz bewilligten
Provinzial» Gesetzbuchs unter dankbarer Anerkennung der ihr dadurch zufließenden
Wohlthat einstimmig beschlossen worden ist.

Der erste Vorschlag der Majorität des Ausschusseswar, Se. Majestät zu bitten,
daß die Einführung des allgemeinen preuß. Landrechts, die Gleichheit aller Stände
vor dem Richter, die staatsrechtlich begründeten Privilegien der Standesherren aus¬
genommen , beibehalten werden möchten.

!"/ u>l,ll> ^>lV!ll<j!uiu iur VI« i/licyier yeraoieyeno, für vir ^l!U)lr^l!!!!llr» ^x^«lzjll/
kränkend und erschwerend, für den Erimirten selbst aber ohne Werlh.

Es ist darauf zur Abstimmung gekommen, und die Mehrzahl ist dem Antrage
des Ausschussesbeigetreten.

Der zweite Vorschlag betraf die Beibehaltung des öffentlichen Verfahrens in
Civil-Sachen. Als ein Grund gegen diese, ist die Bcfugniß des Staats, durch die
Deffentlichkeil zur Betanntwerdung wichtiger Familien-Geheimnisse Anlaß zu geben,
in Zweifel gezogen, und behauptet worden, daß sie sich mit der preußischen Proccdur
nicht werde vereinigen lassen; für sie die Erfahrung angeführt worden, daß die
Furcht vor der Öffentlichkeit Manchen von der Anstellung chicanöserKlagen abhalte,
und der Antrag auf ihre Beibehaltung genehmigt worden; wobei mehrere Glieder der
Minorität die Zweckmäßigkeit einer beschränkten «>ffenttickr>it zugaben, und eines
derselben den Wunsch äusserte, es möae die Abstimmung der Richter, wegen des Nrtheils
sogar, öffentlich geschehen.
... Drittens war als Gegenstand des Wunsches bezeichnet worden, daß bei der Ein¬
führung des allgemeinen preußischen Landrechts, der Verhandlungsmethode, vor der
Unter,uchungsmethode zur Instruction von CivÜ-Prozessen, von Sr. Majestät der Vor¬
zug gegeben werden möge.

Die Vortheile und Mängel beider Verfahren sind gründlich erörtert und für das-
lenlge der Instruction angeführt worden, daß der Richter sich schon von Amtswegen
des schwacher«Theils annehmen müsse-, dagegen aber, daß es vielbeschäftigten Rich¬
tern unmöglich sey, alle Instructionen gründlich und schnell zu behandeln, daß der Richter
durch die Instruction oft Interesse für eine Parthei gewinne, und nock öfter in den
Verdacht der Partheilichkeit gerathe, daß in den neuesten Prozeß-Ordnungen der
Vcrhandlungs-Methode überall der Vorzug gegeben worden, und überdies auch bei
diesem eben so wie bei'm Instructions - Verfahren, Reclusgrundsätze vom Richter sup»
Plirt werden müßten, und daß es sich überhaupt darum handle, ob man die Partheien
zu Herren ihrer Sache machen, oder ihnen den Richter zum Vormunde geben wolle.
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Bei der darauf Statt gefundenen Abstimmung hat sich die Mehrzahl für die Ver¬
handlung^ >/ die Minderzahl für die Instructionsmethode erklärt.

Der Ausschuß hatte ferner vorgeschlagen, Sc. Majestät zu bitten, die Einführung
des allgemeinen preußischen Landrechts in Fallen, wo zwei gleichlautende Urtheile vor¬
handen sino < den Instanzenzug auf zwei zu beschränken, mit der Bemerkung, daß
dieses eine Verminderung von Prozessen zur Folge haben werde, der ncmliche Grund¬
satz auch in einigen neuern Prozeßordnungen < den österreichischenund nassauischcn
neinlich, angenommen worden sey, und hat sich die Mehrzahl für den Vorschlag des
Ausschusses ausgesprochen.

Der nächste oder fünfte Vorschlag des Ausschusses bezweckteebenfalls eine Ver¬
einfachung der Procedur; Sc. Majestät solle ncmlich gebeten werden, für Nullitäts¬
klagen, welche auf directr Verletzung des Gesetzes begründet werden, nur eine einzige
und höchste Instanz zuzulassen i die Annahme dieses Vorschlages wurde durch die
Mehrzahl entschieden.

Die sechste Frage, ob bei Sr. Majestät darauf angetragen werden solle, daß bei
Einführung der preußischen Landcsgesctze mit Trennung der freiwilligen Gerichtsbar¬
keit von der strittigen, das Notariat, wie es dermalen, durch die Königliche Cabinets-
Drdre vom 25ten April neu organifirt, in den Rheinprovinzen bestehen bleiben möge,
wurde durch die Mehrzahl bejaht, nachdem die wohlthäligen Folgen dieser Trennung
ausführlich geschildert und gegen diese kein Einspruch erhoben worden.

Der siebente Antrag des Ausschusses, welcher auf Beibehaltung selbständiger Be¬
amten zur Erecution rechtskräftiger Urtheile gemacht worden, hat zu weitläufigen Er¬
örterungen Anlaß gegeben. Obschon es von allen Seiten anerkannt worden ist, daß
die jetzt bestehende Einrichtung der Gerichts-Erccutorcn zu vielen Bedrückungen Anlaß
gebe, so wurde doch von einigen Mitgliedern der Versammlung darauf bestanden, daß
die Frage, so wie der Ausschuß sie gestellt habe, beibehalten, und darüber abgestimmt
werde, ob »ie jetzige Einrichtung bleiben solle, und erst wenn diese Frage erledigt sey»
über die Modifikationen verhandelt werde.

Unter diesem Vorbehalte ist die Mehrzahl dem Antrage des Ausschusses beigetre¬
ten, und als es zur Berathung über die bei dem Institut zu wünschenden Modifika¬
tionen kommen sollte, behauptet worden, daß, da sich nicht 2/3 der Versammlung für
die bejahende Meinung entschieden hätten, die aufgeworfene Frage als verneinend zu
betrachten sey, und von einer zusätzlichenFrage nicht mehr die Rede seyn könne.

Dieser Behauptung ist aber von der Mehrzahl widersprochen, und von ihr der
zu Protokoll gegebenen Ansicht eines Abgeordneten /

d.>ß die größte Sorgfalt in der Wahl der Erccutiv-Bcamten, Vereinfachung des
Verfahrens in ganz geringfügigen Sachen, Revision und Ermäßigung derTar-
ordnung und Einrichtung einer umfassenden Controlle nöthig scheine, um den
Klagen gegen die Gerichts »Erecutoren vorzubeugen. Insbesondere sey zu wün¬
schen , daß die Staatsbehörde nicht nur den Klagen der Partheien über etwaige
Pflichtverletzungen auf die leichteste Weise zugänglich sey, sondern auch «^nMlü'n
eine beständige Uebersicht der ganzen Amtstätigkeit eines jeden einzelnen Ere-
cutiv-Beamten erlange, um sowohl Begünstigungen als Bedrückungen auf's
schnellste rügm und im gesetzlichen Wege ahnden zu können,

beigepflichtet worden.
Für Beibehaltung der Handelsgerichte hat sich die Versammlung einstimmig, und

für diejenigen des jetzt in den Rheinprovinzen bestehendenConcurs - Verfahrens die
große Mehrzahl erklärt, indem die Nothroendigkeit der Vereinfachung und Abkürzung
des preußischen Verfahrens für solche Fälle allgemein anerkannt wurde.

Die Oeffentlichkeitder Verhandlungen bei Criminal-Sachen hat die Mehrzahl für
sich gehabt. Von der Minderzahl ist angeführt worden, daß das öffentlicheVerfahren
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beschimpfendfür den Angeklagten scy, und das Preußische besonders da seine Vorzüge
bewie!e, wo der Angeschuldigte, wenn die Anzeige nicht hinreiche, ohne Aufsehen aus
dem Hrresthause entlassen würde. Deffentliche Sitzungen, in welchen ein überführter
^erdrecher ,n Folge Zurücknahme früherer Geständnisse und schwankender3<ugen-Aus-
»agen sreigesprochen würde, scyen eine Schule des Lasters. Auch sey das öffentliche
«Verfahren kostbarer.

Dem letzterwähnten Grunde ist eines Theils widersprochen, andern Tbcils derselbe
nicht erheblich befunden worden, und die große Mehrheit hat die Mcmung aufgestellt,
daß d»> öffentliche Erscheinung nicht allein für den Angeklagten nicht beschimpfend,
londern vielmehr allein im Stande scy, von den, freigesprochenen Uaschuldigen allen
Vchlmps abzuwenden, so, daß ganz das Gegentheil von dem einträte, was die Mino¬
rität davon befürchtet habe.

Es ist nun zur Frage gekommen, ob auch die Beibehaltung der Geschworenen¬
gerichte von des Königs Majestät erbeten werden solle? Ucber das diesem Institute zum
Grunde liegende Princip hat sich ein Mitglied des ersten Standes dahin geäußert, daß
°a„eioe allerdings eine der wesentlichstenAnordnungen der Eriminal-Iusnzpflege deut-
icyen U>1prungs scy, und sich in dem Austrägal-Gerichte, welches Sc. Majestät den
vormals unmittelbaren Familien bewilligt habe, wieder finde. Nach England verpflanzt,
«^«<5 l^ck d"t- allein vollkommen ausgebildet. Wie die Nheinprovmzen dasselbe
«',?.« >"'^ "galten hatten, sey es nur ein Schatten der enalüchen Jurys qe-
^i« ^6 '^ . ^"° ^ ""'^ sar nickts mehr. Der größte Mangel aber bestehe
oann, daß gerade die Verbrechen ausserhalb der «Kompetenz des Gejchworencn- Gc-
rich^ lagen, welche am wesentlichsten ein Gegenstand desselben seyn sollten. Die

ob das Institut der Geschworenen sich so mit der preußischen Criminal'Ordnuna
i.nr, K ""e.""gcn lasse, daß es sich zur höchstenVollkommenheit erheben könne>
^n,.^«^'^."/^ wahrscheinlichsey, für die jetzt zur Beurlheilung der Geschworenen
rommenoen Falle aber, den Richtern allein, wenn sie mit eigenen Augen sähen und
A,n) ^e"°" .»hrcn horten, das Schicksal der Angeklagten ruhig überlassen werden

w'' «m ^ ^"6'° keinen Werth mehr,
kennen ^,.l'^'^^" Ritterschaft, welches die Gcschworenen'Gcrichte in England genau
Verfaß lernen Gelegenheit gehabt hat. ließ dem Princip ebenfalls Gerechtigkeit wie-
mili , ^n'.^! ^.^ c^^c nur darum hier nicht anwendbar, weil ihm die ganze
mitita,rpsi,cht,gc Mannschaft und alle Beamten entzogen würden,
a'ltell^ 'c^-,,""^ "'la,°ll."" worden, daß nur Verwaltungsbeamten und wirklich ein«
und y ..-"l/itair-PcrWnen nicht vor die Gerichte gebracht werden könnten, gerichtliche
vissen 5», c',< "^" aber, so wie alle beurlaubte Landwehrmänner und Hriensreser-
wo sich d^m'! «""worfen seycn, Es bleibe also immer noch ein großes Feld übrig,
bar da dc.« >"! der Anst.'lt bewähren könne, und dieser Nutzen scy auch unverkenn,
Iusti- von Kc^"" Interesse, welches das Volk an der Verwaltung der Crmnnal-

und noch immer nehmen werde, dadurch auf eine
Auch sc s ^^nl ' "'s durch bloße Desscntlichkeit geschehen könne, entsprochen werde,
sch^renen ,u einc^U«^ "" '" l^"''" Fällen zu diesem Amte herbeigerufenen Gc«
seyen. «.r^f l ^k"^ung der Aufmerksamkeit auf die kleinsten Un.stände geneigt
N cl? .1, .^ R^tern, weichen solche Verhandlungen keine neue Erscheinung sind,
dach a a n ä"Ä ' ' '"7 ^""o- Zudem scy es dockst nützlich, um unbilligen Ber¬
gen a?'?'' ^'^"5.^ ""«".den. wozu das Volt nacl. der Verur.he.Iunq immer
voN d?'..^ dasselbe zu Urtheilen mitgewirkt habe, welcoe sich hintcnnach nicht
sch.if? ch.^ T ^'"'^" lasscn, weil sie auf Wahrnehmungen beruhen, worüber keine
öhn N^ "'"""s" ""^'ck sind, weswegen ein öffentliches Criminal-Gericht
yne Geschworene und ohne Beweisthcorie schwerlichauf die Dauer als eine zur Ver-
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waltung der Gerechtigkeitspfieg« geeignete Einrichtung angesehen werden könne. Auch
sey zu hoffen/ daß unter höherem Beistande der Geschworenen»Anstalt eine für die öf¬
fentliche Wohlthat und Sicherheit förderlicheAusbildung gegeben werden könne, und in
dieser Hoffnung hat sich die Mehrzahl für Beibehaltung der Geschworenen»Gerichte
erklärt.

Für die Beibehaltung der Fricdensgerichte als richterliche Instanz und als Ver-
gleichsbehörde hat sich, so wie für die Uebertragung der Leitung der vormundschaftli¬
chen Angelegenheiten an die Friedensrichter unter Zuziehung des Familienraths die
Mehrzahl erklärt, und ist der Antrag, daß Se. Majestät gebeten werden möge, bei
Einführung der Sporteltare die für die Verwaltung der Justiz bisher, sey es als Zu¬
satz »Centimen, sey es als ein Theil der Principal »Steuer, erhobene Abgabe nicht
mehr fortbestehen zu lassen, einstimmig angenommen worden i so wie auch die Mehr¬
zahl für die Beibehaltung eines öffentlichen Ministeriums bei den Gerichten und die
Beibehaltung oer Civilstands«Register sich ausgesprochen hat.

Dem Vorschlage, daß Se. Majestät gebeten werden möge, die Einführung des
allgemeinen preußischen Landreckts in den Rheinprovinzen so lange zu verschieben,
bis über die vom Landtage in Vorschlag gebrachten Modisicationcn verfügt, und die
Revision des allgemeinen Landrechts in dem damit zusammenhangenden altprcußischen
Gesetze vollendet seyn werde, ist ein anderer des Inhalts entgegengestellt worden» daß
die Bitte auf Beschleunigung der Resolution wegen der fraglichen Modisicationen ge¬
richtet werden möge, so daß die desfallsigen Beschlüsse zugleich mit den altpreußischen
Gesetzen bekannt gemacht werden könnten; der ersterc wurde von der Mehrzahl ange¬
nommen , und dabei die Hoffnung ausgedrückt, daß, wie bei Einführung des allge¬
meinen Landrechts ebenfalls geschehensey, selbst nach Bekanntmachung jener Beschlüsse,
ein angemessener Termin der wirklich eintretenden verbindlichen Kraft der preußischen
Gesetzevorhergehen werde.

Die aufgeworfene Frage:
ob Se. Majestät zu bitten sey, die Gesetzedes bestehenden Strafgesetzbuchs
aufrecht zu erhalten, welche idie Sicherung der Personen gegen willkürliche
Verhaftungen zum Zwecke haben,

so wie die zur Sprache gekommenenWünsche:
i) die Beibehaltung der Güter-Gemeinschaft unter den Eheleuten in Ansehung

auf Erwerb,
2) die Anweisung einer statutarischen Erbportion für den Letztlebendenunter Ehe¬

leuten ,
3) den Vorzug der Eingeborenen bei der Verleihung öffentlicher Aemter auf den

Grund des alten Indigenat« Rechts, und
4) den Entwurf einer vollständigen Rural - Verordnung auf den Grund der hier

bestehenden ackerwirthschaftlickenGebräuche betreffend, so wie
5) die Bitte um eine Gesinde-Ordnung,

find der Prüfung und Nerathung der noch zusammen zu berufenden Commission vor¬
behalten , und ist dabei beschlossenworden, daß das Protokoll über die vorstehenden
Verhandlungen der Commission mitgetheilt werden und ihr als Anhaltpunkt dienen soll.

Die Wahl der gedachten Commission hat bei'm Schlüsse des Landtags Statt ge¬
sunden, und zwar, nach einer besondern deshalb vom Staats»Minist«rio unterm ^ten
December erlassenen Vorschrift, ständeweise, obschon gegen die durch diese Verordnung
dem allgemeinen Gesetze vom 5ten Juni »8,3 und dem besonder« Gesetze vom z^ten
Mirz »8,5, so wie dem 8ten Art. der Anlage zum Dekret vom 22ten Oktober 1826
gegebene Deutung vielfacher Einspruch erhoben, und dieselbe als eine Abänderung oder
Deklaration AllerhöchsterBeschlüsse dargestellt worden. welch« ohne die Vanction Tr.
Majestät nicht als gesehträftig betrachtet werden könne.
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, Da indessen der Landtags« Marschall jede Erörterung dieser Frage untersagte, und
den Antrag, eine ehrerbietige Vorstellung gegen die Entscheidung des Staats «Mini-
ven» an Se. Majestät zu richten, als unzulässig erklärte, so sind die Wahlen dieser
«ntstheidung gemäß, vorgenommen und dadurch von den Standeshcrren und der Rit¬
terschaft die Abgeordneten von Mirbach und von Bodelschwing, von den
«tadten der Abgeordnete Heinrich Kamp und von den Landgemeinden der Abge¬
ordnete Bracht durch absolute Stimmen °>Mehrheit zu Mitgliedern der Commission
ernannt worden.

».

<^ie dem Landtage in nicht geringer Anzahl zugekommenenBitten und Anträge
unterwarf derselbe einer Prüfung; diejenigen, welche er für würdig achtete, an den
«tufen des Thrones niedergelegt zu werden, woren folgende:

Hofaalten-
Die Stande »Versammlung hat St. Majestät gebeten, das Hofgartcn - Gebäude Haus zu Dils-

den Ständen allergnädigst einräumen zu lassen, und es ist beschlossenworden, wennseldorf.
Se. Majestät dies«s Gesuch gewähren würden, ein Lokal für die Plenar - Versamm»
lung an jenes Haus bauen zu lassen, wozu ein Plan der Versammlung hat vorgelegt
werden sollen, aber nicht fertig geworden ist.

Mit dem Ober-Bürgermeister von Düsseldorf ist der Pacht-Contratt für das
diesmal benutzte Lokal bis zur Beendigung des nächsten Landtags unter der Bedingung
abgeschlossen worden, daß es der Stände-Versammlung freisteht, dasselbe auch früher
zu räumen, und daß die Pachtung drei Monate nach geschehener Räumung ihr Ende

2.

Sr. Majestät ist auf den Grund einer vom »3ten Ausschüsse entworfenen Dar-,.N^beln-
Itellung die allcrunterthänigste Bitte vorgetragen worden, daß es Allerhöchstdenenselbcn" "
gefallen möge, zu bewirken, daß

>) die Rhcinschiffahrt bald überall, wohl» sich das Fahrwasser des Rheins ergießt,
und zwar, wie die Minister Sr. Majestät es im tz. i. des definitiven Regle¬
ments festgesetzthaben, über Amsterdam, Rotterdam und Dordt, bis in die
offene See frei werde. Daß

2) nach §. 2. des erwähnten Reglements diese Freiheit allen Staaten und Nationen
ohne alle Einschränkung mit dem einzigen Vorbehalt der allgemeinen Sicherheit
emgeraumt, aber

^«"„burch Bewilligung einer höheren als der durch die Wiener Convention
reitgestellten Abgabe, noch durch Gestattung von Beschränkungen auf niederlün-
0!,cyem Gebiete erkauft «erden möge, wodurch die Freiheit illusorischwerden

K?6 A'° Stände - Versammlung hat dabei ihren ehrerbietigsten Dank zu den Stufen
„«,'! dafür niedergelegt, daß die erworbenen Und mit so vielen blutigen Sie-
k, « ^s!"' ?^ bewahrt uns festgehalten worden smd. und hat Sr. Majestät an.
«^AM^ «^ ^ ^ letzt an der Zeit sey, nach Verlauf von zehn Jahren den
vergeblichen Verhandlungen, welche für die Landeswohlfahrt so schmerzlichverloren
gegangen, die Garantleen des Pariser Friedenstractats aufzurufen, und zwar nicht
dloß, um gegenwartig ,n den Besitz des dem Lande zustehendenRechts zu kommen,
londern auch um für die zehnjährige Entbehrung entschädigt zu werden.
di° n ?^er vorerwähnten Darstellung hat die Plenar-Versammlung den Druck und
l»e ^iertheilung an die Abgeordneten beschlossen.

4
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Verhältniß des Der Bauernstand befindet sich in den Nheinprovinzen in einer drückenden Lage.
Ackerbaues Die unverhältnißmäßige Wohlfeilheit und die Erschwerung des Absatzes seiner Pro«

ducte hat ihn in groß«: Noth gebracht, weil mit der erster« die Preise der Bedürf«
msse, welche der Landmann taufen muß, nicht gleichmäßig gefallen, noch die Abga»
den herunter gesetzt worden, und, während in den Nachbarstaaten die Einfuhr hoch
besteuert ist, die dortigen Brenn« und Brauereien es gar nicht sind, oder die Aus»
fuhr ihrer Pruducte durch Prämien begünstigt wird, so daß die inländischen Brenne,
rcien unter der Last der Abgaben erliegen, und der fremde Ueberfluß sich zum eigenen
gesellt, in Folge dessen der Preis des Branntweins hin und wieder an der Grenze
so gesunken ist, dc>ß ?./3 davon zur Bezahlung der Steuer verwandt werden müssen.

Die Viehzucht könnte auf einer höhern Stufe stehen» wenn der Verkauf beS
Viehes in's Ausland nicht ebenfalls durch hohe Abgaben unmöglich gemacht würde,
dahingegen diesen bei dem diesseitigen geringen Steuersätze die Einfuhr leicht und da>
her die Coucnrrcnz für die vaterländischen Produccnlcn erschwert wird. Dadurch ver»
geht dem Landmanne der Muth, sich auf den möglichst größten Anzug und auf die
Stallmastung des Viehes zu legen, und der Wcrlb der Viehweiden in den Rhein»
Provinzen, besonders am Rhein«, ist fast um die Hälfte gesunken^.

Die Produktion des Getreides hat ^ich auch in den Nachbarstaaten, wie hier, be¬
deutend vermehrt -, der Werth desselbenist dadurch gefallen , und hohe Einfuhr-Rechte
schließen den Landmann vollends von den auslandischen Märkten aus, wie dann z>
N. in Holland von der Last Weizen ?,5 fl. ?,8 Cts. und der Last Roggen ,5 fi. 32
Cts. mit ungefähr »5 Proccnt Zusatz «Centimen bezahlt werden müssen.

Die Unerschwinglichkcitder Grundsteuer hat ebenfalls zu vielseitigen Beschwerden
Anlaß gegeben.

An und für sich steht dieselbe schon lange nicht mehr in einem richtigen Verhält¬
nisse zum Reinerträge; sie ist durch die vor und nach hinzugekommen«:«Zulags°Cen-
timen um beinahe die/ Hälfte erhöht uud durch die Grundsätze, welche man bei der
neuen Catastcr-Einrichtung angenommen hat, ist die schwere Last noch schwerer ge¬
macht worden.

Die sechszigjährige Periode von '760 bis 18,9, welche bei der Ausmittclung
des Reinertrags zur Berechnung der Getreidepreisc als Basis gedient hat, begreift
den Zeitraum, mit dessen Beginn sich die ackcrwirthschaftlichcnVerhältnisse auf's gün¬
stigste gestalteten, und mit dessen Ausgang diese sich schlössen.

Freie Ausfuhr und 3c> Kricgsjahre hatten die Preise zu einer ausserordcnt-
lichen Höhe gesteigert. Seitdem ist es anders geworden, und, während der Durch¬
schnittspreis'des Scheffels Roggen für jene Normal-Periode r Rthlr. »8 Sgr. beträgt,
hat dieser in den Jahren >8,^ und >8?,5 nicht einmal die Hälfte jenes Preises aufge¬
bracht. Da die Grundlage fehlerhaft ist, so muß das Resultat irrig seyn, welches
die Grundsteuer in vielen katastrirten Gemeinden zu einer solchen Höhe gebracht hat,
daß die Abgabe weit ähnlicher einem Pachtzins« als einer Steuer ist.

Die Klassensteuer ist nicht minder drückend gefunden worden, und trifft besonders
hart den Landmann, welcher schon g.s.tzlich >/5 des Reinertrages seines Bodens ab¬
geben muß, auf welchem auch noch andere Lasten als Kapitalien, Erbpacht« u. s. w.
haften.

Es wird aber nicht bloß über den Betrag der Steuer, sondern auch über die
Willkühr geklagt, mit welcher dieselbe vertheilt wird. Die Steuerrollen, durch die
Gemeinde«Rcparttwren angefertigt, werden von den Königlichen Regierungen oft
ohne allen Grund abgeändert, wodurch Haß und Unwillen gegen die Vertheil« ent¬
steht, deren viele schon ihre Stellen niedergelegt haben, um den Drohungen und
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Feindseligkeiten ihrer ohne ihre Schuld bcnachtheiligten Mitbürger nicht länger ausge¬
setzt zu seyn.

Auch die Communal-«dteuern haben hin und wieder eine bedeutendeHöh? erreicht,
und in vielen Gemeinden, welchekeine Patrimonial - Einkünfte, aber viele Schulden
haben, betragen dieselben 5o bis 8o Procent von der Abgabe, welche au den Staat
entrichtet werden muß. Dieser Druck wir» nicht nur durch die vielen Besoldungen,
Unterhaltungskosten und Neubauten veranlaßt, welche man den Gemeinden zuschiebt,
sondern auch noch dadurch, daß in vielen Gemeinden die Domainen ftühcr frei von
Schulden-verkauft wurden, und da au der Abtragung derselben gearbeitet wird, der
Antheil, welcher jene Güter treffen sollte, anstatt wie es billig wäre, von dem Staate
übernommen zu werden, den Eigenthümern der übrigen Grundstücke aufgebürdet wird.
Die Abwendung desselbenist bisher vergeblich versucht worden. Es läßt sich begreifen,
wie bedeutend der dadurch für die Besitzer der Patrimonial - Grundstücke entstehende
Nachtheil ist, wenn man erwägt, daß manche Gemeinde zur Hälfte aus ehemaligen
Domaincn besteht.

Die Verheerungen, welche die Rhcinüdcrfchwemmungen seit einigen Jahren ange-
lichtet, haben viele der Uferbewohner in große Noth gestürzt, und sie nicht bloß um
einzelne Ernten gebracht, sondern oft die fruchtbarsten Auen mit Grand und Sand
bedeckt, und sogar Ländereien und Wiesen verschlungen.

Die Befestigung und Unterhaltung der Rhei'nufer werden nicht immer mit der
nöthigen Sorgfalt behandelt; viele Deichdurchbrüchesind noch nichl wieder hergestellt,
weil die Gemeinden, welchen die Unterhaltung der Dämme aus ihren eigenen Mitteln
auferlegt ist, diese nicht besitzen,auch auf die Kosten dieser Unterhaltung bei der Aus¬
mittelung der Reinerträge trotz aller gemachten Vorstellungen keine Rücksicht genommen
worden ist.

Daß der Landmann durch die güustigercn Verhältnisse der frühern Jahre veran¬
laßt worden ist, sein Gut bei Erbtheilungcn zu hohen Preisen zu übernehmen oder
sonst anzukaufen, und, wenn er die Kaufsumme nur thcilweise aus eigenem Vermögen
bezahlen konnte, den übrigen Theil noch zu dem hohen Zinsfüße von 5 Procent ver¬
zinsen muß, ist auch als eine Ursacheseiner Verarmung angeführt worden, welche
nicht verschwiegen werden dürfte, und die Stände-Versammlung hat darauf den
Wunsch begründet, daß es den Vorstehern milder Stiftungen nicht verwehrt werden
möge, gegen gesetzliche Sicherheit, Kapitalien auch zu 4 Procent ausleihcn zu dürfen.

Die Stände-Versammlung hat als das vorzüglichste Mittel zur Abwendung der
dem Landmann drohenden Gefahr gänzlicher Verarmung die Wiederbelebung der
Brennereien und Brauereien erkannt, und diese nur dann für möglich gehalten, wenn
die Abgaben ermäßigt, und eine Betriebs-Controle eingeführt würde, welche für den
«-ttaat minder kostspielig, für den Gewerbetreibenden minder einengend und drückend
als die jetzige, aber dennoch den beabsichtigtenZweck nicht verfehle.

Die seit der Einführung der gegenwärtigen Besteuerung in dcn Rhcinprovinzen
gemachte Erfahrung scheint eine Firation der Stcucr möglich zu machen, welche sich
nach dem Umfange des Betriebs der einzelnen Gewerbcsicllcu richten könnte, und eine
Verminderung der kontrolirendcn Beamten zulassen würde.

Die bleuer'Contingente könnten auf die Kreise oder noch besser auf die Regie-
rungsbeznre vertheilt und durch Dcputirte der Gewerbetreibenden unter Leitung der
Behörden auf die einzelne» Brenn- und Brauereien vertheilt werden.

Ein tüchtiger, sachkundigerBeamter könnte bei einem solchenFixum die Controle
mit größerer Leichtigkeit handhaben, als jetzt fünf derselben thun, und es scheint fast
überflüssig, daß die Prouinzial-Steuer« Dircction noch Superrevifionen anstelle, da
be> «iner solchen Besteuerung ein Gewerbetreibender den andern mehr oder weniger
rontloliren würde.

4*
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Werden die auf solche Weise ersparten Gehälter von der Steuer abgeschrieben,
und wenigstens in den ersten Jahren auch ein Theil derselben nachgelassen, so ist zu
hoffen, daß bald die fremde Concurrenz aus der Provinz verdrängt, der Absatz nach
aussen erstritten, und das Bestehen des Gewerbes werde gesichert werden, und es
könnte alsdann, wenn die Bedürfnisse des Staates eine höhere Besteuerung des Ge«
werbes erheischten, diese nach den gemachten Erfahrungen verwirklicht werden.

Die Entrichtung des durch die Gewährung des ständischen Wunsches in's Leben
tretenden Abonnements in vierteljährigen Raten, ist als eine Erleichterung der Steuer»
Pflichtigen betrachtet, und nachgesuchtworden.

Die Stände-Versammlung hat die Beförderung der Viehzucht als ein zweites
Mittel zur Unterstützung des Landmannes anerkannt, die Aufmunterung dazu und zur
Veredelung der Viehra^cn durch Prämien und öffentliche Belobungen, sodann aber
auch durch Erschwerung der Einfuhr des ausländischen Viehes nothwendig gefunden
und die Erhöhung der Zollsätzebis zur Gleichstellung derjenigen, welche in Frankreich
und Holland bestehen, vorgeschlagen.

Die freie Nheinschiffahrt wird den Absatz der landwirlhschaftlichcn Producte sehr
befördern, und die holländischenTransitzölle werden dadurch wegfallen, jedoch müssen
auch die Einsuhr-Abgabcn dieses Staates und Frankreichs auf Getreidc ermäßigt, und
der Überschwemmung ausländischer Producte, an welchen wir selbst Ueberfluß haben,
namentlich Körnerfrüchte und Mehl, durch angemessene Erhöhung der Zollsätze gesteuert
werden

Das Gesetz vom 3aten Mai 1820, nach welchemder Belauf der Grundsteuer das
Fünftel des Reinertrags nichl übersteigen darf, wird, obschon häufig in Anspruch ge¬
nommen, nicht in Vollzug gesetzt; daher ist gebeten worden, daß diejenigen Gemein¬
den und einzelnen Grundbesitzer, welche zu erweisen vermögen, daß sie mehr als ,/5
des Reinertrages als Grundsteuer bezahlen, auf das Fünftel herabgesetzt und daß zur
Abschätzung des wahren Ertrages eine gerechte Basis durch Annahme der bestehenden
Mittelgctreidcpreise ausgemittelt werden möge.

Nücksichtlich der Gemeindesteuer sind Se. Majestät gebeten worden, die Anord¬
nung zu treffen, daß alle ausserordentlichen Beiträge, zu welchen namentlich die
Stellung der Landwehr-Cavallerie-Pferde gehört, vermieden und die Ausgaben auf
das höchst Nothwendige beschränkt, auch auf alle Steuern vertheilt werden.

Sr. Majestät ist ferner der Wunsch vorgetragen worden, daß die Eigenthümer
von Gütern, welche in der Zwischenzeit der Fremdherrschaft nicht Domainen waren,
der Verbindlichkeit entlassen werden mögen, den Antheil der Gemeinde-Schulden auf
den frei verkauften Domainen zu übernehmen; daß ferner Anstalten getroffen werden
mögen, die Ufer und Damme des Rheins so zu befestigen, daß künftig ähnliche Ver¬
heerungen, wie sie die Uebcrschwemmungender letzten Jahre angerichtet haben, möglichst
verhütet werden, und daß endlich der Anbau von Handelsgewächsen, wie Krapp, Mohn,
Hirje u. s. w, theils durch Belobungen und Belohnungen, theils durch angemessene
Zölle erneuert weiden möge-

Die Stände-Versammlung hegt das feste Vertrauen, das Vatcrhcrz des erhabenen
Monarchen werde sich bei der Schilderung der Noth des Landmannes erbarmen, und
Se. Majestät Mittel wählen, den ehrwürdigen Stand, von. dessen Wohl die Wohl¬
fahrt aller übrigen Stände abhängt, seinem nahen gänzlichen Untergange zu entreissen,
und ihm seinen verlorenen Muth wieder zu geben.

4.

Handel und Auch den Fabriken und dem Gewerbe der Provinz thut Hülfe Noth; viele In-
Fabncen. tmstriezweige sind gelähmt, einige ganz eingegangen, und nur wenige erfreuen sich

eines gedeihlichenFortgangs.
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Zum Theil ist die Stockung durch die Krisis des Iahlts ,6,5 veranlaßt worden;
auch schadet der Druck, welcher auf dem Landmanne lastet, so wie der allgemeine
Geldmangel dem Absatz der Fabrikate.

Aber neben diesen Uebeln, deren Beseitigung der Zeit überlassen weiden muß,
giebt es noch andere Hindernisse, deren Wcgräumung möglich ist, und diese sind vor»
zuglich die Zoll-Linien» welche alle Nachbarstaaten , und zwar meistens als Repressa¬
lien gegen das preußische Zollsystem, gegen fremde Producte und Fabrikate errichtet
haben, wodurch in Deutschland selbst eine allgemeine Handelssperre entstanden ist.

Die Aufhebung derselben oder wenigstens eine bedeutende Erleichterung des Ver¬
kehrs ist unumgänglich nothwendig, wenn nicht noch mehrere Fabrikzweige ganz unter»
gehen^ sollen.

So sind die Leinenbandfabriken, in Folge der bedeutenden Zollcrhöhungen, welche
1«>t einigen Jahren in Frankreich Statt gefunden haben, daselbst beinahe ausgcschlos-
lenund werden durch den neu erschienenenbrasilianischen Zolltarif, wenn derselbe be«
liehen bleibt, auch von dem Markte jenes Landes verdrängt werden. Das Nämliche
droht den Messing-, Stahl- und Eisen-Fabriken in Frankreich und den Baum-
wollfabrikcn in Holland. Schleunige Hülse thut Noth, und Se. Majestät sind dem¬
nach alleruntcrthänigst gebeten worden, durch Allerhöchst Ihre Gesandten bei den bc-

rung
., Die Stände-Versammlung hat ferner den Wunsch ausgesprochen, daß der Verkehr

mit Mexiko, Chili, Peru, Buenos-Ayrcs und Kolumbien durch Anerkennung der Re¬
gierungen dieser Länder, durch Anstellung von Gesandten und Eonsulen daselbst, so
wie durch den Abichluß von Handelsverträgen mit denselben befördert werden, und
U, <^ <^"^l gefallen möge, den Freiherr» Alexander von Humboldt zu
allerhöchst ^zhrcm Gcwndten in Mexiko zu ernennen, weil dessen Verdienste um jenes
i-and für den preußischen Einfluß daselbst nicht anders als höchst vortheilhast seyn

Die Stände haben mit ehrerbietigem Danke anerkannt, was bereits zur Beförde¬
rung des Gewerbcfleißcs geschehenist; die Anlage neuer Straßen und die Verbesserung
,, K^ 2 - "^ Fortschritte gemacht; wenn den Wünschen des Landes entsprochen
«. V. ./ V der Provinz erhobene Wegegeld auch in derselben verwandt wird, so wird
Ne bald etwas Vollständiges aufzuweisen im Stande seyn.
Ko« >,?", Errichtung des Gewerbcvercins und der Austhcilung vorzüglicher Maschinen
«,- , n « ^ "" inländische Fabrikanten als Belohnung und Aufmunterung ihres Gc-
^,.-st.« >'^' s"'d als sehr zweckmäßigeMittel zur Belebung der vaterländischen Fa-
vrlren dankbar erwähnt worden.
«n ' ^'".?°ltwtsen si„d wesentlicheVerbesserungen gemacht, und dadurch nicht nur der
^riesw.cy,ei, sondern der Transport von Reisenden und Effecten sehr erleichtert wor¬
den. H)ie Erhöhung des Porto's ist zwar lästig; da sie aber denjenigen trifft, der
l»e fortheile genießt, welchedadurch herbeigeführt werden, so ist darüber keine Klage
geführt worden, sondern nur der bestehendePostzwang ein Gegenstand der Beschwerde
gewefen, wonach Pakete unter ^o Pfund und Briefe zwischenoft nur r — 2 Stun-
den von einander gelegenen Orten, bloß mit der Post befördert werden dürfen, was
m den lebhaften, dicht bewohnten Fabrikbczirken manche Unbequemlichkeitveranlaßt.
Hie Aufhebung dieses Zwanges oder eine Modisication desselbenist daher in Antrag
gebracht worden, in der Art, daß nur bei directcm Postcurs Pakete unter >o Pfund
postpsilchtig seyen, und der Boten-Verkehr zwischenOrten, welche r Meile und weni¬
ger von einander entfernt sind, ganz ftc, gegeben werde.
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Als eine Erleichterung des Verkehrs hat die Stände-Berfammlung die bestehenden
Handelsgerichte betrachtet, und auch bei diesem Anlasse sich für ihr Fortbestehen, so
wie für die Beibehaltung der Gewerdcgerichte (^«»»eU» «iu i'rucl'Iinmino«) und der
Handelskammern, wo dieselben bereits organisirt sind, oder für ihre Einführung da,
wo sie noch nickt bestehen, ausgesprochen» Die bei der Gewerbesteuer getroffene An¬
ordnung, daß der Zutritt eines Gewerbetreibenden zu den Klassen ^. L. l'. v. und 1l.
das von der Gesammtheit aufzubringende Ouantum vergrößert, und, weil der Neu«
Aufgenommene in der Regel den Mittelsatz nicht tragen kann» der Unterschied dem be¬
deutender« Gewerbsteuervsiichligen aufgebürdet wird, veranlaßt eine Ungerechtigkeit
gegen .diesen, welcher wegen der vermehrten Concurrenz, mit welcher der Absatz nicht
Schritt hält, eher auf eine Erleichterung Anspruch machen dürfte; daher die Stände-Ver¬
sammlung darauf angetragen hat, daß, wie es auch im Gesetz von '8>c> geschehen,
jedem Ort und Kreise sein fixes Steuer «Quantum zugeschrieben, ihm die Vertheilung
desselbenüberlassen, und auch eine andere, als die im GesetzevorgeschriebeneStufen¬
folge gestattet werden möge.

Die Lösung der Gewerbescheine ist nicht nur eine lästige, sondern auch eine kost¬
spielige Sache, und dadurch besonders verhaßt geworden, daß eines Theils der Fab¬
rikant, welcher mehrere Reisende hält, für jeden diese Abgabe entrichten muß, andern
Theils die benachbarten Staaten als Repressalien die nemliche Steuer, aber nur gegen
fremde Reisende eingeführt haben.

Dort hat der inlandische Fabrikant also einen Vorzug, hier steht derselbe nicht
einmal mit dem Fremden gleich, sondern sogar gegen denselben im Nachtheile, indem
sein Gewerbe doppelt besteuert wird. Die Aufhebung dieser Steuer ist demnach in
Antrag gebracht worden, so wie auch jene der Zwangszahlung in Gold und Kassen¬
scheinen bei Zollgefallen über 5 Nthlr. so wie von Kassenscheinen allein bei direkten
Steuern über ?, Rthlr., weil dieje Bestimmungen dem Staate wenig Nutzen bringen,
für den Steuerpflichtigen hingegen mit mancher Unbequemlichkeitund vielem Nachtheile
verknüpft sind.

Für die Gerbereien von Malmedy u. s. w. ist die AllerhöchsteVerwendung bei den
Regierungen der Niederlande und von Kurhcssc» nachgesuchtworden, damit letztere den
Zoll auf Sohllcdcr von 8 Rthlr. vom Ztr. auf 6 Rthlr. herabsetzen und für den Ver¬
kehr auf der Kasseler Messe, die nemliche Erleichterung bewilligen möge, welche dies¬
seits auf den Messen zu Frankfurt a. d. O- und Naumburg eingeräumt wird, woselbst
bekanntlich ein Nachlaß von '/3 des Zolles Statt findet. Holland erhebt nur » 1/2
Procent Zoll auf Eichenrinde bei der Ausfuhr seewärts, landwärts aber 2a Procent
und hat noch überdies die Hauptstraße von Lüttich nach Malmedy dem Transport der¬
selben verschlossen, welche letztere Stadt aber diese Rinde nicht wohl entbehren kann,
daher Herabsetzung des Zolls und Oeffnung der Hauptstraße um so mehr von Holland
verlangt werden kann, als Preußen für die nach jenem Lande gehende Rinde nur 2
Sgr. !>«,- Centncr erheben läßt.

Den Baumwollspinnereien wird es schwer, mit den Engländern zu concurriren;
wenn man aber die Garne der letzteren höher besteuern wollte, so würden die Fabriken
und die Nothfärbcreien zu sehr darunter leiden, und da sich besonders letztere leicht ver¬
pflanzen lassen, so erscheint es nicht rathsam, andere Maaßregeln als die bereits vom
Ministerio ergriffenen, nemlich die Vertheilung der neuesten Maschinerien an verdienst¬
volle Unternehmer zur Beförderung dieses Gewerbezweiges vorzuschlagen.

Den Wollen- und Seidenfabriken ist die Sperrung Rußlands sehr nachtheilig ge¬
worden. Die AllerhöchsteVerwendung zur Erneuerung des Verkehrs mit jenem Lande
würde nicht ganz ohne Erfolg bleiben können, und ist daher allemnterthänigst nach¬
gesucht worden.
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Endlich sind Se. Majestät im Interesse der Rheinfiößcrci. gebeten worden, zu
befehlen »

,) daß die über den Büderickcr Nhcinarm führende Schiffbrücke im nächste» Jahr«
zur Durchfahrt für Schiffe und Flöße eingerichtet, und dafür nicht mehr als
das an der alten Weseler Schiffbrücke bestellende Durchlaßgeld erhoben, bei den
bestehenden Brücken von Codlenz und Cöln aber ganz nachgelassen werden
möge, und

2) zu bewirken, daß
-,. der in einigen Ortschaften des Großbcrzogthums Baden bestehende Zwang, sich

zur Nhcinfiößcrei ausschließlich der dortigen Einwohner zu dem von denselben
selbst bestimmten Lohne bedienen zu müssen, aufhöre, weil gegen die baden«
sehen Unterthanen in den preußischen Landen nirgend ein ähnlicher Zwang be¬
steht, so wie auch

d. daß die dem Rhcinhaudel durch die seit >8i5 errichtete Schiffbrücke zu Ger-
mersheim auferlegte neue konvcntionswidrige Belastung auigehoben und der
Durchlaß frei gegeben werke

. Die Darstellung der Ackerbau- und Gewerbeverhältnisse ist größtentheils aus den
denn Landtage eingegangenen Special-Anträgen entnommen; es sind deren aber auch
vorgekommen, welche zu besonderen Vortragen bei des Königs Majestät Anlaß ge-
geben haben.

zwar Klassensteuer,
örtert

las«
und,.,.^»,»..-.»^,uu!!lU!!! ,l:r oie iM)c>nproo>nzcn von drei zu drei fahren seuzu,ieuen, IINV

dasselbe uorerst mit Berücksichtigung des gegenwärtigen Ertrages, der Erhcbungöge-
duyren und der unbeibringlichcn Beiträge auf Eine Million Thaler zu bestimmen, so¬
dann zu ^statten, daß diese Steuer durch den Oberpräsiocnlen, mit Zuziehung der

Gemeinderath oder die von demselben zu erwählenden Repartieren vertheilt werden,
auch daß eine andere Abstufung der Klassensteuer als die jetzt bestehende angenommen
« n « s^^ ' ""b hofft die Versammlung durck eine solcke Einrichtung den vielseiti¬
gen ««»chwerden über die bei den Regierungen Statt findenden willkürlichen Abände¬
rungen in den Steuerrollcn abgeholfen zu sehen; jedoch hat sie sich nicht erlauben wol¬
len . die Grundsätze anzugeben, nach welchen die Verthcilung geschehen müsse, son¬
dern sie >)" m^ den Wunsch ausgesprochen, paß dabei auf die Bevölkerung, die
?.^nd-und Gewerbesteuer und auch in etwa auf die jetzt bestehende Umlage der Klassen¬
steuer Rücksicht genommen werden möge. > " , ^ ^

«.

Die Stande haben ferner Sr. Majestät das allerunterthänigste Gesuch um Auf- Gewcrbt-
hebung des Gewerbesteuer-Verbandes, Iteuer-Ber-

welcher zwischen den Städten Coblenz und Ehrenbreitstcin, so wie zwischen ^"de.
Cöln und Deutz besteht,

zur Allerhöchsten Berücksichtigung empfohlen.
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7.

S «-"" Für die Herabsetzung der Stadt Saarlouis aus der zweiten Klasse der Gewerbe«
louis. steu" in die dritte oder in eine ihren Kräften angemessene Klasse, hat sich die Stände«

Versammlung ebenfalls bei Sr. Majestät verwendet.

«.

Wemsteuer. gg^ ^ Erhebung der Weinmoststeuer betrifft, so ist allerunterthänigst gebeten
worden, daß dieselbe nicht nach der Quantität des Mostes, sondern nach dem Werthe
des Productes geschehen möge.

!>.

Zuschläge zur Ueber die Verwendung der in die Staatskasse geflossenen Zulage-Centimen, welche
Grundsteuer, auf dem linken Rheinufer mit der Grundsteuer erhoben werden,' hatte sich die Stände«

Versammlung von dem Landtags»Commissarius eine Nachweise erbeten, diese ist ihr
erst kurz vor dem Schlüsse des Landtags zugekommen, und nach Einsicht derselben, so

>) die unter dem Namen Nx«, vlii-i»>il«und ilKiultlitil für die Verwaltungskosten er¬
hobenen 21 >/l Centimen nachgelassen werden,

2) bei der künftigen Parification der Grundsteuer unter den verschiedenen Provinzen
darauf Rücksicht genommen werden möge, daß die Nheinprovinzen dabei bereits
sehr überbürdet seyen, und daß

3) wenn etwa Se. Majestät noch vor der allgemeinen Parification irgend einer an«
dcrn Provinz einen Nachlaß in der Grundsteuer bewilligen sollte, eine ähnliche
Begünstigung auch den Nheinprovinzen zu Theil werden möge.

Stempel- Zur Erlegung des Erbschaftsstempels sind Wittwer, welche unter der bergischen
^saben der Gesetzgebung geheirathet, und ihre Frauen nach Erscheinung des Stempel-Gesetzes vom

lnvcr. ^„ März 1822 verloren haben, angehalten, und dazu durch Entscheidung des höch»
sten Gerichtshofes verurthcilt worden. Die Stände-Versammlung hat die Bitte, daß
diese Personen mit solchen, welche sich unter dem allgemeinen preußischen Landrechte,
oder unter den französischen Gesetzen verehelicht haben, gleich gehalten werden möch«
ten, für wohlbcgründel gehalten, und dieselbe bei Sr. Majestät unterstützt, wie auch
einen andern Antrag, daß Vermächtnisse an fromme Stiftungen nicht, wie es dem
auf der linken Rheinseite früher bestandenen Gesetze vom 3o. December '629 und dem
Stempelgesetze vom 7. März 1822 selbst zuwider, von dem Stempel-Fiskal geschehen,
mit einer Abgabe von 8 Procent belegt, sondern für die ersten zwanzig Jahre ganz
frei bleiben, auch die davon bereits erhobenen Abgaben zurückerstattet werden mögen.

Stempels«!- ^
tieitderfrom- A^ Stände haben Sr. Majestät das Gesuch
d"m" Gtiftun- um Befreiung der frommen und milden Stiftungen von dem Erbschaftsstempel
g,„. ' allerunterthänigst vorgetragen.

Mahl- und 12.
»..flacht«, Ebenso haben die Stände allerunterthänigst gebeten,
richlung der die Armen.Unstalten von der Mahl- und Schlachtsteuer
Annen - »n- Allergnädigst zu befreien.
stalten.
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13.

In dem ehemals Nasscmischen Landestheile muß von jeder Position der Steuern ^hA"«"
und von jedem Gulden solcher Positionen, welche mehr als Einen Gulden betragen, NaMiische»
dem Steuer« Empfänger Ein Kreuzer Hebegcbühr gezahlt werden. Da das Steuer-Laodeotheil«-.
System übrigens in jenem Landcstheile von dem anderwärts in der Provinz einge»
führten nicht verschiedenist, so scheint diese Hebegebühr eine besondere, den gedachten
Theil allein treffende Last zu seyn, welche für den geringen Mann drückend werden
kann, wcßhalb die Stände - Versammlung dem Antrage, sich um Aufhebung derselben
bei Sr. Majestät zu verwenden, gern entsprochen hat.

14.

Die Gemeinden Hamm , Weierbusch und Flammersfeld befinden sich noch in der ^,^"F"'
drückendenLage, die Chaufseebaudicnsteals Frohndc zu leisten. Des Königs Majestät^"
sind allerunterthänigst gebeten worden:

die gedachten Gemeinden von den Frohndiensten allergnädigst zu befreien.

15».

Die Stände haben Se. Majestät allerunterthänigst gebeten, daß der Stadt Wetzlar Ihausstogeld-
der freie Verkehr mit ihrer Umgegend durch Verlegung der Barriere«Stelle» wieder Z^w"'^
gegeben werden möge.

Bei Sr. Majestät ist allerunterthänigst darauf angetragen worden, daß die Kosten St«ße«on
der polizeilichen Instandsetzung der Straße von Vermeiden bis Aachen nicht den Ge- ^ ^^^
meinden Eschweiler und Bruch allein auferlegt werde.

17. '

Die Stände haben allerunterthänigst darauf angetragen, daß Se. Majestät g°-«M!"^
ruhen möchten, eine Commission Allergnädigst zu bestellen, welche an Ort und Stelle."^^"3""
zu untersuchen habe, in welcher Weise denen durch das Anschlagen der Wellen des
Rheins in ihrem Eigenthum und ihrer Existenz gefährdeten Gemeinden des Kreises
Bonn geholfen werden möge.

Die Stande - Versammlung hat bei des Königs Majestät die allerunterthanigste <«!f"a"^
Bitte vorgetragen, daß die Bergwerke in den Grafschaften Essen und Werden und in ^ °

werken des linken Rheinufers, welchenur 5 Procent entrichten, gleichgestelltwerd,
möchten, weil die Versammlung geglaubt hat, daß durch eine solche Gleichstellung der
Bergwerksbetrieb in jener Gegend bedeutend vermehrt, und dadurch einer zahlreichen
Bevölkerung Beschäftigung verschafft weiden würde, woran ee> ohnehin bei der Stok-
kung in allen andcrn Erwerbzweigcn so sehr fehlt. Dagegen Hai d-e Stände-Ver¬
sammlung es nicht für nothwendig gehalten, auf das Gesuch einiger Grubenbesitzerdes
linken Rheinufers einzugehen, welches bezweckte, Se. Majestät zu bitten, daß bei
Einführung des allgemeinen preußischen Landrechts der Abschnitt desselben, welcher
vom Bergregal handelt, nicht auf sie angewandt, sondern ihnen ihre gegenwärtige
Verfassung gelassen, und ihr Eigenthums-Necht nicht gekränkt werden möge.
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Die Stände-Berfaminlung ist dabei von der Ansicht asgegangen, daß es keiner
solchen Verwendung bedürfe, um wohlerworbeneRechte zu schützen, um deren Ausrecht¬
haltung überdies die Gerichte angesprochen werden könnten.

19.

Abgab^n"dcs D>e Bergwerke in den Gebieten Nellinghausen und Byfang waren vor der Preus,
Freiherr» von siichen Besitznahme im Jahre 1802 ganz frei von Abgaben, wurden aber bei dieser
Schell. Besitznahme mitZehntcn, Freikuxen und R.zeß-Geldcrn belegt. Alle dagegen gemachten

Vorstellungen sind bisher fruchtlos gewesen und das Gesuch der Grubenbesitzer, ihre
Rechte auf Befreiung von diesen Abgaben gerichtlich erweisen zu dürfen, vom Mini-
sterio zurückgewiesenworden.

Die Stände-Vcrsammlung hat in diesem Verhältnisse den durch §. ^9 des Land-
tagsgesetzcs vorgesehenenFall erkannt, und deshalb kein Bedenken getragen, Se. Ma¬
jestät alleruntcrthänigst zu bitten , daß die Abgabe auf die Bergwerke in Byfang und
Rellinghauscn entweder erlassen oder der Rekurs dagegen an die Gerichte gestattet
werden möge.

2«.

Zunftverhä'lt- I„ ^,„ Kreise Wetzlar bestehen noch gewisse Zunftmißbrauche, deren Abstellung
Wehlar gewünscht worden; die in den übrigen Theilen der Provinz Statt sindende, unbe¬

schränkte Gcwerbcfrcihcit hat zu mehreren Eingaben Anlaß gegeben, in welchen vorge¬
schlagen wird, daß künftig keinem Handwerker gestattet werden möge, als Meister zu
arbeiten, wenn er sich nicht vorher über die zweckmäßigeBenutzung seiner Lehr- und
Wanderjahre, so wie über seine Qualisication zur Meisterschaftgehörig ausgewiesen habe.

Die Stände - Versammlung hat bei des Königs Majestät die Aufhebung jener
Zunftmißbräucl'c nachgesucht, aber aus Furcht vor der möglichen Wiederkehr derselben
bei Wiedereinführung einer Gewerbe-Ordnung dazu keinen Antrag gemacht, sondern
sich darauf beschränkt, Se. Majestät zu bitten, daß der Entwurf einer solchen Ord¬
nung dem nächsten Landtage vorgelegt werden möge, wodurch sowohl den nachtheili¬
gen Folgen der Gcwerbcfrecheit als jenen des Zunftzwangs vorgebeugt würde.

21.

KurMmsche Für die Inhaber der KurkölnischenObligationen ist die allerunterthänigste Bitte
Httmtsschul- ^ Se, Majestät gerichtet worden, daß

») der dem Herzogthum Nassau zur Last gebliebene Theil der vor i3>/s verfallenen
Zinsen ausbezahlt, und

2) das Agio der Kapitalien richtiger ermittelt werden möge,
3) daß das Kapital im Betrage solcher nähern Ermittelung künftig in dem durch

die Obligationen festgestelltenFuße verzinset,
4) den Gläubigern Obligationen »u poi-u»»? mit halbjährigen Zins - Coupons zu¬

gestellt, und
5) der Amortisationsfonds so verwendet werden möge, daß ein vcrhältnißmäßiger

Theil der Kurkölnischcn Schulden jährlich getilgt und diese Tilgung öffentlich
bekannt gemacht werde.

Der zwölfte Ausschuß unterstützte diese sämmtlichen Anträge, indem
inl >) bei der ersten Theilung des Kurfurstenthums Cüln zwischen Frankreich, Nassau

und Berg bedungen worden sey, daß die Schulden ebenfalls nach Verhältniß
der Einkünfte getheilt werden sollten, wonach von jedem Tausend Franken auf



Frankreich gefallen seyen ..... 897 Frcs 2« Cent,
auf Berg .... 22 "4? "
auf Nassau . . . 79 " 33 >'

— looo Frcs.
Frankreich im Pariser Frieden die Tilgung der vcrhättnißmäßigcn Rückstände
übernommen, und sie so wie Berg geleistet habe, und nur der Nassauische,
laut Berichten des Bevollmächtigten der Staatsgläubiger, Körfgen, von
Preußen übernommene Antheil bis auf 2 Procent, welcheder Körfgen em¬
pfangen , noch rückständig sey.

Indem ferner
lnl 2) und 3) die Schuld-Forderungen ursprünglich größtcntheils kündbar gewesen

seyen, weshalb entweder auch jetzt die Kündigung angenommen, oder wenig¬
stens der volle Werth und zwar, in so fern es sich von ursprünglich kündbaren
Kapitalien handle, welchen die Kündbarkeit entzogen worden, nicht im ursprüng¬
lich stipulirlcn, sondern im allgemein gewöhnlichen Zinsfuße von ^> Proccnt
entrichtet werden müsse.

noer, welwe erst durch die König!. Kabinets-Drdre vom ,7. Januar >«?c>, 5
22. und vom 2. November ,822, tz, 16. (Gesetz-Sammt, Nr. 577 und 766.)
unaufkündbar gemacht worden sind, müßten die Gläubiger durch Zahlung lan¬
desüblicher Zinsen und in, ursprünglichen Münzwerthc schadlos gestellt werden.

»<< 4) dieses Gesuch auf dem eben angeführten Grunde mit beruhe;
»n 5) dieses um so nothwendiger sey, da zum großen Nachtheile der Glaubiger der

X' '2> des angeführten Gesetzes bestimme, daß die Amortisalipns-Fonds vor¬
züglich zum Ankauf von Forderungen wider den Staat, unter dem Nennwcrthe
verwendet werden sollen,

d^ 3'° Stände-Versammlung hat Antrag und Gutachten gebilligt und die Wünsche
«" nuttolnischen Obligations-Inhaber Sr. Majestät ehrerbietigst vorgetragen,

..„ ^^ Vorstellung der Stahl- und Eisen-Fabrikanten von Remscheid und Solin. Fabrikzeichen-
n,k/,n« s^ Mangel eines Gesetzes, wodurch jedem Fabrikanten die alleinige Be-
^«« ,"<,.'»« ^/ »ablikzeichen gesichert werde, ihnen großen Nichtheil bringe und dem
A U;«^ , w' Geschäftszweige schädlich werde, hat die Stände - Versammlung
Eo.'N''istt , ..^^ "V' "'' «forderliche gesetzliche Bestimmung zu erlassen »nd eine
<-omm„ston ,ur Regul.rung des Fabrik^eic!cnwesens allerqnädiqst anzuordnen.

v.^t^^ ^!^! ^lberfeld, welche vor der französischenHerrschaft ein eigenes Oc-Ocnchl«-V«-
2^«^/"^"^ ^^k"' wozu sie die Berechtigung von den früheren Lau-Uu"ss «on
^! /^" "^""? ^"''. ""." den 'Franzosen dieses Recht verloren, und unter der"""-"'
d2'^"<..^'°rung es 'wch nicht wieder erlangt hat, ist die Einrichtung dieser
wölb ^'Wden von des Königs Huld durch die Stände-Versammlung nachgesucht



— »6 —

24.

ti°?s°Gebüh« Die Stände haben bci Sr, Majestät
len. auf Abschaffung der Transcriptionsgebühr bci Uebelschreibung der Verände¬

rungen des Grund «Eigenthums oder wenigstens um Ermäßigung derselben
bis auf eine fixe Gebühr,

allerunterthänigst angetragen.

25

c^msn^"' Die Stände haben die allcrunterthänigstc Bitte vorgetragen:
„ei,, daß Se. Majestät geruhen möchten, die Circumscription der Pfarreien in der

Rheinprovinz cincr Revision zu unterwerfen, und überall, wo es zur Förde¬
rung des Gottesdienstes nöthig sey, den Gemeinden neue Succursalen Aller-
gnädigst zu bewilligen.

halte

2«.
Pfarrei-Gc- Seine Majestät sind ferner gebeten worden, rückfichttich der erwiesenen Dürftig¬

keit und der höchst nackthcilig wirkenden Abhängigkeit der Geistlichkeitvon den Gemein¬
den Allcrgnädigst zu bestimmen, daß die Besoldung der katholischenSuccursal-Pfarrer
ex«1. Messen und Stolgcbührcn nicht unter 222 Rthlr., die der evangelischenPfarrer
nicht weniger als /sc>o Rthlr. betragen dürfe; diejenigen aber, welche wegen der
größern Beschwirlichkeit ihres Amts bis jetzt einen höhern Gehalt bezogen, densel¬
ben auch ferner behalten, und dagegen alle Gemeinden von den bis jetzt bezahlten
Zuschüssenentbunden, somit also die Geistlichen in eine der Würde ihres Amtes ange¬
messeneUnabhängigkeit von den Pfarrgemeindcu gestellt werden sollen.

27.
Katholische Endlich ist von der Stände« Versammlung darauf angetragen worden, daß, so

Garnison- wie in allen Militär-Divisionen evangelischeGeistlichen angestellt seyen, denselben auch
«cistiche. katholischeSeelsorger zugetheilt werden möchten, um so mchr, als die Mehrzahl der

in den Nheinprovinzen stationieren Truppen dieser Confcssion angehören.

28.
Höhe«Bü'r- Die Stände - Versammlung hat ferner unter dankbarer Anerkennung der großen

gcr-Schulcn. Wohlthat, welche der Provinz durch Stiftung der Rhein-Universität, so wie durch
die für alle Lehr-Anstaltcn bewiesene Vorlorge von Königlicher Huld zu Theil gewor¬
den ist, allerunterthänigst gebeten, daß diese Anstalten auch ferner sich des Königlichen
Schutzes zu erfreuen haben, und besonders die Regierungen der Nheinprovinzen ange¬
wiesen werden möchten, die Stadt-Verwaltungen zur Errichtung von höhern Bürger-

^ schulen zu ermuntern, und die Ausführung der zu solchen Zwecken entworfenen Pläne
auf jede angemesseneWeise vorzüglich zu befördern.

2».

Oeffentliche Der vormalige General-Gouverneur des Großherzogthums Berg, Iustus
Verkäufe von Grüner, hatte mit Aufhebung eines früheren Gesetzesgestattet, daß öffentliche Ver-
Mobilicn. fäufe ohne Zuziehung von Notarien oder Gerichts-Eicecutoren gehalten werden dürsten.

Das Justiz-Ministerium hat durch Rescript vom 9ten September 1822 jenes Ge,
setz wieder in Krast gesetzt, und es ist über den dadurch vorzüglich für die Landbe¬
wohner entstehendenNachtheil bei der Stände-Versammlung Klage geführt worden,
welche demnach bei Sr. Majestät darauf angetragen hat, daß es künftig den preu«
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ßischen Bewohnern beider Rheinufcr erlaubt seyn möge, öffentliche Verkäufe zu ver¬
anstalten, ohne sich dabei der Notarien, Gerichts« Cxecutoren oder Gcrichtsschreiber
zu bedienen.

30. Güter-Einzie-
Sodann sind auf den Grund einer Beschwerde über die Verluste, welche die ^"^>AA

öffentlichen Anstalten und Familien > Stiftungen durch den Reichs-Deputationsschluß putations-
von i8c,3 erlitten haben, ohne daß dieselben, seitdem beide Rheinufcr wieder unter Muffes,
das Scepter eines gerechten Monarchen gekommen, ihre Güicr zurück erhalten oder
dafür entschädigt worden, Se. M>>j»stätgebeten worden, Sich über diesen Gegen¬
stand ausführlichen Bericht erstatten, denselben durch den Staatsrath prüfen zu lassen,
und die Wiedereinsetzung der beraubten Anstalten in ihr Eigenthum, oder die Ent¬
schädigung derselben Allergnädigst zu verordnen.

32. Wodisico-
Es ist ferner die Bitte untcrthanigst vorgetragen worden: die Artikel der beiden twnszms.

Gesetze vom 2,tcn April i8?,5, welche sich auf den zu zahlenden Allod,sicationszins
beziehen, dahin abzuändern, daß

i) alle dem Landesherrn lehnspflicktigen und vor der Fremdherrschaft steuerfrei ge¬
wesenen Rittergüter für die Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft von der
Bezahlung der etwa früher entrichteten Lchnpfcrdcgcldcr und eines jeden Allo-
disicationszinses befreit bleiben, auch

2) bei den Priuatlchcn die Nachzahlung des Allodificationszinscs, von dem »iten
Januar 1809 und re»n. vom gten Deccmbcr 18» < an gerechnet, nicht weiter ge¬
fordert, mithin dadurch die rückwirkendeKraft des Gesetzes aufgehoben werde.

33. Fünfthcil-Ab-
Se Majestät sind ferner allerunterthänigst gebeten worden, die Bestimmung des U."""^"'

Gesetzes vom 2iten April 1825 Allergnädigst aufheben zu wollen, nach welcher von
den ehemals steuerbaren und zugleich zebntpflichtigen Ländercien der Ab;ug des Fünf¬
tels vom Zehnten nicht nur künftig wegfallen, sondern, wie es das Gesetz zu wollen
scheint, auch für die verflossenen Jahre, wahrend welcher dieser Abzug Statt gefun¬
den, die Nachbezahln»«,geleistet werden soll.

Es ist hierbei angeführt und erwiesen worden, daß die Zehnten früher in allen
ertraordinairen Steuern beigetragen und schon im Jahre »596 schätzbargewesen, daß
früher bei solchen Belastungen Zehnten sowohl als Erbpackte berücksichtigtworden,
und ein Gleiches bei Ankunft der Franzosen am Rhein geschehen, bei der Katastri«
rung «der, d. h. bei der Ausmittelung der Reinerträge, die Zehnlpflichtigkcit der
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Grundstücke nicht in Anschlag gebracht worden sey, was doch billigerwcise hatte ae-
fchehcn müssen. "

In dem vorerwähnten Antrage ist auch noch angeführt worden, daß, im Falle
der Abzug des Fünftels, so wie angetragen worden, bewilligt würde, dem Zehntbe¬
rechtigten zu gestalten sey, dieses Fünftel auch von den Lasten in Abzug zu bringen,
welche auf dem Zehnten hafteten.

Zugleich ist Sr. Majestät die alleruntcrthänigstc Bitte vorgetragen worden, daß
durch ein Gesetz die Beitragspflichtigkeit zur Grundsteuer derjenigen Holznutzungs- oder
Weide «Berechtigten ausgesprochen werden möge, welche dieses Recht in ehemals
steuerfreien Waldungen auszuüben hatten.

Die Stande-Versammlung hat noch darauf angetragen
») daß jedem Abgeordneten obne Unterschiedan Diäten 3 Nthlr> i>. Tag' und für

Reisekosten i Rthlr. >o Sgr. j>. Meile bewilligt werden,
?.) daß diese, so wie die übrigen Kosten des Landtags durch Umlage auf die Grund«

und Gewerbesteuer in gleichemVerhältniß aufgebracht werden, und
3) daß, da die Umlage fm das Jahr 1827 nicht mehr geschehen könne, sondern

bis 1828 verschobenwerden müsse, die Kosten vorschußweiseaus der Staats-Kasse
gezahlt werden möchten.

Ausser den oben dargestellten Gegenständen gicngen dem Proviuzial-Landtaac
noch mehrere Eingaben und Anträge zu, welchenacb der Ansicht des Landtags theils
nicht begründet, theils nicht geeignet waren, Sr. Majestät Allerhöchster Person vor»
getragen zu werden. Dic,c letzteren wurden dem Königlichen Commissarius zur wei«
lern Beachtung und Veranlassung beuorwortct übergeben, die ersteren zu den Acten
niedergelegt, und denjenigen Abgeordneten, die solche Antrage eingebracht hatten,
überlassen, ihre Committentcn von diesen! Beschlusse zu benachrichtigen.

Die Sitzungen des Landtags, deren 53 Statt gefunden haben, und welcheohne
weitere Unterbrechung als die durch die Feiertage veranlaßten, vom 29t«« Oktober
1U26 bis 7tcn Januar ,827 gedauert hatten, sind an lchtgcdachtcm Tage von dem
Königlichen Commissarius durch eine feierliche Rede geschlossen worden

Die Stände haben jedoch nocb in einer zweiten an Se. Majestät unmittelbar ge¬
richteten alleruntcrthönigsten Adresse als Organ der Rheinprovinz die Gefühle der in¬
nigsten Liebe, der unverbrüchlichsten Treue, und der unwandelbaren Anbänglichkeit
ausgesprochen, wovon sie und ihre Committenten beseelt sind, und welche' durch die
neue Wohlthat der ständischen Einrichtung noch erhöht worden ist.

Neuwied den 'ten April ,827.

Der Landtags «Marschall,

August Fürst zu Wied.
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Landtags-Abschied
für

die Rheinischen P rovinzial-Stände.

ir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von
Preußen ic.

Entbieten Unsern zum ersten Landtage der Nhcinprovinzen zu Düsseldorf versam-
melt gewesenen getreuen Provinzial-Ständen Unsern gnädigen Gruß.

Wir haben die von denselben Uns ausgedrückten Gesinnungen lreucr Anhänglich¬
keit an Uns, Unser Haus und den Staat mit landcsväterlichem Wohlgefallen aufge¬
nommen, und «erhoffen, daß, so wie in den dortigen Provinzen durch eine längere
Erfahrung die Kenntniß und Ueberzeugung von Unsern Absichtenund den Grundsätzen
Unserer Rcgicrung klarer und sicherer sich ausbilden, also auch jene Gesinnung immer
mehr sich befestigen, daß auch die Provinzialständifche Einrichtung hierzu um so er¬
freulicher deiwirken wird, je mehr alle Slände von der Ueberzeugung durchdrungen wer¬
den, daß nur durch eine innige Verbindung zwischen Thron und Volt und durch Ein¬
tracht zwischen den verschiedenen Ständen das Beste Aller mit Sicherheit gcsördert
werden kann.

Auf die von Unsern getreuen Ständen Uns vorgelegten Gutachten ertheilen Wir
ihnen folgende Bescheide:

^.

Die den Ständen vorgelegten Proportionen betreffend.
i.

Da Unsere getreuen Stände sich für die Einführung einer Gemeinde»Verfassung Xüahlordmmg
für .die Stadt- und Landgemeinden, welche wesentlich auf einer Vertretung derselben f"r dieStadt-
durch frei erwählte Repräsentanten beruhen soll, erllärt haben, so finden Wir es für ^'"^°^
angemessen, auch die Vertretung der gedachten Gemeinden beim Landtage auf diese
künftige Einrichtung zu begründen, dergestalt, daß die von den Gemeinden für ihre
speziellen Communvil.mgclcgcnheilenzu erwählenden Vertreter zugleich als Wähler und
Bezirkswä'iler für die Wahl der Deputaten zum Prooinzial« Landtage dienen sollen.
Da bei dee künftigen Repräsentanten-Wahl die Einzelnen auch auf diese den Stadt -
und Gemeinde - Verordneten obliegende Bcfugniß und Verpflichtung Rücksicht neh¬
men und dieselben zu Ausübung derselben zugleich mit erwählen werden, so wird
hierdurch der Zweck einer freien Wahl in allen Wahlstufen vollständig erreicht, zu¬
gleich aber die Wahlhandlung sehr vereinfacht und den Einzelneu die mit jeder beson¬
dern Wahl verbundene Beschwerde erspart.

Wenn wider Erwarten sich vor Einführung der Städte- und Communal-Ordnung
noch neue Wahlen als nothwendig zeigen sollten, so ist einstweilen noch nach der durch
die Amtsblätter bekannt gemachten und bei der Wahl zum ersten Landtage beobachtete»
^nstruction, und, insoweit die «nl» ^ anliegende Verordnung schon jetzt anwendbar
>st, nach dieser zu verfahren-
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2.
Aufnahme

von
in die
schaft.

lufnahme Was die Aufnahme ncuer Güter in die Ritterschaft anlangt» so kann der Zweck
Giltern dieser Aufnahme nur durch einen größeren, consolidirten, den Besitzern selbst und

ie Ritter-jh^n Nachkommeneine anständige und sichereExistenz gewahrenden Grundbesitz erreicht
werden. Deshalb haben Wir nur denenjenigen, welche ein Fainilicn-Fidei'commiß von
einem Reinerträge von Zweitausend Fünfhundert Thalern nach den im Allgemeinen
Landrechte Th.'2. Tit. 4» ^ 4?> und ff. ausgesprochenen Grundsätzen stiften, einen
bestimmten Anspruch darauf zugestanden, wollen jedoch ausnahmsweise auch Besitzer
consolidirtcr Güter von einem Reinertrage von Eintausend Thalern, wenn Grundstück
und Besitzer sich dazu eignen, für sich und ihre Familie in die Ritterschaft aufnehmen»
dafern Unsere getreuen Stände von der Ritterschaft Uns solche vorzuschlagen wissen,
behalten Uns jedoch bei eintretenden besondern Rücksichtendie Verleihung der Nitter-
gutsqualität aus freier Bewegung vor.

Niril-
ßollectw:
Stimmen

u„d Wegen Erthcilung von Virilstimmen im Stande der Fürsten werden Wir unter
Erwägung dessen, was die Mitglieder dieses Standes in ihren Separat-Votis deshalb
geäußert haben, auf jeden etwa vorkommendeneinzelnen Antrag besondere Entschlief«
sung fassen, behalten Uns auch, was die Bevorrechtung größerer Majorate und
durch Familien-Stiftungen mit einander verbundenen Geschlechterdurch Collectivstim¬
men in der Ritterschaft anlangt, nach Maaßgabe der wcitcrn Entwickelung der Ver¬
hältnisse besondere Bestimmung vor, und werden die zur Erleichterung solcherStiftun¬
gen erforderlichen Vorschriften in weitere Erwägung nehmen.

Diesem gemäß, übrigens in der Hauptsache nack den Anträgen Unserer getreuen
Stände, habe,: Wir die im Gesetzevom 27. März 182^. H /s. ?c. vorbehallene Ver¬
ordnung, weiche durch die Gesetzsammlungpublicirt werden wird, vollzogen und lassen
solche in der Beilage 5»!' ^ in beglaubter Abschrift beifügen.

Hiernach wird, dem besondern Antrage Unserer getreuen Stände gemäß, wegen
Einberufung der Stellvertreter der Ritterschaft schon bei dem nächsten Landtage ver¬
fahren werden.

Die in Antrag gebrachte Ernennung von Scrutatoren aus der Mitte der Wahl¬
versammlungen halten Wir aber nicht für angemessen, da theils ,olche in keiner andern
Provinz für nothwendig angesehen worden ist, und den Wahlkommissarien die Prüfung
der Legitimationen füglich überlassen werden kann, der Beitritt andrer Personen auch
das Geschäft nur verwickelnwürde; theils auch künftig ,. wenn die Matrikel der Rit¬
tergüter festgestellt ist, und die Wahl resp, der Bezirkswahlcr und Abgeordneten durch
die Stadt- und Gemeinde-Verordneten erfolgt, das Wahlgelchaft sich als sehr verein¬
facht und die Prüfung der Legitimationen als wenig schwierig darstellen wird.

Dem besonders von Unsern getreuen Ständen geäußerten Wunsche, den Provin-
zial-Landtag im Anfange des Monats Mai cinzuberuftn, werden Wir, in sofern nicht
dir Geschäfte eine Zufammenberufung zu einer andern Zeit nothwendig machen, gern
statt geben.

Eommunal- Wir genehmigen ferner den Antrag Unserer getreuen Stände, den einzelnen, den
Landtage. provinzialständischen Verband bildenden Landcstheilen den Zusammentritt zu Commu-

nal-Landtagen vorzubehalten, wenn sich ergeben sollte, daß noch Communal-Angelegen-
heiten solcherLandeslheile aus frühern Verhältnissen bestehen, welche weder auf dem
Provinzial < Landtage, noch durch den Zusammentritt der Stände mehrerer Kreise ab¬
gewickelt werden können. Da jedoch die nähern Bestimmungen über die Zusammensetzung
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eines Communal«Landtags nur aus der Kenntniß des Lanbestheils, für welchen er
bestimmt ist, und der Verbältnisse desselben, hervorgehen können, so behalten Wir
Uns solche für den eintretenden Fall vor und werden dann dabei auf die den allgemei¬
nen Grundsätzen entsprechenden Vorschläge Unserer getreuen Stände Rücksichtnehmen.

Was
5.

die Kreisordnung anlangt, so haben Wir den Vorschlag Unserer getreuen Stände Kreistage,
wegen Zusammensetzung der Krcisstände, wonach, ausser den auf dem Provinzial«
Landtage zu Virilstimmen Berechtigten, eine gleiche Anzahl von Deputirten jedes
Standes auf den Kreistagen erscheinen, und, wo zu wenig Rittergüter vorfanden
sind, dieser Stand durch die Meistbesteuerten aus den Landgemeinden verstärkt werden
soll, nicht bestätigen können.

Nicht nur würde hierdurch eine der in Unsern andern Provinzen bestehenden Ver¬
fassung gänzlich ungleiche Einrichtung begründet, und an vielen Orten eine, mehr»
fache Verwickelungen erzeugende, Vermischung des Standes der Ritterschaft und der
Landgemeinden erzeugt werden, sondern es ergiebt sich auch, daß, da die Stände nur
ein Minimum von drei Mitgliedern für jeden Stand vorgeschlagen haben, für jeden
Kreis eine besondere Bestimmung in Hinsicht der Anzahl der Deputirten und, wo die
Ritterschaft nicht in hinlänglicher Zahl vorhanden ist, wegen ihrer Ergänzung» erfol¬
gen müßte. Hierbei würde, wenn der eine Stand in einem Kreise der besondern
Verhältnisse wegen einer starken Repräsentation bedürfte, die Repräsentation beider
andern, vielleicht ganz schwachen Stände ebenfalls, und lediglich um deshalb verstärkt
werden müssen, weil die Gleichheit der Stimmen jedes Standes vorgeschriebenwäre.

Wir haben deshalb auch in der für die Rheinprovinzen und Westphalen gleich-
lautenden Kreisordnung im Wesentlichen in Beziehung auf die Zusammensetzungder
Kreisstände dieselben Grundsätze festgestellt, welche in den Kreisordnungcn für Bran¬
denburg, Pommern, Schlesien und Sachsen beobachtet worden sind.

Wegin der besondern Verhältnisse der erstgedachten beiden Provinzen haben Wir
jedoch eine Verstärkung der Repräsentation der Landgemeinden um so mehr für noth¬
wendig angesehen, als durch solche zugleich das dortige bedeutende auf dem Lande be,
trieben« Gewerbe vertreten wird.

Hiernach wird jeder Stand, je nachdem er in dem einen odcr andern Kreise wich¬
tiger oder minder wichtig ist, eine angemessene stärkere oder schwächereVertretung
erhalten. Auf eine Gleichheit der Stimmen der verschiedenenStände kann es hierbei
um so weniger ankommen, da jeder Stand, wenn er durch einen Beschluß der Kreis-
Versammlung sein besonderes Interesse verletzt glaubt, durch Einreichung eines Sepo-
rat-Voti die Entscheidung der Behörde nachsuchenund sich dadurch gegen Verletzung
verwahren kann.

Die Wählbarkeit zu Vertretern der Städte und Landgemeinden haben Wir auf
die Mitglieder der städüschcn und ländlichen Administrationsbehörden und die Stadt -
und Landgemeinde-Vertreter, welche allerseits künftig von den Gemeinden ftlbst ge¬
wahr werden sollen, um deßwegen beschränkt, weil die Geschäfte der Kreisstände sich
lediglich auf die Administration und die Communal-Verhältnisse des Kreisvcrb.'Mdes
beziehen und mit den Communal-Angelegenheitcn der einzelnen Gemeinden zusammen¬
hingen; daher denn eine Kenntniß der letztern bei den Abgeordneten zur Kreisver«
sammlung» wenn sie ihrer Pflicht genügen sollen, nothwendig ist. Aus demselben und
dem bereits oben unter 1. angegebenen Grunde haben Wir auch das Wahlrecht den in
ein Wahl - Collegium zu vereinigenden Vorständen und Vertretern der Städte- und
Sammtgemeinden beigelegt.
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Wegen der Entscheidung über die Zweifel, welche gegen die Unbescholtenheiteines
Mitgliedes der Kreisoers.nnmlung erregt werden möchten, haben Wir dasjenige auf»
nehmen lassen, was Unsere getreuen'Schlesischen Stande Uns deshalb vorgeschlagen
haben, wonach diese Entscheidung Unsern Behörden entnommen und den Standesge¬
nossen des Betheiligten selbst beigelegt wird.

Hiernach, und mit Berücksichtigung der den ehemaligen unmittelbaren Reichsstän¬
den zustehenden Rechte, haben Wir die Kreis-Ordnung entwerfen lassen, welcheunter
It. in bcglaubtcr Abschrift beifolgi und demnächst in der Gesetzsammlungaufgenommen
werden wird.

Selbige wird nach ihrem ganzen Inhalte und Zwecke erst nach Publication der
Städte- und Landgemeinde-Ordnung auszuführen seyn. Damit es immittelst den
Kreisen an einer Repräsentation nicht ermangeln möge, beauftragen Wir Unsern Mi¬
nister des Innern, nach Analogie der in dem anliegenden Gesetzeenthaltene» Bestim¬
mungen, und unter Berücksichtigung der jetzt bestehendenEinrichtungen, vorläufige
Vorschriften zu ertheilen und nach solchen die Krcisversammlungcn ohne Anstand ein¬
führen zu lassen. Wegen der denselben zuzugestehendenBeiwirkung bei der Besetzung
der Landrathsstellcn wird ebenfalls durch die Amtsblatter Verfügung erfolgen.

Wir haben auch
li.

Stande-und Anordnung getroffen, daß mit Ausarbeitung einer Städte-Ordnung und einer Ge»
Landgemem- meinde-Ordnung für das platte Land ungesäumt vorgeschritten»dabei auf die Wünsche
de»Orb- «nd Erklärungen des Landtags thunlichste Rücksicht genommen und der ausgearbeitete

nung. Entwurf Uns'bald möglichstvorgelegt werde.

7.

Kataster. Was die von Unsern getreuen Rheinischen und Westfälischen Ständen in Bezug
auf die Katastral-Vcrmessung und Abschätzunggeäußerten Wünsche anlangt, so haben
Wir mit Rücksicht auf dieselben die Behörden angewiesen, von der bezwecktenAuf¬
nahme einer provinziellen Anleihe, Behufs Verstärkung der Geldmittel für jenes
Werk, Abstand zu nehmen. Auch werden Wir durch besonders zu emanirende gesetz¬
liche Vorschriften die von Unsern getreuen Ständen geäußerte Bcsorgniß erledigen,
als könnten die bei Ermittelung der Reinerträge der Grundstücke angenommenen
Normal-Gctrcidcpreise , bei einem dauernd geringer bleibenden Stande der wirklichen
Preise, den Ansprüchen Eintrag thun, welche die Stcuerpfl'chtigcn der dortigen Pro¬
vinz aus dem §. /s. im allgemeinen Abgaben-Gesetz vom 3«. Mai 182c, glauben her¬
leiten zu können.

Was aber die weiteren in Bezug auf jenes Werk geführten Beschwerden und vor¬
gebrachten Bitten angehet, so haben Wir die desfalsigen ständischenSchriften dem
Finanz-Minister mit der Anweisung zugehen lassen, dieselben sorgfältig zu prüfen,
und in so weit sie sich gegründet und g, währbar finden , die nöthigen Maaßnahmen
zur Beseitigung der ersteren und Berücksichtigung der letzteren anzuordnen, wo alsdann
den Ständen bei ihrem nächsten Zusammentritt sowohl über die hierunter getroffenen
Maaßregeln, als über die Gründe, aus denen vielleicht einzelne ihrer Antrage nicht
zu erfüllen gewesen, genügende Auskunft gegeben werden wird.

Unsere getreuen Stände werden hiernach die Fortstellnng jenes für die richtige
Verkeilung der Steuer-Lasten unter sämmtlicheBeitragspflichtige wichtigen Werks
um so mehr mit Vertrauen zu erwarten haben, als es — wie Wir hierdurch wiedcrho-
lentlich und in Gefolge Unseres schon bei Wiederaufnahme der Katastrirung erlassenen
Befehls vom 26. Juli »820 erklären — durchaus nicht Unsere Absicht ist, das Kataster
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zu einer Erhöhung des Grundsteuer ° Contingents für die zum Kataster «Verband ge¬
hörenden Provinzen benutzen zu lassen. ^ ,., , ^.

Wenn aber nur die richtige Verihcilung der Steuerlast, bis auf die einzelnen
Beitragspflichtigen herunter. Zweck des Katasters bleibt, so werden Unsere Stande
ebenfalls ermessen, daß Vorschlage. welche auf eine ganzliche Verlassung der bisher
zur Erreichung jenes Zwecks befolgten Grundsätze hinausgehen würden, mit um ,o
mehrerer Sorgfalt erwogen werden müssen, als nach jenen Grundsätzen bereits em sehr
bedeutender Theil des gesammtcn Kataster > Verbandes vermessen und abgeschätzt ,fl.
und nach dem zwischensämmtlichen Gemeinden des Verbandes Statt findenden Sozml-
Verhältnisse eine vielleicht bezweckte Geld-Ersparniß niemals auf Kosten der Genauig¬
keit des Werks und dessen Uebereinstimmung in seinen einzelnen unter sich auszuglei¬
chenden Theilen wird gesucht werden dürfen.

In Beziehung auf die wegen der Irren-Heil-Anstalt zu Siegburg geschehnen Bit- Irren-Heil-
ten und Vorschläge wollen Wir , ^ .^ . .- < ., .- ^ ^ S^ura'

«. der Provinz die Unkosten, welche die Errichtung eines Zeughauses für das «-"gvurg.
dritte Bataillon des ,8ten Landwehr-Regiments '" Siegburg veranlassen wird, in
Gnaden erlassen. , ^. , «„>«.,

l,. Da die Entscheidung darüber, ob und in wie wett die Provinz Westphalen
an der Anstalt Theil zu nchmcn haben wird, erst nach der Beendigung der Verhand¬
lung mit den Deputaten Unserer Wcstphälischen Stände erfolgen kann, imnnttelst
aber, wie Unsere getreuen Stände selbst ermessenwerden, die noch rückständigen Em-
richtungskosicn und die Unterhaltungskosten nicht ungedeckt bleiben können, ,o müssen
selbige, vorbehaltlich jeder weiteren Ausgleichung, von den Nhcmprovinzen, zu deren
Vortheil die Anstalt bis jetzt allein besteht, vorläufig aufgebracht werden.

«'. Deren Vcrtheilung auf die Grund- und Gewerbesteuer kann weder nach dem
Verhältnisse von VZtel zu ,/3tcl — da die Gewerbesteuer nicht viel über '/6tel deß
Prinzipals der Grundsteuer beträgt — noch überhaupt, da solche keinen zweckmüßigen
Maaßstab zur Verthcilung allgemeiner Landeslüsten bildet, nachgegeben werden. Un¬
sern Ständen bleibt überlassen, auf dem nächsten Landlage zu berathen, ob die ^e>.
träge nach dem Verhältnisse der Mahl- und Schlacht- und der Klassensteuer zu ver¬
theilen und die Kontingente der Klassensteucrpsiichtigendurch Beischläge auf die,e Ab¬
gabe zu erheben sind. Bis. dahin ist aber die Aufbringung der Rückstände und laufen¬
den Zuschüssenach dem Grundsteuerfuße zu bewirken. ^ - «, - - «. ^

««. Nach dem vom Landtage angenommenen Vorschlage des Rcgierungs-Lhef-
Präsidenten von Reimann «l, ««. Aachen den ,. Juni 1826, die Sicherung der Theil»
nähme - Rechte der fünf rheinischen Regierungs - Bezirke betreffend, kann verfahren
werden.

<!, Die von den Ständen getroffene Wahl der Mitglieder zu der die Verwaltung
der Anstalt leitenden Deputation genehmigen Wir und bestimmen, daß die Deputation
ihren Sitz in Cöln nehme.

>'- Das der Deputation zu ertheilende Geschäsls-Neglement ist nack den Annagen
des Landtags abzuändern, mit alleiniger Ausnahme dessen, was zu §. 4- vorgeschlagen
worden, wogegen es dabei bewendet, daß der Vorsitz in der Deputation einem Staats¬
beamten übertragen werden soll. Endlich soll

3- der Wirkungskreis der Deputation dahin ausgedehnt werden, daß sie sich der
Revision der bestehendenReglements und der Etats für Beköstigung, Feuerung, Be¬
kleidung und Beleuchtung unterziehen, so weit es dem Zwecke unbeschadet geschehe»
kann. angemesseneim Geiste der Sparsamkeit vorzuschlagendeAbänderungen und M-
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sähe veranlassen,, nicht minder auch die Revision der Rechnungen über den Haushalt
der Anstalt wahrend der Jahre ,825 und 18,6 und die Entlastung der Rechnunas.
fuyrer übernehmen mag. "

l>.

Ablösungder Die Prüfung des Gutachtens Unserer getreuen Stände über den ihnen voraclea«
Real-Lasten, ten Gesetzes-Entwurf, die Ablösung der Real-Lasten betreffend, haben Wir anacord.

not, und werden solches bei Unserer definitiven Entschließung in der Sache berück«
sichtigen.

Unterhaltung
der Nezirts-

Stroß unter einstweiliger Beibehaltung des zum Bau und zur Unterhaltung dieser Straße,
bestimmten Grundsteuer »Zuschlags nicht wünschen; so soll vorläufig von dieser Maaß
rcgel, wiewohl sie nur die Beförderung des Ausbaues der Bezirksstraßen und den
künftigen Erlaß des Steuer »Zuschlages zum Zweck hatte, abgestanden werden. Auch
soll auf den Antrag der Provinzial-Stände der Rheinprovinzen die bisherige Cen¬
tralisation des Bezirksstraßen-Fonds aufgehoben werden, und die Verwendung der
Zulags - Centimen, unter fortdauernder Leitung und Aufsicht der Behörden zum Bau
und zur Unterhaltung der Straßen in demjenigen Regierungsbezirke, in welchem solche
aufkommen, erfolgen.

Dagegen haben Wir die Anträge auf Einführung der Chausseegeld-Erhebung auf
den chaussirten Bezirksstraßen bei gänzlichem Erlaß der zum Straßenbau bestimmten
Zulags, Centimen , ferner auf Heranziehung der Staatsforstcn zu den Zulags «Ccn«
rimen für Departement«!- und Communal-Zwccke, und endlich auf die Aufhebung der
Centralisation der Chaussecgcld«Einnahmen von den Staats-Straßen, aus den in
dem unter N. angeschlossenen Gutachten des Staats-Ministern enthaltenen Gründen
unzuläßig befunden.

Ueber das Gesuch» die Bergwerke zu den Zulags-Centimen beitragen zu lassen»
behalten Wir Uns die Entscheidung vor, da dieser Gegenstand eine sorgfältige Er,
örtcrung der zu berücksichtigenden Verhältnisse der Bergwerke erfordert, welche an»
geordnet ist.

II.
Bürgerliche Das Gutachten Unserer getreuen Stände über die bürgerlichen Verhältnisse der

Verhältnisse Juden in dortiger Provinz, werden Wir bei definitiver Entschließung über den Ge«
der Juden, genstand in weitere Erwägung nehmen.

Was endlich
12.

Einführungdas Gutachten Unserer getreuen Stände über die Einführung Unserer Gesetzge¬
ber Preußi-bung in der dortigen Provinz anlangt, so ist die Wahl der vier ständischen Depu.
schen Gesetz- tirten, zu der Commission, welche Wir zur Berathung über die bei Einführung der
gebung. Preußischen Gesetzgebung in dortiger Provinz etwa erforderlichen Modificationcn be¬

stimmt haben, in Gemäßheit der Anordnung Unseres Staats »Ministern und nach
Analogie »er im Gesetze vom 27. März ,8,4. ^ tz. ,9. 20. und 21. enthaltenen
Vorschriften, nach welchen die Wahlen aller Abgeordneten nach Standen geschehen,
legal erfolgt, indem der 5- 46.,- welcher nicht von Wahlen, sondern von Beschlüssen
der Versammlung handelt, auf die ersteren nicht anwendbar ist. .

Wir haben daher die gedachte Wahl genehmigt, und Unserem Staats»Mmisterio
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««befohlen» die gedachte Commission zu dem in der Beilage Unsres Dekrets vom
23ten Oktober vorigen Jahrs näher angegebenen Zweckezusammentreten zu lassen, was
immittelst auch bereits erfolgt ist.

Durch Unser gedachtes Dekret haben Wir verordnet, daß von dieser Commission
die aus den Local- und Provinzial-Verhältnissen der Rheinprovinzcn abzuleitenden
Modifikationen, welche bei Einführung der Preußischen Gesetzgebung etwa zu beob,
achten seyn möchten, in Vorschlag gebracht werden sollen, und Uns vorbehalten,
nachdem Wir sie in Beziehung auf ihre Vereinbarung mit dem Geiste der Preußischen
Gesetzgebunggeprüft haben werden, sie dem nächsten Landtage zur Begutachtung vor-
Zulegen. Es wird dann für Unsere getreuen Stände der 'Zeitpunkt eintreten , Uns
ihre Ansichten darüber zu eröffnen; jetzt aber kann den, jenem vorgeschriebenenGange
entgegen, Statt gefundenen unvorbereiteten Verhandlungen keine Folge gegeben werde»'

Was die Uns mit diesen Bitten eingereichten Adressen vcischiedcner Communen
anlangt, so hatten solche» in so weit sie an den Landtag selbst mittelbar oder un¬
mittelbar gerichtet waren» nicht angenommen werden sollen, da derselbe nach H. 5i.
des Gesetzes mit den Communen der Provinz in keiner Geschäftsverbindung stehen soll.
Da übrigens nach H. 5/s. des Gesetzes das Resultat der Landtags-Verhantlungcn
durch den Druck bekannt gemacht werden soll, ein Resultat aber sich e,st, wenn
Unsere Entschließungen erfolgt sind, erkennen läßt, so hat es Uns zum Mißsallen
gereicht, daß» wahrscheinlichnur durch das Ungebührniß eines Einzelnen, die Ver,
Handlungen über diesen Gegenstand und die Abstimmungen über die einzelnen Punkte
durch die öffentlichen Blätter bekannt gemacht worden sind.

».

Die von den Ständen angebrachten Petitionen betreffend.
i.

Ueber das Gesuch um Überlassung des Hofgartenhauses zu Düsseldorf zu den Hofgarten-
ständischen Versammlungen lassen Wir durch Unsern Finanz-Minister weitere Erör-Haus zu Düs-
terungen anstellen und werden Unsern getreuen Ständen künftig Unsere Entschließungseldorf.
eröffnen.

2

Die von ihnen über die Wichtigkeit der freien Nheinschiffahrt für den Handel ^ieRhcin-
der dortigen Provinz geäusserten Ansichten billigen Wir, und widmen daher, wie schon schiffahrt.
seither geschehen, auch ferner der Herstellung einer vertragsmäßigen Übereinkunft mit
der Königl. Niederländischen Regierung alle Unsere Sorgfalt. Den Erfolg aber wer¬
den Wir dem nächsten Landtage bekannt machen.



— 4« —

Zu i. Die Angabe über den Verfall des Branntweinbrennerei- und Brauerei-
Gewerbes in den Rheinprovinzen durch die inneren Getränke-Steuern sieht mit der
Erfahrung im Widersprüche, auch kann so wenig auf eine Herabsetzung dieser Steu¬
er«/ als auf Firation derselben für eine einzelne Provinz, die sich als unthunlich und
ohne Hemmung des innern Verkehrs nicht ausführbar darstellt, eingegangen werden.

Zu 2. Obgleich die dermaligen Eingangs-Abgaben auf fremdes Vieh, sich bis¬
her auch in den Nheinprovinzen als hinlänglich bewährt haben, die Einfuhr von Aus¬
sen zu vermindern, die innländische Viehzucht aufzumuntern und eine größere Vieh-

auf
...... . , , -------^ . — für

die westlichenProvinzen insbesondere, von neuem geprüft, auf die Wünsche der ge¬
treuen Stände dabei die möglichste Rücksicht genommen und das Resultat durch den
neuen Tarif zu ihrer Kenntniß gebracht werden.

Zu 3. In Rücksicht der freien Rheinschiffahrt beziehen Wir Uns auf Unsere
obige unter Ä. ertheilte Resolution und haben übrigens durch Unsere Gesandten und
diplomatischen Agenten namentlich in Bezug auf die Kornausfuhr, alle Bereitwillig¬
keit zu Handelsverträgen mit den Nachbarstaaten bereits zu erkennen gegeben, in so
fern es möglich seyn wird, dadurch Vortheile zu erwerben, die nicht durch anderwei¬
tige größere Aufopferungen erkauft werden müssen.

Zu 4. und 5. Wegen der Grund - und Klassensteuer weisen Wir auf die Eröff¬
nungen hin, welche der Landtags-Abschicd auf die dieseryalb gemachten besondern»hier
nur im Allgemeinen wiederholten, Anträge enthält-

WaS
zu N. das Gesuch um Herabsetzung der Gemeindesteuern anlangt, so haben Wir be¬
reits angeordnet, daß bei den Anforderungen der Staatsbehörden au die Communen
auf die derinaligcn ungünstigen Zeitvcryältnisse Rücksicht genommen und auf möglichste
Verminderung der Communalsteuern hingewirkt werden soll. Sollte eine Behörde die¬
ser Anordnung nicht nachkommen, so wird das vorgesetzteMinisterium auf die Be- '
schwerde der Gemeinde, wie es schon seither geschehen, das Nöthige anordnen. Im
Allgemeinen läßt sich daher nichts in der Sache verfügen, da sich die den Gemeinden
obliegenden priuatrechtlichen und allgemeinen gesetzlichenVerbindlichkeiten nicht auf¬
heben lassen.

Was die Freiheit der ehemaligen Domainen« Grundstücke von den Beiträgen zu
den bei ihrer Äcqmsition bestandenen Gemeindeschulden anlangt, so werden die ge¬
treuen Stände nicht unerwogen lassen, daß einerseits die Domainen selbst nach älterer
deutscher Verfassung zu den Gemeindelasten nicht beitragspflichtig gewesen sind, und
daher ursprünglich bei Contrahirung der größtenthcils aus jener alten Zeit herrühren¬
den Schulden auf ihre Beiträge nicht l,at gerechnet weiden können, daß ferner, wenn
überhaupt unter diesen Umständen den Gemeinden durch die Befreiung derselben von
Beiträgen zu den Schulden ein Verlust erwachsen ist, den Gemeinden dafür durch
die französischenGesetzevermittelst der Niederschlagung mehrerer Schuldgattungen Er¬
satz geleistet worden, endlich auch den Gemeinden nicht verwehrt wird, die Domainen«
Besitzer zu persönlichen Steuern anzuziehen. Es muß daher bei der Befreiung der
gedachten Grundstücke von jenen Beiträgen lediglich bewenden.

Was endlich
zu 7. das Gesuch um Befestigung der Rheinufer anlangt, so weisen Wir Unsere ge¬
treuen Stände deshalb auf die unter L. 17. enthaltene besondere Resolution hin.
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4. > '

Auf die Uns vorgelegte Darstellung des Handels und der Fabrikoerhältnisse in der <«AA" ""^
Provinz ertheilen Wir Unsern getreuen Standen die Versicherung, daß Wir jederzeit"
auf alles dasienige, was die Gewerbsamkeit der Provinz fördern kann, landesuüter-
lichen Bedacht nehmen werden, daher auch der Inhalt der gedachten Darstellung nähe¬
rer Prüfung unterworfen werden soll.

5.

Der Antrag Unserer getreuen Stände wegen Bestimmung eines festen Kontingents Klassensteuer,
der Provinz, welches durch die Klassensteuer aufzubringen und dessen weitere Verthci-
lung auf die Regierungsbezirke, Kreise und Communen der Mitwirkung standischer
Organe zu überlassen, ist Uns zwar auch bereits anderweit vorgetragen worden. Zur
Zeit aber haben Wir Bedenken getragen, auf dergleichen Anträge einzugehen, indem
die Sache in der Ausführung mehr Schwierigkeit findet und weniger auf wesentliche
Verbesserung der Vertheilungsart hinwirkt, als dies beim ersten Anblick den Schein
haben kann.

Eine ausführlichere Erörterung der desfalsigcn Bedenken wird Unsern Ständen
bei ihrem nächsten Zusammentritt vorgelegt werden, und ihnen alsdann überlassen
bleiben, ob und welchebestimmter zu fassende Anträge sie dieserhald im Interesse der
Provinz bilden zu können glauben. Jedenfalls aber muß bei diesen Anträgen von den
Vorbedingungen ausgegangen werden» daß nicht nur das bisherige und fcrnerweit an»
gemessen zu bestimmende Aufkommen an Klassensteuer völlig gedeckt und sicher ge¬
stellt bleibt, sondern auch das System der Steuer und die Grundsätze der Veranla¬
gung selbst, wie sie durch das Klassensteuer-Gesetz vom 3o. Mai ,82c, und durch die
nachträgliche Verordnung vom 5. September 1821 festgestellt sind, einer wesentlichen
Veränderung nicht unterliegen dürfen: da in erster Beziehung die Grundsätze der Ge¬
rechtigkeit eine Ermäßigung des Stcuer-Aufkommcnß zu Gunsten einer einzelnen Pro¬
vinz nicht gestatten; in letzterer Hinsicht aber es ebenfalls nicht angemessen ist, die
Provinziellen Verschiedenheiten in der Steuer-Verfassung , wie sie vor der Gesetzgebung
des Jahres 182« bestanden, wieder herzustellen.

l».
In Betreff des Gesuchs um Aufhebung des Gewerbesteuer-Verbandes, welcher Gewerbe-

zwischen den Städten Coblenz und Ehrenbreitstein, so wie zwischen Cdln und Deutzsteuer- Ver-
besteht, eröffnen Wir Unsern getreuen Ständen, daß der unter den gedachten Städten bände,
in Hinsicht der Gcwcrbsteuer bestehende Verband nickt, wie in der Petition irrthümlich
geäußert worden, auf einer ausserhalb dem Gewerbestcuer-Gesctzeliegenden Anordnung
des Ministern beruhet, vielmehr für Eoblenz und Ehrenbreitstein in der Beilage zu
dem gedachten Gesetz unter Nr. 3. ausdrücklich festgesetzt ist; für Cöln und Deutz aber,
welche auch in der Beilage U. zu dem Gesetzevom 3a. Mai 1820 wegen Einrichtung
des Abgabeuwesens in Hinsicht der Mahl- und Schlachtsteucr als zusammengehörend
unter N'-. i>8. aufgeführt worden, in dem ^ten H. der Beilage N. zu dem Gesetze
wegen Entrichtung der Gewerbesteuer vom 3o. Mai 182« seine Begründung findet,
auch nicht abzuändern ist. Sollten durch diese Verbände, wie behauptet wird, beide
Theile in Nachtheil gerathen und Anlässe zu Zwistigkeiten entstanden seyn, so muß
den Betheiligtcu überlassen bleiben, solches zunächst bei den compctenten Behörden,
den Regierungen, und in höherer Instanz bei dem Finanz-Ministerio, zur Sprache zu
bringen, wo dann die Beseitigung gegründeter Beschwerden, auf anderm Wege, als
durch Auflösung des in dem Gesetzeberuhenden Verbandes zu erreichen seyn wird.
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7.

3n"3»3"" Das Uns zur Berücksichtigung empfohlene Gesuch der Stadt Saarlouis, um Ver-
loms. setzung aus der zweiten in die dritte Gewerbesteuer»Klasse, welches das Privat «In¬

teresse einer einzelnen Stadt betrifft/ haben Wir zuvörderst dem Finanz «Minister zur
Prüfung und Entscheidung im verfassungsmäßigen Wege zugchen lassen; behalten Uns
jedoch für den Fall, daß sich die Stadt bei letzterer nicht beruhiget, vor, Allcrhöchst-
selbst davon Kenntniß zu nehmen, und der Stadt Unsere Entschließung auf ihren et¬
waigen Immediat'Recurs zu eröffnen.

8.
Wtinfteuer. Dem Antrage, die Weinsteucr nicht nach der Quantität des Mostes, sondern nach

dessen Werth bestimmen zu lassen, ist durch das Weinsteuer-Gesetz vom '5 September
,8?,o schon in so weit entsprochen, als die Weingüter nach ihrer Güte und Lage in sechs
verschiedeneKlassen eingeschätzt sind und danach der gewonnene Wein einer Verhältniß-
mäßig abgestuften, überall mäßigen Steuer unterworfen worden ist. Auf die von dem jähr¬
lichen Wechsel der Witterung abhängigen Verschiedenheiten in der Güte und den Prei¬
sen der Weine einer jeden Klasse kann jedoch dabei im Interesse der Weinbauer selbst
aus den in dem unter N. anliegenden Voto Unsers Finanz-Ministers näher angedeu¬
teten Gründen, um so weniger Rücksicht genommen werden, als für den Fall eines
ungewöhnlich schlechten Weinjahrs der Finanz-Minister im tz. 9 des gedachten Gesetzes
zu einer allgemeinen Ermäßigung der Weinsteuer, bereits ermächtigt ist.

l).

Was das Gesuch Unserer getreuen Stände um Erlaß eines Theils der Zuschläge
Zuschla'ge zur auf die Grundsteuer anlangt, so kann denselben nicht unbekannt seyn, daß diejenigen

Grundsteuer. Ausgaben, welche, den französischenEinrichtungen nach, aus den Zuschlags-Centimen
für feststehende und veränderliche Departement«!-Ausgaben bestritten worden, ihrer
Wesenheit nach, noch jetzt fortbestehen und aus den Staatskassen geleistet werden; daß
also hiernach, gemäß der Bestimmung des allgemeinen Abgabengesetzesvom 3o. Mai
182c,, 5.4., die Einziehung des Ertrags dieser Zuschläge, als eines zur Zeit derPub->
likation jenes Gesetzes bestandenen und aus der französischenSteuer-Einrichtung über«»
nommenen Theils der Grundsteuer, zu den Staatskassen, an sich keinem Bedenken un¬
terliegt.

Es kommt also nur darauf an, ob die in den Rheinprovinzen aufgebrachteGrund¬
steuer, einschließlichjener Zuschläge, gegen die ebenmäßigen Leistungen anderer Pro^
vinzen zu hoch stehe, oder aber für die Kräfte der dortigen Eingesessenen zu hoch und
überbürdend sey.

Was die erste Frage anlangt, so wird Unsern getreu.'» Ständen hier die Versiche¬
rung genügen, daß eine der Lieferungsfähigkeit und Wohlhabenheit jedes Landcötheiles
entsprechende Vertheilung der Staatslasten unausgesetzt in den Bestrebungen Unserer
Regierung liegt, und daß, — wie wenig darum jenes Ziel schon als vollständig er¬
reicht anzusehen — gleich wohl durch die neuere, seit dem Jahre '6,8, ins Lcbcn ge¬
tretene Steuergesetzgebung bereits nach und nach und nicht ohne Erfolg auf diesen
Zweck hingewirkt ist. Irrig ist dabei die in der Denkschrift geäußerte Ansicht, als ol>
in andern Provinzen der Monarchie dergleichen Zuschläge zur Grundsteuer, welche ur¬
sprünglich zur Bestreitung gewisser, jetzt aus allgemeinen Staatsfonds geleistetenAus¬
gaben bestimmt gewesen, gar nicht aufkämen, da sich vielmehr geschichtlichin allen
Provinzen nachweisen läßt, daß von den noch jetzt unter der allgemeinen Benennnng
als Grundsteuer aufkommenden Abgaben ein sehr bedeutender Theil für bestimmte» in
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den Stcucrausschreibungen und Verwilligungen namentlich bezeichnete. jetzt aber eben¬
falls aus den allgemeinen Staatsfonds bcfnedigtc Zwecke ausgeschrieben und verwilligt
worden ist.

So weit aber ferner die Unverhältnißmüßigkeit der dortigen Grundsteuer in dem
der Petition zum Grunde liegenden Gutachten des ständischenAusschusses, theils aus
den für die Landwirthschaft allerdings ungünstigen Zeitverhältnisscn der jüngsten Ver¬
gangenheit, theils aus den in einen, benachbarten Staate zugestandenen Ermäßigungen
der mehrgedachtcn Abgabe hergeleitet werden soll, so werden Unsere rheinischen Stände
ermessen, daß eines Theils die ohnehin bereits günstig wiederum veränderten Verhält¬
nisse einiger wenigen Jahre keinen genügenden Anlaß geben können/ um darauf dauernde
Abgabencrlasse zu gründen, und daß andcrntheils, wo es auf Vcrgleichungen mit
Nachbarländern ankommt, diese sich nicht aus eine einzelne Abgabe beschränken, son»
dein die gesammten Abgaben-Systeme umfassen müssen, am wenigsten also hiedci die
wesentlichen Erleichterungen, welche den dortigen Provinzen, in Bezug auf innere
Consumtions-Abgaben, auf die Salzstcuer, durch Aufhebung des Tabaks-Monopols,
durch Einführung der weit geringeren Stempel-Abgabe anstatt des dagegen aufgehobe¬
nen Enregistrements ic. zu Theil geworden sind, hätten übersehen werden sollen.

Dem Antrage Unserer getreuen rheinischen Stände auf Erlaß der mchrgcdachten
Zulags-Proccntc steht daher nicht zu fügen.

Desgleichen können Wir auch dem Antrage nicht Statt geben, durch eine Dccla- Stempel¬
ration des Stempelgesetzes den unter der Herrschaft der alten Statuten eingetretenen Abgaben der
Ehemännern dieselbe Befreiung von dem Erbschafts-Stempcl zu bewilligen , welche im Wittwer.
Gesetzevom 7. März 1822 den überlebenden Ehefrauen bewilligt worden ist. Denn
die letztere Befreiung ist im Gesetze nur um deshalb angeordnet worden, wett die
Frauen nach dem Tode des Mannes sowohl wegen ihrer eigenen Subsistenz als zu Er¬
ziehung ihrer Kinder, der Regel nach, größerer Erleichterung bedürfen; daher denn
auch die Befreiung nur dann eintritt, wenn sie zugleich mit Kindern den Mann über¬
leben. Dieser Grund tritt aber, der Regel nach, bei dem überlebenden Ehemanne
nicht ein. Uebrigens ist durch Entscheidungen des Revisions - und Kassationshofes die
Richtigkeit der statt gefundenen Anwendung des Gesetzes bereits anerkannt, daher auch
das für eine Abänderung desselben angeführte Motiv, daß dadurck zweifelhaften Pro¬
zessen werde vorgebeugt weiden, nicht statt findet.

II.
Wir haben bereits unterin >6. Januar d. I. Unsern Finanz «Minister wegen Be« Stempelfrei-

freiung der Kirchen nicht nur, sondern auch der Armen-Anstalten, Waisenhäuser, mil-l'"'t der fr°m-
den Stiftungen, Schulen und Universitäten von allen Stempel-Abgaben mir vorläufi-^" Sttfwn-
ger ^nsilliction versehen und durch solche mcbr gewährt, als Unsere getreuen Stände gen.
,n ihrem Gesuche, um Befreiung der Kirchen vom Erbschaftsstcmpel, gebeten haben.

Diese umfassendereBewilligung in Beziehung auf die Kirchen noch rückwärts für
gültig zu erklaren, und daher die seither erhobenen Abgaben dieser Art erstatten ,,ü
lassen, können Wir Uns aber nicht bewogen finden. Denn es ist nicht geqnmdei, d.'.ß
bei Grlassung des Ge,etzes vom 7. März 1822 den «irchcn gesetzlich euie Befreiung
zugestanden habe, indem die ,m vormaligen Großherzogthum Berg unterm 28. Febr.
i8>4 erlassene Verordnung keineswegs von einer zur Gesetzgebung befugt gewesenen
Behörde ausgegangen >st, und daher als Gesetz nicht anerkannt werden kann. Das
von den Ständen angeführte Dekret vom 3a. December 1609 dagegen bezicht sich le¬
diglich auf die von der Stempel-Abgabe verschiedenenEnregistrements-Gebühren-

7



50

12,

Mahl- und Wem, nun auch in der vorstehend bemerkten Bewilligung Unsere getreuen Stände
stemr-Gnt-Unsere landcsväterliche Gereitwilligkeit, die frommen Stiftungen möglichst zu bcgün-
richtmig der stigen, erkennen werden, so können Wir doch auf das Gesuch um Befreiung der Ar-
Armen - An-men-Anstaltcn von der Mahl- und Schlachtsteuer nicht eingehen. Denn da alle Er¬
statten, emtioncn von indirectcn Steuern dieser Art, wie die Erfahrung zeigt, zu mancherlei

Mißbräuchen und zu Nachtheilen führen, welche die Vortheile des Crimirten bei wei¬
tem übersteigen, so haben Wir selbst da, wo diese Befreiung früher bestanden hat,
solche möglichst beschränkt, und können Uns zu Bewilligung neuer Eremtioncn um so
weniger entschließen, als in den der Mahl» und Schlachlsteucr unterworfenen Städten
die Communen durch die ihnen bewilligten Zuschläge in den Stand gesetzt werden, die
den Armen - Anstalten durch die Steuer erwachsende, jedenfalls nicht sehr erhebliche
Ausgabe aus Communal-Mitteln zu decken.

ii/ehemaw" „ Dem Antrage Unserer getreuen Stände, daß der in den vormals Nassauischen
Nassauisclm!^'ndcstheUen noch bestehende Hcbekreuzer abgeschafft und die Besoldung der Erhebcr
Landestheile,auf die Staatskasse übernommen werden möge, liegt, was den letzter» Theil anlangt,

ein factischer Irrthum zum Grunde, indem in den übrigen Theilen der Nheinprovinzen
die Steuer-Empfänger keineswegs vom Staate, sondern durch die von den Steuer¬
pflichtigen neben der Grundsteuer entrichteten Hede-Proccnte besoldet werden. Was
aber den ersten Theil des Antrags, die Aufhebung des sogenannten Hcbekrcuzers selbst
betrifft; so ist derselbe allerdings angemessen, da diese Hebegebühr nicht Jeden gleich
trifft, auch mit dem bestehenden Münz-System nicht übereinstimmt. Es soll daher an
deren Stelle, gleichwie in den übrigen Theilen der Rhcinprouinzen, auch in den dazu
gehörigen vormals Nassauischen Landesthcilcn, die Einführung von Hebe - Procenten
zu einem angemessenen gleichheitlichen Betrage treten, als weshalb das Nöthiae ver-
'ugt werden wird

Chaussce-

14.

Diensteda- ^" ^ni Antrage, auf Aufhebung der von den ehemaligen Nassauischen Gemeinden
selbst. ""h geleisteten Chausseebaudicnste, habcn Unsere getreuen Stände neue bisher noch

nicht zur Sprache gebrachte Thatsachen angeführt, welche Uns zu weiteren Erörterungen
veranlaßt haben, in deren Verfolg Unsere Entscheidung erfolgen wird.

Chaussecaeld- .15.
Erhebung bei ^ d<,5 Gesuch um Verlegung der Chaussce-Hebcstelle bei Wetzlar nicht minder.

1«.

V°nvIeV""„ <D"' Antrag auf Herstellung und Unterhaltung der Straße von Vorweiden bis
bis Aachen A"tl>" haben Wir einer weite» n Erörterung unterworfen, und wcrdcn demnächst da¬

rüber entscheiden.

17.

^1^!^ ^ ^"6 den Antrag anlangt, daß eine Commission zu Untersuchung der im Kreise
V chadig»». Bonn statt gehabten Rhein-Ufer-Beschädigungen niedergesetzt, und demnächst Vorkeh¬

rung zu Abwendung weiterer Gefahr getroffen werden möge, ^ machen Wir zuvör¬
derst Unsern getreuen Standen bcmcrklich, wie aus der Verpflichtung des Staats zu
Unterhaltung des Leinpfades kcineswegts folgt, daß die Staatskasse außer derselben

>
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auch das Ufer zu unterhalten verpflichtet sey. Auch kann derselben diese Verpflichtung
so wenig am Nheine auferlegt werden, als solche in andern Provinzen ihr obliegt.

Was jedoch die angezeigte im Bonner Kreise drohende Gefahr betrifft 5 so ist die
Regierung zu Cöln aufgefordert worden, zu untersuchen und anzuzeigen, ob und wo
dergleichen Abrisse ausser dem bekannten Falle bei dem Dorfe Widvig, worüber sie
schon zur nähern Ausmiitelung angewiesen ist, vorhanden sind. Wir behalten Uns
dcmncudstvor, zu bestimmen, ob und welcbc Unterstützung hierbei etwa aus Gnade nach
Verhältniß der Sache zu gewahren seyn dürfte.

18.

Im Verfolg des Antrags: die auf der linken Rheinseite geltenden Bcrgwrks-^^werks-
gesetzc auch auf der rechten Nheinscite einzuführen, haben Wir angeordnet, daß die in
den letzt« wähnlen Landestheilcn gellenden Bergwcrksgcsetzeeiner genauen Revision un¬
terworfen nxrdcn sollen, auf welche dann von Uns das Weitere beschlossen werden wnd.

1».

Was die Verwendung für den Freiherr« von Schell wegen Befreiung von den V«aw«^s-
durch das Patent vom 52. April >3°3 angeordneten Bergwerks »Abgaben anlangt, s" Freiherr,,u°n
wird dem von Schell, wenn er aus einem privatrechtlichcn Titel diese Freiheit in Schell.
Anspruch nehmen zu können glaubt, die Ausführung im Rechtswege nicht verwehrt
werben, Diese Pcivatsache, in welcher es sich lediglich um einen nock nickt ausgeführ¬
ten Rechtsanspruch handelt, gehört nicht zur ständischenCompetenz.

2«.

Dem durch den Anlrag auf Aufhebung des Zunftzwanges im Kreise Wetzlar ver- ,NH?se
anlaßten Gesuche, um Ausarbeitung einer Gewerbe-Ordnung, haben Wir vorlängst Wetzlar.
schon durch Niedersetzung einer zu dieser Arbeit bestimmten Commission genügt, und
behalten Uns vor, vom Erfolge auch dem Rheinischen Provinzial« Landtage Kenntniß
zu geben.

21.
Was die z» Gunsten der Staatsgläubigcr des ehemaligen Kursürstenthums Cöln ^a^ckul^

geschehenenAnträge anlangt, so eröffnen Wir Unsern getreuen Standen: den
»ä 1. daß wegen der rückstandigenZinsen von den KurkölnischenObligationen

vorlangst Verhandlungen mit der Herzoglich Nassauischen Negierung eingeleitet sind,
eine Entscheidung aber, wenn eine gütliche Vereinigung nicht getroffen werden kann»
bei der Bundesversammlung veranlaßt werden wird.

«ut 2. Daß eine Abschätzungder Kapitalien in Beziehung auf ihre ursprüngliche
Valuta um deswegen vor der Hand von keinem Einflüsse auf die Sache styn würde,
weil in Gemüßhelt der in Beziehung auf das ganze Staatsschuldenwesen bestehenden
gesetzlichen Einrichtung auch die KurkülnischenObligationen, so lange sie unter dem
Nominalwerthe zu haben sind, nach dem Kurse eingekauft weiden. Der eigentliche
Waradirungswerth wnd daher erst künftig bei eintretender Verloosung zur Sprache
kommen.

»ä 3. Was die Zinsen anlangt, so muß es bei der Vorschrift des h. 4> der Ver¬
ordnung vom 2. November 1822, welcher auf den Fall angewendet worden ist, ledig¬
lich bewenden.

Auch ist der Antrag
7 *
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^ .-l«! ^. den Gläubigern für ihre Kapitalien Staatsschuldscheine »u r,arte,ir auszu¬
händigen, mit den wegen des Central» und Provinzial-Staatsschulbenwesens crgange-
ncn gesetzlichen Bestimmungen nicht vereinbar.

Dagegen werden
l^l 5. die Stände auf die jährlichen Bekanntmachungen der Hauptverwaltung der

> Staatsschulden wegen der gerichtlichen Dcvosnion der eingelöseten Staatspapiere ver¬
wiesen, aus welchen sie ersehen werden, daß in den Jahren 182/s bis 1826 die Schuld
um 37,353 Rthlr. '4 Sgr. vermindert worden ist. Auch im laufenden Jahre sind
nach Anzeige der Haupt-Verwaltung der Staatsschulden, bereits Ankäufe zur Summe
von ,2,^3 Rthlr. 5 Sgr. 6 Pf. bewirkt worden.

Ueberhaupt dürfen Wir erwarten, daß Unsere Stände sowohl, als die Interessen¬
ten . bei ihren hierauf sich beziehenden Wünschen die Lag«, in welcher die Preußische
Regierung dieses Schuldenwesen übernommen, und die allgemeine gesetzliche Ordnung
im 'vtaatsschuloenwesen, welche die Begünstigung einer Klasse von Forderungen ver¬
bietet, nicht unberücksichtigt lassen werden.

22.

Fabrikzeichen. Bei genauerer Erwägung des allgemein gestellten Antrags auf Erlaß eines Ge«
setzes zum Schutze aller Fabrikzeichen in der ganzen Monarchie, werden Unsern ge»
treuen Ständen selbst die Schwierigkeiten nicht entgehen, welche damit verbunden seyn
würben, wenn man jeden Fabrikanten im Umfange der Monarchie bei dem ausschlics«
senden Besitze jedes von ihm zu Unterscheidung seines Fabrikats willkührlich gewählten
Zeichens schützen wollte, da, nach den bei Unserm Minister!» des Innern eingegangenen
Nachrichten, in Solingen allein blos für Messer über tausend verschiedene Zeichen im
Gange sind. Hiernach werten sie selbst beurtheilen, bis zu welcher Anzahl diese Zei¬
chen in der ganzen Monarchie ansteigen müssen, und daß es, selbst wenn die Mühe
und Kosten der Anlegung und Fortführung von Verzeichnissen nicht gescheut würden,
doch mit der größten Aufmerksamkeit unmöglich ist, bei der Bestätigung eines neuen
von einem Fabrikanten gewählten Zeichens dafür zu stehen, daß nicht bereits ein gleiches
oder sehr ähnliches von einem Andern gebraucht werde. Die sicherste Bezeichnung
eines Fabricats bleibt die mit dem Namen und Wohnorte eines Fabrikanten. Gegen
das Nachmachen dieses Zeichens schützt sowohl das französische Strafgesetz, als das
Allgemeine Üandrecht Th 2. Tit. 20. 5. >^c,. >^5 und i^'.i daher denn ein neues
Gesetz nicht für erforderlich erachtet werden kann. Doch haben Wir eine nochmalige
kommissarische Untersuchung des Gegenstandes angeordnet und werden hiernächst ermes¬
sen, od und welche ergänzende Bestimmungen hierunter noch erforderlich seyn möchten.

23.

G«ichtö-Ver- )^,f d<,s Gesuch um Errichtung eines eigenen Gerichts und einer eigenen Hypo«
L/V""" lheken-Kammer für die Stadt Elberfeld, können Wir zwar für jcht, da erst nach Cin-

führung der Preußischen Gesetze die definitive Organisation der Gerichte erfolgen wird,
keine Entschließung fassen; werden jedoch künftig, wenn jene Organisation Statt findet,
auf das Bedürfniß der Stadt Elberfeld und ihrer gewerbrcichen Umgegend landesva-
lerlichcn Bedacht nehmen.

24.

Transsmp- ^ Was die gewünschte Aufhebung oder Firation der Transscriptionsgebühren bei
tions»Geblih-lH^a'lir'^lrng des Grundeigenthums anlangt, so machen Wir Unsern getreuen Standen
""' bcmerklich, daß die in Folge der noch beibehaltenen früheren Hypotheken-Verfassung auf

dem linken Rheinufer noch bestehenden französischen Hypothekengcbuhren durch das
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Stempelgcsctz vom 7. März »822 kcincswegcs aufgehoben, wohl aber die diesfallsigen
Hosten durch Verwandlung der Enregistremcntögebühr bei Veränderungen des Grund-
eigenlhums in «ine neu«, den vierten Theil derselben betragende Stempel» Abgabe»
jehr erleichtert worden sind. Jene Hypothckengebühren, welche bei Eintragungen, wo
nicht das Eigenthum der Grundstücke übergeht, dort geringer, als die in den andern
Provinzen üblichen Sporteln sind, wie solches die Sporteltarordnung crgiebt, können
daher auch für jetzt weder abgeschafft, noch auf einen festen Satz ermäßigt, wohl aber
werden bei Einführung einer neuen Hypotheken-Ordnung solche nach der" dann einzu¬
führenden allgemeinen Sporteltarordnung bestimmt werden.

25.
Das Bedürfniß der von Unsern getreuen Ständen in Antrag gebrachten allge-^ Pfarr«^»-

meincn Revision der Psarrei-Circumscriptionen ist zur Zeit nicht dargethan, auch von ^"^«lpn»-
den kirchlichenDbern nicht einmal ausgesprochen worden, Wir finden daher auch für
jetzt noch tcinc Veranlassung, dieses Bedürfniß als wirklich vorhanden anzunehmen.
Uebrigtns ist in einzelnen Fällen für Befriedigung des kirchlichen Bedürfnisses durch
Wiederherstellung supprimirler Hülfspfarrcien unler Mitwirkung der Pfarrgemeinden
so viel möglich gesorgt worden i auch wild in geeigneten Fällen fernerhin dafür gesorgt
werden.

26.
Auf den Antrag, wegen Verbesserung der Pfarreigchaltc, können Wir zwar in der Pfarrei-««-

Allgcmeinheit, wie er gestellt worden, nicht eingehen; werden jedoch» wie in einzelnenhalt,.^
Fällen bereits geschehen, bei besonders dringenden Anläßcn nach den Kräften der
Staatskassen Aushülfen zu bewilligen geneigt seyn. Wenn aber die Stände eine all¬
gemeine Erhöhung der Pfarrgehalce wünsch»», so kann solche nur in derselben Art be¬
wirkt werden, wie solches bisher theilweise durch diejenigen Gemeinden geschehen ist,
die von der durch Art. 67 und 71 der organischen Bestimmungen für den katholischen
Kultus gegebenen Ermächtigung Gebrauch gemacht haben, wclchenfalls Wir vom näch¬
sten Landtage angemessenenVorschlägen hierüber entgegensehen.

27.
Was den Antrag auf Anstellung katholischer Geistlichen zur Wahrnehmung der Katholische

Seelsorge bei dem Militair in den Haupt-Garnison-Ortcn anlangt, so erkennen Wir Garnison-
auf das Vollständigste an, daß die Sorge für die religiöse Bildung der Soldaten von GeMche.
der größten Wichtigkeit ist, und haben deshalb Anordnung getroffen, daß in dieser
Hinsicht für den katholischenTheil der Armee Alles geschehen solle, was nach der be¬
stehenden Militair - Kirchen-Verfassung zulässig ist. Hiernach wird, dem bisherigen
Verfahren gemäß, auch fernerhin die Scelsorge katholischerSoldaten an den Orten,
wo Kirchen dieser Konfession vorhanden sind, einem Geistlichen förmlich übertragen,
an andern Orten aber dafür gesorgt werden, daß mehrere Male im Jahre katholische
Geistliche zur Ausübung der gottesoicnstlichen Handlungen dahin kommen. Unsere
Minister der Geistlichen Angelegenheiten und des Krieges'haben Wir zu fernerer Be¬
obachtung dieses Verfahrens angewiesen, wonach denn eine so wesentliche Abände¬
rung der Militair-Kirchenverfassung, als die Anstellung katholischerFeldprcdiger im
Frieden seyn würde, sich nicht als nothwendig darstellt.

28.
Das von Seiten Unserer getreuen Stände erfolgte Anerkcnntniß dessen, was für Höhere Nilr-

die Vervollständigung und Verbesserung des öffentlichenUnterrichts in den Rhcinpro. ger-^chuien.
vinzcn geschehen ist, gereicht Uns zum besondern Wohlgefallen. Den Antrag, die
Errichtung von Bürgerschulen betreffend, finden Wir aller Berücksichtigung würdig.
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Auch ist von Seiten Uüiers Minister!! des öffentlichen Unterrichts schon flüher, und»
jetzt aufs neue, eine diesfalsige Verfügung an sämmtliche Regierungen der dortigen
Provinz, zur baldigen möglichstenAbhülfe des in Anregung gebrachten Bedürfnisses
erlassen worden, in deren Verfolg auch Unser Ministerium des Innern bemüht seyn
wird, in den geeigneten Kommunen, in welchen die Mittel zu diesem Zwecke zu be¬
schaffen sind, zur Errichtung höherer Bürgerschulen beizuwirtcn. Wie sonach beide
Ministerien nach ihrem Nessort diesem als wichtig anerkannten Gegenstände ihre Auf¬
merksamkeitwidmen werden, also erwarten Wir in Hinsicht der Beschaffung der Mittel
aus Communal-Fonds die besondere Mitwirkung der Stände.

2l).
Das Gesuch um Aufhebung derjenigen gesetzlichenBestimmungen, nach welchen

Oeffentliche"U^ öffentliche Verkäufe von Mobilien nur durch Vermittelung der Notarien und Ge¬
Verkäufe »«n llchlsvollzieher Statt finden dürfen, setzt eine partielle Aenderung der dortigen Gesetz-
Mobilien. gebung voraus, mit welcher Wir jedoch um so mehr Anstand nehmen, als mit Ein¬

führung der Preußischen Gesetzgebung in den dortigen Provinzen die Sache sich von
selbst erledigen wird.

30.
Was die in Folge des Reichs-Deputations-Nezesses vom ,5, Februar :8o3 er¬

folgte gegenseitige Einziehung der den Spitälern, Kirchen ?c. auf der einen Rhcinseite
Güter-Emzic-gehöriggewesenen, auf der andern Rheinscitc gelegenen Güter anlangt, so können die
de"s^"ichsde' diesfalsigen Bestimmungen jenes Rezesses im Allgemeinen nickt rückgängig gemacht
putations- werden; auch ist es nicht zulässig, dergleichen bereits unter der frühern Landeshcrr-
lchiuffes. schaft eingezogene und mit den Domaincn vereinigte Güter, auch nur so weit letztere

noch jetzt im Besitze des Staats sind, den durch jene tractatcnmäßigcn Bestimmungen
betroffenen Stiftungen ic. zurückzugeben, da, selbst abgesehen von der aus solchen
Maaßnahmen nothwendig erwachsenden Unsicherheiteines auf völkerrechtlichenNractaten
und auf der Gesetzgebungder früheren Landcsherrschaften beruhenden Besitzstandes —>
auch durch das Staatsschuldengesetz vom 17. Januar 1820 jede Disposition zum Nach¬
theile der Staatsglaubigcr über Domaincn, welche zur Zeit der Publication jenes
Gesetzes im rechtlichenSinne oder verfassungsmäßig dafür anzusehen waren, ausae-
schlössen ist.

Nur in so fern also kann hierunter eine Wiedererstattung, oder, den Umständen
nach, eine Entschädigung zu Gunsten der bcthciligtcn Corporationcn eintreten, als
erweislich über die Vor!chriftcn jenes mehrgedachten §. 27. oder (so weit cr das linke
Nheinufcr insbesondere angeht) über die gesetzlichen Anordnungen der früheren Regie¬
rung hinaus, auch solche Güter zum Staatseigcnthum eingezogen worden sind, welche
sick hierzu nach jenen tractatmäßigen und gesetzlichenVorschriften nicht eignen. In
Fällen dieser Art aber ist bisher schon auf Anträge der Ministerien den gegründet be-
fundenen Ansprüchen der bctheiligten Corporationcn genügt worden; auch wird ferner
in gleicher Weise verfahren werden, daher es anderweiter desfalsiger Anordnungen
überall nicht bedarf.

Nach gleichen Grundsätzen ist auch in Absicht der Guter der auf dem rechten
Rheinufer bcstehendin frommen und milden Stiftungen, welche, so weit sie nicht zum
eigentlich geistlichen Corporationsgut gehört haben, der Einziehung nicht unterworfen,
gewesen, so wie ferner in Bezug auf eigentliche Familien-Etiftungen verfahren worden
Unsern Provinzial-Ständen können Wir daher nur überlassen, bei ihrem nächsten Zu¬
sammentritt Einzelnfälle, in welchen dies nickt geschehenist, näher, als in der ihrer
jetzigen Petition zum Grunde liegenden Denkschrift, zu bezeichnen, in welchemFalle
sie sich der Remedur desfallsiger gegründet befundener Beschwerden im Voraus ver¬
sichert halten können.
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Was hicbei den am Schlüsse jener Dcnkschlift erwähnten Fall, wegen eines dem
Kölnischen Schul» und Stiftungsfunds zuständigen Capitals anlangt, so gehört dieser
nicht hierher, indem.es sich dabei um eine gegen Feankreicl, gemäß der Convention vom
2Q. November ,8l5 liquidirte und —zwar auch mehr aus Rücksichtender Billigkeit, als
des strengenRechts— aus dem französischenAversionalfonds bereits zugestandenenFür«
dcrung handelt, über deren künftige Verwendung, in Ocmäßhcit des Zwecks der Stif¬
tungen/ aus denen das fragliche Kapital herrührt, Wir bereits auf den Antrag Un¬
ser!» Ministern der Geistlichen- und Untcrrichts-Angelegenhcitcn besondere Bestimmung
getroffen haben.

Was die in Beziehung auf das Landarbeilshaus zu Brauwciler ausgesprochenen Land-Ar-
Wünsche anlangt, so genehmigen Wir, daß den bei dieser Anstalt noch nicht betheilig-^shaus^zu
ten Gemeinden der Regierungsbezirke Coblcnz , Cöln » Düsseldorf und Aachen die Be»
Nutzung derselben gegen gleiche Beiträge mit den dabei bereits betheiligtcn Communen
verstattet werde, und haben Unsern Minister des Innern beauftragt» die Einleitungen
hierzu durch das Ober^Präsidium und die Regierungen zu treffen.

Was den Antrag anlaugt, d,,^ß die Aufnahme aller Bettler aus Gewohnheit, auch
der Arbeitsunfähigen, ohne gerichtlichesErkenntniß in großen Städten durch die städti¬
sche Polizeibehörde, in andern Kommunen aber durch den Landrath für zuläsiig er¬
klärt werden möge, so haben Wir Unsern Ministern des Innern und der Justiz nähere
Erörterung und Berichts - Erstattung über die Zweckmäßigkeitund gesetzliche Ausführ¬
barkeit dieses Antrages aufgetragen, worauf Wir Entschließung zu fassen Uns vorbe¬
halten-

U-brigens bewilligen Wir Unsern Provinzial - Ständen die gewünschte Milauisicht
über die Verwaltung des Instituts und ordnen «n, daß ihnen bei ihrer nächsten Ver¬
sammlung die Rechnungen und eine Uebersicht der Administration desselbenvorgelegt
werde.

32.
Das Gesuch um Aufhebung der im Gesetzevom 21. April 182a in Betreff des Allobisica-

Allodisicationszinses enthaltenen Nestimmungen werden Wir in weitere Erwägung tionszins.
nehmen und darüber Entscheidung ertheilen.

Desgleichen haben Wir auch
33.

über die in Beziehung auf den gesetzlichenAbzug eines Fünftheils vom Zehnten gc< Fimftheil-Ab-
schehencn Anträge noch eine Nerichtserstatlung der Proomzial-Behörden für erforderlich ^"3 «°mZehn-
gehalten, und behalten Uns weitere Entschließung vor. ""'

Von demjenigen, was in Folge obiger Entschließungen weiter verfügt werden
w'^ '. soll dem nächsten Provinzial - Landtage durch Unser Staats - Ministerium eine
Uebersichtvorgelegt werden.

Urkundlich haben Wir hierüber gegenwärtigen Landtags - Abschieb ausfertigen las¬
sen, auch denselben Allerhöchst - Selbst vollzogen und bleiben Unsern actreuen Ständen
in Gnaden gewogen.

Gegeben Berlin, den >3. Juli 1827.

(gez.) Friedrich Wilhelm.
(gez.) Friedrich Wilhelm, Kronprinz.

Schuckmann. Lottum. Vernstorff. Dankclmann.
Für den Kriegsminister': (gez.) Schöler.
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V erordnung/
wegen

der nach dem Gesetze vom 27sten März 1824. vorbehaltenen
Bestinmmngen für die Rhein-Provinzen.

Vom ,3tcn Juli 1827,

<^5 ir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden» König von
Preußen lc. ?c.

haben über die einer besondern Verordnung vorbehaltenen näheren Festsetzungeneiniger
in Unserm Gesetze vom ^stci, März 1824., wegen Anordnung der Provinzialstände
in den Rdcinprouinzen enthaltenen Vorschriften, die gutachtlichen Vorschläge Unserer,
auf dem Landtage versammelt gewesenen, getreuen Stände vernommen und ertheilen
nunmehro darüber die nachstehendenbesonderen Bestimmungen.

Artikel l.
Mg. 2.,. Nachdem die Grafschaft Wicd«Runkcl dem Fürsten von Ncuwied anheimgefallen

ist, Wir auch dem Fürsten von Hatzfeld für seine Herrschaft Wildenburg-Schön¬
stein, nicht minder dem Fürsten von Salm-Re iffersche idt« Dyck für sein gro¬
ßen Theils aus ehemaligen rcichsunmittelbaren Besitzungen gestiftetes Majorat Viril¬
stimmen im Stande der Fürsten verliehen haben, besteht dieser Stand aus

dem Fürsten von Solms-Braunfels;
dem Fürsten von Solms-Hohensolms-Lich;
dem Fürsten von Wied-,
dem Fürsten von Hatzfeld;
dem Fürsten von Salm-Re iffersche iot - Dyck.'

Artikel II.
«t 5. ». t. Zum Stande der Ritterschaft qualisizirt nach dem Gesetze (die nöthige persönliche

Qualifikation vorausgesetzt) der Besitz eines ehemals reichsritterschaftlichenoder land-
tagsfähigcn Gutes i>, der Provinz, von welchem wenigstens jährlich eine Grundsteuer
von Fünf und Siebenzig Thalern als Hauptsteuer entrichtet wird.

Artikel I».
Das Normaljahr, in welchem die gedachte Steuer entrichtet worden seyn muß,

ist das Jahr 182^. Ist seitdem die Substanz des Gutes vermindert worden, so tre¬
ten die Art. XVI. festgesetztenGrundsätze ein. Dahingegen soll ein im Jahre ,824
durch seine Grundsteuer zur Ritterschaft geeignet gewesenes Gut auch ferner dazu qua-
lisiziren, wenn die Steuer ohne Verminderung der Substanz durch die Katastrirung
heruntergesetztworden ist.

Artikel IV.
Beim gemeinschaftlichenBesitze eines Ritterguts, welcher Brüdern oder mehreren

Mitgliedern eines Geschlechts zusteht, ist einer der Mitbesitzer in der Ritterschaft
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stimmfähig Und wählbar. Dagegen befähigt der Besitz, mehrerer nicht tonsolidirtcn
kleinen adlichen Güter, deren jedes einzeln weniger als ?5 Tyaler jährlich entrichtet,
nicht zur Theilnahme am Stande der Ritterschaft. Vielmehr ist dazu der Besitz eines,
hauptsächlich aus altrittcrschaftlichen ehemals'landiagofäyigen Grunostücken bestehenden,
consolidirtcn Gutes, welches die erwähnte Grundsteuer als »liinnnilu entrichtet, er¬
forderlich. Die mit einem solchenGute consolidirtcn andere» Pertincnzien lönncn je»
doch zu Erfüllung des gedachten Stcuerbetrages mit angerechnet werden.

Artikel V.
Nach diesen Grundsätzen soll Unser Landtags - Commissarius eine Matritul der zu

diesem Stande gehörigen Güter, nach den Kreisen geordnet, entwerfen, zu deren
Prüfung Wir eine aus acht Mitgliedern, ^nämlichaus zwei von jedem Stande, beste¬
hende ständische Commission bestimmen, deren Mitglieder der Commissarius aus den
Fürsten und Deputirten zum Provinzial-Landtage zu wählen hat. Dieser Commis¬
sion sollen alle Beweise über die Eigenschaften eines in die Matritul aufzunehmenden
Gutes und dessen Zubehörungen vorgelegt werden.

Die Entscheidung über die etwa sich ergebenden Erinnerungen und die Bestäti¬
gung der Matritul behalten Wir Uns Allerhöchstselbstvor.

Artikel VI.
In diese Matrikul sollen künftig auch die von Uns mittelst besonderer Urkunde zu «l^»»2.

landtagsfähigen Rittergütern zu erhebenden Besitzungen aufgenommen werden. Wor-
behältlich der Begnadigung mit "dieser Verleihung aus besondern Rücksichten, wollen
Wir diese Bevorrechtung angcdeihen lassen:

i) denjenigen, welche, unter Beobachtung der in Unserm Allgemeinen Landrechte
Thl. II. Tit. 4. §.4?- und ff. aufgestellten Grundsätze, einen Inbegriff uon
ländlichen, in der Provinz gelegene» Grundstücken, welche mindestens einen
Rein-Ertrag von 25oc> Nthlr. jährlich gewähren und von allen guishcrrlichen
Lasten frei sind, zu einem Familien-Fidei»Commiß stiften, für sie und ihre
Nachfolger im Fidei-Commiß.

Wir wollen jedoch
2) auch Unsern auf den dortigen Landtagen versammelten Ständen der Ritterschaft

verstatten, Uns zur Aufnahme in ihren Stand auch Besitzer solcher Güter,
welche wenigstens Eintausend Thaler Nein-Ertrag gewähren, von allen guts-
herrlichcn Lasten frei sind, und als ein Ganzes bewirthschaftet weiden können,
in Vorschlag zu bringen.

Artikel VII.
Zur Wahl der der Ritterschaft zugewiesenen fünf und zwanzig Abgeordneten wer- ^ ^ ^

den zwei Bezirke gebildet:
») aus den Regierungsbezirken Cöln, Coblenz und Trier;
2) aus den Regierungsbezirken Düsseldorf und Aachen. ,

In dem erstcrn sind z>völf, in oem zweiten dreizehn Abgeordnete zu wählen. Es
soll jedoch im erster» Wahlbezirke aus jedem der Neqieruugs ° Departements Trier,
Coblenz und Coln, un zweiten aber aus den Departements Aachen und Dü^ldorf
und dem ehemaligen ^cgierungsb^zilte Cleve vorweg ein dort angesessenerRitterguts¬
besitzer, und für jeden derielben «,,! ebenfalls dort angesessenerStellvertreter von der
Gesammtheit der Wahler eiivahlt werden. Die übrigen Deputirten werden, ohne
Rücksicht auf die Lage ihres Uiesttzes, aus der Gesammtheit der Wahlfähigen durch
Stimmenmehrheit ernannt, eben so die nach vollbrachter Wahl der Deputirten be¬
sonders zu wahlenden Stellvertreter. Letztere vertreten in Behinderungsfällcn die De-8
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putirten des Wahlbezirks, zu welchem sie selbst gehören, und treten nach der Zahl
der Stimmen, welche sie für sich gehabt haben, ein.

Wenn einer der aus den Regierungsbezirken besonders gewählten Deputaten und
zugleich dessen Stellvertreter behindert ist, so wird er, dafern unter den aus der
Gesammtheit gewählten Stellvertretern noch einer aus dem betreffenden Regierungs
bezirke vorhanden ist, durch diesen ersetzt, im entgegengesetztenFalle aber durch denje»
nigcn der noch nicht einberufenen Stellvertreter aus der Gesammtheit, welcher die
meisten Stimmen für sich gehabt hat.

Artikel VlII.
Von den, den Städten zugetheilten 26 Landtags-Abgeordneten erhalten

«) die Städte:
Cöln .................. 2 Abgeordnete
Aachen .................» ,,
Düsseldorf ................, «
Coblenz .................> ,,
Trier............,.....1 „
Elbcrfeld .................1 »
Warmen .................> „
Crefeld ............. . . . . » ,,

, Zusammen 5 ! 9 Abgeordnete.
! !>) zur gemeinschaftlichen Wahl von Abgeordneten weiden vereinigt die Städte
j und Orte:

Krcuznach, Kirn, Sobernheim, St. Goar, Boppard,
Oberwesel, Bacharach ......... zu 1 Abgeordneten

Stromberg, Trarbach, Zell, Cochcm, Mayen, Ander»
nach, Ahrweilcr, Sinzig, Remagcn, Simmern >, l >,

Ehrenbrcitstein, Vallcndar, Bendorf, Neuwied, Linz,
Wetzlar, Braunfcls.......... ,» » „

i Saarlouis, Saarbrücken mit St. Johann, Ottweiler „ 1 »
Mcrzig, Prüm, Bitlburg, Wittlich, Bcrnkastel, Saar¬

burg ......... ,...... » 1 »
Montjoic, Eupen, Malmcdy, St. Vith ......"» „
Düren, Ocmünd, Stolberg, Burtschcid..... >' » "
Iülich, Eschweilcr, Heinsberg, Erkelenz, Geilcnkirchen

in«l. Hünshoven ............" ' »
Bonn, Münsterciffel, Euskirchen, Zülpich ...."» n

, Deutz, Mühlheim a. Rhein, Gladbach, Gummersbach,
Wipperfürth, Sicgburg, Königswinter . . . . " 1 »

Ratingen, Kaiserswerth, Angermünd mit Gerresheim,
Mettmann, Hardcnberg mit Langcnbcrg, Wülfrath,
Velbcrt, Kronenberg.......... " 1 »

Duisburg, Mühlheim a. d. Ruhr, Essen, Kettwig,
Werden, Ruhrort, Dinölaken, Emmerich, (im
Kreise Necs) Nees, Isselburg...... „ l »

!' Eleve, Wesel, Goch, Geldern, Rheinberg, Mcurs,
Orsoy, Tanten ............" l "

Neuß, Grcuenbroich, Wevelinghofei,, Gladback , Vier-
sen, Dahlcn, Odenkircben, Nheydt, Uerdingcn,
Kempen, Süchtcln, Dülken, Kaldcnkirchcn . . . " i "
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Lennep, Ronsdolf, Lüttlinghausen, Rade vorm Wald»
Burg, Hückeswagen ........«/,'"'

Solingen , Remscheid, Doip , Gräfrath, Wald , Hohe«
scheid mit Mersch-id, Nurtscklid mit Leichlingen,
Opladen mit Neukirchen, Hittorf..... - " l

2) » n
3) »> n
4) « n
5) » n

Zusammen . . »6 Abgeordnete.

Bei den Wahlen concurriren blos die ebengenannten Orte selbst und die in den
Feldmarken derselben gelegenen städtischen Etablissements. Die mit ihnen in einem
Bürgermeisterei »Verbände stehenden Dörfer dagegen werden zu den Wahlen der Land»
gemeinden gezogen. ^ . ^.,

Was die mit Collectivstimmen versehenen Städte anlangt, so behalten Wir
Uns, nach Ncgulirung des Communalwesens, wegen anderweiler Bestimmung ihrer
Verbände, Entschließung vor.

Für jeden städtischenAbgeordneten sollen hinführo zwei Stellvertreter gewählt wer¬
den , welche nach der bei der Wahl derselben Statt gefundenen Stimmenmehrheit
einrücken.

Artikel IX.
Zur Vertheilung der den Landgemeinden bestimmten ^5 Landtags-Abgeordneten,

werden nach dem Umfange der dermaligen Regierungsbezirke 5 Wahl-Bezirke gebildet,
und hiernach zugewiesen:

>) dem Wahlbezirke Cöln........... 4 Abgeordnete
Düsseldorf .........6 „
Aachen ..........4 "
Coblenz .......... 6 „
Trier......... . 5_____ "

Zusammen . . 25Abgeordnete.
Dem Landtags-Commissarius bleibt überlassen, den Wahlort zu bestimmen, und

dafern in einem Orte gewählt wird, in welchem kein Landrath ist, einen benachbar¬
ten Landrath zumWahl-Commissarius zu ernennen Wir behalten Uns jedoch vor, nach
Regulirung des ländlichen Communalwesens, nach Befinden die Abgeordneten auf die
dann zu errichtenden Sammtgemeinden spezieller zu vertheilen.

Artikel X.
Der Betrag der die Wahlfähigkeit im Stande der Städte begründenden Grund« »zz.il.

und Gewerbesteuer- Entrichtung wird bestimmt : ^
») in den zu Virilstimmen berechtigten Städten auf 3c> Thaler, einschlicßlich'we- l

mgstens l8 Thaler Gewerbesteuer;
Ii) in den zu einer gemeinschaftlichen Stimme berechtigten Städten und Octern,

auf l5 Nchlr. einschließlichmindestens 8 Nthlr. Gewerbesteuer.
Städtische Grundbesitzer, welche Vertreter der Gemeinde sind, wer^n den Ma¬

gistratspersonen in Beziehung auf die Wahlfähigkeit zum Abgeordneten <>!cich g.'a.l'ttl.
Die Gewerbesteuer, welche von Compagnie-Handlungen entricht wirc,, kann

einem der Teilnehmer einer solchen Handlung, nicht aber mehreren derselben zu
gleicher Zett in Beziehung auf seine Wählbarkeit im Stande der Städte zu gut ge¬
rechnet werden.

Der Betrieb des Ackerbaues auf städtischen Grundstücken ist für ein städtischesGe¬
werbe zu achten. Die auf stadtischer Feldmark wohnenden Grundbesitzer werden den
städtischen gleichgestellt.

8 *
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Auch sollen städtische Grundbesitzer, die zum mindesten ,a Jahre lang ein städti¬
sches Gewerbe betrieben, von demselben <-ber sich zurückgezogen haben, gleich den
wirklichen Gewerbetreibenden wählbar seyn.

Artikel XI.
Der Betrag der von einem Abgeordneten der Landgemeinden zu entrichtenden

Grundsteuer wird auf zwanzig Thaler bestimmt In den Gegenden jedoch, in welchen
der Gewerbebetrieb mit dem Grundbesitz verbunden zu seyn pflegt, soll ein Steuer¬
betrag von zwanzig Thalern an Grund- und Gewerbesteuer zusammen die Wählbar¬
keit begründen.

Artikel XII.
2ä z.,!i. In den zu Virilstimmcn berechtigten Städten wählen künftig nach Einfühlung

der Städtcordnung die von den stimmfähigen Bürgern, als ersten Wählern zu errväh»
lenden Stadtverordneten, die Landtags - Dcputirten und Stellvertreter.

Dagegen wählen in den zu Collcctivstimmen berechtigten Städten die Stadtver»
ordneten aus ihrer Mitte, in den Städten von weniger als i5o Feuerstellen, einen, in
den Städten größcrn Umfangs aber auf jede i5a Fcucrstellen einen Wähler, welche
denn aus dem ganzen Wahlbezirk zur Wahl des Abgeordneten und der Stellvertreter
zusammentreten.

Artikel XIII.
Die Bezirkswähler zur Wahl der Abgeordneten der Landgemeinden werden künf¬

tig nnch Regulirung des ländlichen Communalwescns von den Gemcindeverordneten
jeder Sammtgcmcinde aus ihrer Mitte erwählt. Das Weitere wird nach Publication
der Lommunal-Ordnung bestimmt werden.

Artikel XIV.
Den ehemals unmittelbaren Reichsständen ist der Zutritt zum Landtage nur nach

Ableistung der §. 3. der Instruction vom 3c>sten März 1820. vorgeschriebenenHuldi¬
gung-, den sonstigen Inhabern von Virilstimmen aber und den Rittergutsbesitzern,
welche im Auslande wohnen, ist dieser Zutritt, nicht minder den letzteren die Theil¬
nahme an den Wahlen nur nach Leistung des Ilmnnxii gestattet.

Artikel XV.
Wenn ein LanKtagsabgcordncter bei der Eröffnung des Landtags bis zu Ablauf

der ersten von diesem Zeitpunkte an laufenden Woche zu erscheinen behindert ist, so
verbleibt der für ihn einberufeneStellvertreter, für die ganze Dauer des Landtags, Mit¬
glied desselben, der Abgeordnete aber geht unterdessen in die Stellung des Stellver¬
treters über.

Artikel XVI.
2ä Z. 14. Die Landtagsfähigkeit eines Rittergutes geht durch Zerstückelungverloren:

,) bei Gütern, welche mehr als Eintausend Thaler Rein-E>trag gewähren, wenn
solcherbis unter diesen Betrag vermindert wird;

?) bei kleineren Gütern sofort nach jedcr Verminderung ihrer Substanz.
Artikel XVII.

aä§.5. ,. Was den zur Landtagsfähigkeit sämmtlicher Abgeordneten erforderlichen zehnjäh¬
rigen Btsitz anlangt, so bestimmen Wir, daß die Abtretung eines Grundstücks vom
Vater an den Sohn bei Lebzeiten des Ersteren, und in der Ritterschaft die Succes¬
sion der Seitcnverwandten in einem Lehnstamm- oder Fideicommiß-Gute, welches
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von einem gemeinschaftlichenStammvater herrührt, der Vererbung in absteigender
Linie gleich geachtet werden soll.

Artikel XVIII.
Die Landtags-Abqeordneten erhalten für jeden Tag ihrer Anwesenheit beim Land- »ä ß. 50.

tage und der Hin« und Zurückreise Drei Thaler an Diäten und Einen Thaler Zehn
Silbergroscken an Reisekostenfür jede Meile hin und zurück. Die Beiträge dazu und
zu den sonstigen Landtagskosten, sollen zwar nach dem Verhältnisse der Grund - und
Gewerbesteuer auf die Gemeinde rcpartirt, von den letzter» aber ihre Quoten aus
den Communalkassen gedeckt und, da nöthig, gleich den andern Eommunalbcdürf-
nissen aufgebracht werden.

Urkundlich unter Unserer Allerhöchsteigenhändigen Unterschritt und Beidrückung
Unsers Königlichen Insiegels.

Gegeben Berlin, den i3ten Juli 1827.

(L3.) Friedrich Wilhelm.

Friedrich Wilhelm, Kronprinz.

v. Schuckmann. Graf v. Lottum. Graf v. Vernstorff.
Graf v. Danckclmann.

Für den Kriegs-Minister:
v. S ch öl cr.
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Kreisordnung
für

die Rheinprovinzen und Westphalen.
Vom »3ten Juli 18,7.

Wl !r Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von
Preußen n. n.

ertheilen wegen der Einrichtung der Kreistage in Westphalen und den Rhcinprovinzen,
nachdem Wir das Gutachten Unserer getreuen Stände dieser Provinzen darüber vernein»
men haben, folgende Vorschriften.

Zweck der H. ». Die Kreisvcrsammlungen haben den Zweck, die Kreisverwaltung des Land-
Kreis - Ver-saths in Communal-Angelegenheitcn zu begleiten und zu unterstützen,
lammlungen. ^^ Verwaltung innerhalb der bestehenden Gesetzgebung macht den Gegenstand

ihrer Berathung und Beschlüsse (tz. 21,) aus.
Bezirke. §. 2. Die landrathlichen Kreise bilden die Bezirke der Kreisstände.

Geschüfteder §> 2. Die Kreisstände vertreten die Kreiscorporation in allen, den ganzen Kreis
««isstände. betreffenden Communal<Angelegenheiten» ohne Rücksprache mit den einzelnen Commu¬

nen oder Individuen.
Sie haben Namens derselben verbindende Erklärungen abzugeben. Sie haben

Staatsprästationen, welche kreisweise aufzubringen sind, und deren Aufbringung durch
das Gesetz nicht auf eine bestimmte Art vorgeschrieben ist, zu repartiren.

Bei allen Abgaben, Leistungen und Naturaldicnsten zu den Kreisbedürfnissen sol¬
len sie zuvor mit ihrem Gutachten gehört werden, auch von allen Geldern, welche da¬
hin verwendet werden, sollen ihnen die Rechnungen jährlich zur Abnahme vorgelegt
werden, und wo eine ständische Verwaltung der Kreiscommunal« Angelegenheiten ein¬
tritt, verbleibt den Krcisständen das Recht, die Beamten dazu zu wählen. Auch
wählen sie die Civilmitglieder der Kreis«Ersatz'Commission.

Zusammen- §. 4. Die krcisständische Versammlung besteht:
setzimg der H. aus denjenigen Besitzern der im Kreise gelegenen, ehemals reichsunnntt»lbaren
Kreisstä'nde. Landeßlhcile, welche auf die durch Unsere Verordnung vom 3o. Mai 182c) den

Standcsherren zugestandenen Regierungsrcchte Verzicht geleistet haben, und aus
denjenigen, welchen Wir im Stande der Fürsten und Herren Virilstimmcn ver¬
liehen haben oder verleihen werden.

II. Aus sämmtlichen Besitzern der in die Matrikul der Ritterschaft aufzunehmenden
Güter. Bis zu Entwerfung der Matrikul erscheinen diejenigen, welche bei der
ersten Wahl der ritterschafllichen Deputirten zu dem Provinzial-Landtage als
stimmfähig anerkannt worden sind. «„»<., ^ «.^ .

O. Aus einem Deputirten von jeder im Kreise gelegenen, an der Wahl der städti¬
schen Deputirten zu dem Provinzial. Landtage Theil nehmenden Stadt, wobei
Wir jedoch Uns vorbehalten, den größeren Städten, besonders in solchen Krei¬
sen , in welchen ausser denselben keine, oder nur wenige Städte sind, nach Ver«
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hältniß ihrer Bevölkerung und Bedeutsamkeit/ auf besondern Antrag, die Ab¬
findung mehrerer Deputaten zu gestatten.

II. Aus einem Deputaten jeder im Kreise befindlichen, aus Land-Communen zusam¬
mengesetztenSammtgemeindc (Bürgermeisterei oder Amt).

5. 5. Vertretungen sind gestattet: Vertretungen
H. den 5. 4- ^> benannten Besitzern der ehemals reichßunmittclbaren Landestheile,

imgleichen den Inhabern der Virilstimmen durch ein Mitglied ihrer Familie»
ober einen sonstigen zur Ritterschaft des Preußischen Staates gehörigen Be¬
vollmächtigten- „ .

». Im Stande der Ritterschaft den Ehefrauen durch ihre Ehegatten, den Kindern
durch ihren Vater und den Minderjährigen durch ihren Vormund, nicht minder
den Vätern oder Müttern durch ihre volljährigen Söhne. Ehemänner und Vor¬
münder müssen jedoch selbst zur Ritterschaft des Preußischen Staats gehören.
Persönlich qualisicirte Besitzer können, wenn sie durch triftige Entschuldigungs-
gründc, über deren Zulässigkeit die Kreis-Versammlung entscheidet, am Erschei¬
nen behindert sind, über die in der Currende angegebenen Gegenstände ihre
Stimme schriftlich abgeben,

v. Den Deputirten der Stadt- und Landgemeinden im Bchinderungsfalle durch die
für sie zu erwählenden Stellvertreter.

H. 6. Zur persönlichen Ausübung des Stimmenrechts auf den Kreistagen ist bei Eigenschaften
allen Ständen und gestatteten Vertretern erforderlich: der Mitgli«-

») die Gemeinschaft mit einer der christlichenKirchen-,
d) die Wollendung des 2/sstcn Lebensjahres;
0) unbescholtener Ruf.

H. 7. Wird die Unbescholtenheit des Rufes bcstrittcn, so hat, wenn dies ein Entscheidung
Mitglied der Ritterschaft, oder den Vertreter eines solchenbetrifft, die Ritterschaft des über die gegen
Kreises die Besugniß , in einem besondern Convente durch Stimmenmehrheit von ?/3 die unbeschol-
der Anwesenden darüber in erster Instanz zu entscheiden, und falls die Entscheidung M'tqlieds'er-
für die Nescholtenhcit des Rufes ausfällt, die Ausschließung zu bestimmen, regtenZweiftl.

Will der Betroffene oder die abgestimmte Minorität bei dem Beschlussesich nicht
beruhigen; so ertheilen die Deputirten der Ritterschaft beim Provinzial-Landtage die
Entscheidung in zweiter und letzter Instanz.

Ist die Zahl der Rittergutsbesitzer im Kreise so gering, daß nickt wenigstensMßer
dem Bctheiligten drei zur Abstimmung vorhanden sind; so haben sich die vorhandenen
mit der Ritterschaft eines von ihnen auszuwählenden benachbarten Kreises zu dieser
Entscheidung zn vereinigen. Wild die Unbescholtenheit des Rufes eines Krcistagsab-
geordneten der Städte oder der Landgemeinden in Zweifel gezogen; so ist darüber
die Entscheidung in erster Instanz dem Wahlkollcgio, von welchem er gewählt worden
ist, überlassen und bei demselben die Wahl eines andern Deputirten in Antrag zu
bringen. Die Entscheidung in zweiter Instanz gebührt ebenfalls den Landtagsmitglie¬
dern von demjenigen der beiden Stände, zu welchen der betreffende Krcistagsabgc-
ordnete gehört.

5. 9. Auch die Wiidcrzulassung eines Ausgeschlossenenzu den Kreistagen kann Wiedenu-
auf Antrag des betreffenden Standes durch die Mitglieder des Provinzial-Landtags ^mg.
vom nämlichen Stande verfügt werden.
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'Ruhende H. ,«. Rittergutsbesitzer, geistliche oder milde Stiftungen, so wie Städte, welche
Stimmen. „,chr als ein Rittergut im Kreise besitzen, sind jeder Zeit nur zur Führung einer

Stimme berechtigt.
Z. i l. Städte, welche als solche die Berechtigung haben, auf dem Kreistage

durch einen Abgeordneten zu erscheinen, und sich im Besitz eines Ritterguts befinden,
sind ebenfalls nur zur Führung der stimme im Stande der Städte berechtigt. Wenn
sie aber noch in einem andern Kreise Rittergüter besitzen, so beschicken sie auch die dor¬
tigen Kreisständischcn Versammlungen, dergestalt, daß ihr Deputirter zu dem Stande

„ der Ritterschaft gcnört.
.)dc?Nädte° 5- »2. Die Abgeordneten der Städte sollen nur aus den Magistratspersonen oder

Gemeindcoertretern gewählt werden.
b)derLand- §- ^> Desgleichen sollen die Abgeordneten der Landgemeinden nur aus den Ad-

gemeinde», ministrationsbeamten oder den Vertretern der Sammtgcmeinden gewählt werden.
DerenStell- ^' ^' ^ jeden Abgeordneten der Städte und Landgemeinden wird ein Stell¬

vertreter. 'Vertreter ernannt, welcher alle bei den Deputaten selbst erforderlichen Eigenschaften
besitzen muß.

Wahlen. , H. >5. Die Wahlen der Deputirten der Städte und Landgemeinden werden von
den in ein Wahlkollegium zu vereinigenden Mitgliedern der städtischen oder ländlichen
Administrationsbehörden und Repräsentanten der Stadt oder der ländlichen Sammtge¬
meinde vollzogen.

Auf welche tz. 16. Die Wahlen zum Kreistage erfolgen auf sechs Jahre dergestalt, daß alle
Zeit ste erfol- h^ Jahre die Hälfte der Abgeordneten der Städte und Landgemeinden ausscheidet,
2°"' und zu neuen Wahlen geschritten wird. Die nach den ersten drei Jahren Ausscheiden¬

den werden durch das Loos bestimmt.

N?iln3me^ 5- '7' M'l dem Verluste des Grundbesitzes oder der amtlichen oder moralischen
«chts. " Oualisicaiion erlischt Pas Recht zur Kreisstandschaft.

Vorstz. §. i3. Der Landrath oder, wenn derselbe behindert ist, der älteste Kreis »Depu¬
tate, beruft die Stände zum Kreistage, führt daselbst den Vorsitz, leitet die Geschäfte,
und ist oerpflichtec, die Ordnung in den Berathungen zu erhalten.

Wenn seine Erinnerungen kein Gehör finden, ist er befugt, die Ordnung störenden
Mitglieder von der Versammlung auszuschließen -, jedoch hat er darüber sofort an den
Oberpräsioenten der Provinz zur weitern Verfügung zu berichten.

Zusammen- tz. iq. Der Landrath ist verpflichtet, alljährlich wenigstens einen Kreistag anzu-
berufung der s^,, . außerdem aber ist er hierzu berechtigt, so oft, als er es den Bedürfnissen der
Hrelsstande. G^äMe für angemessen hält. In der deshalb zu erlassenden Currende hat der Land-

rath alle diejenigen Gegenstände anzugeben, welche er der Kreis-Versammlung zur
Berathung vorzulegen beabsichtigt. Er hat der ihm vorge,etzten Regierung von einem
jeden anzusetzenden Kreistage Anzeige zu machen.

Zusammen- H. 20. So lange Communal-Gegenstände früherer Landesverbände abzuwickeln
tritt mehrere sind, ist die Bereinigung mehrerer Kreise, oder der Theile verschiedener Kreise, zu
Kreise. ^w, Zwecken gestattet, Gegenstände, welche nur eine Klasse, der Stände betreffen,

können auf besondern Conoenten dieser Stände verhandelt werden
Beschlüsse T- 2l. Die Stände verhandeln auf dem Kreistage gemeinschaftlich. Die'Be¬

schlüsse werden nach einfacher Stimmenmehrheit gefaßt, dergestalt, daß die Anwesenden,
ohne Hinsicht auf iyre Anzahl, die Äuss<ngebliebenen und Abwesenden durch ihre Be¬
schlüsse verbinden. Der Landrath hat als solcher keine Stimme. Er stimmt mit, wenn
er zugleich Kreisstand ist, kann jedoch auch ohne Stimme den Borsitz führen. Bei
gleichen Stimmen entscheidet die Stimme d«s Vorsitzenden, und wenn derselbe nicht:
stimmfähig ist, die Stimme des ältesten Kreisdeputirlen«
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H. 22. Findet ein ganzer Stand durch eincn Krcistags-Bcschluß in seinen In- Sonderung.
teressen sich verletzt, so steht ihm mittelst Einrcichung eines Scparal-Voti der Rekurs
an diejenige Behörde zu, von welcher die betreffende Angelegenheit rcssortirt

^. 23, Der Lanorath hat alle Kreistagsbeschlüsse der ihm vorgesetztenRegierung Bestätigung
vorzulegen, und es bedürfen solche zur Ausführung der Genehmigung derselben. ' derRegierung

8- 24. In denjenigen Kreisen, welche aus Mediatgebieten bestehen, in welchen ^^ ^
ehemalige Reichsstande die in der Verordnung vom 3o. Mai ,822 denselben vorbchal»ehemaligen
tenen Rcgierungsrechte ausüben , hat der Landrath die Beschlüsse der Kreistage zuvor» NeichsstHnde.
derst dem Besitzer des Gebietes, in so fern derselbe darin wohnhaft ist, vorzulegen.
Der letztere ist berechtigt, seine Erinnerungen dagegen beizufügen» über welcle dann
in gesetzlicher Art zu entscheiden ist. Die Negierung hat in allen Fällen den Beschlüs¬
sen nicht eher ihre Zustimmung zu ertheilen, als bis sie sich überzeugt hat, daß sie
den anwesenden Fürsten vorgelegen haben. Sind die letztern nicht im Kreise wohn¬
haft, so hat der Landrarh dies im Berichte zu bemerken, und die Regierung dann
wegen Bestätigung der Beschlüsse Entschließung zu fassen.

§. 25. Der Landrath führt die Beschlüsse der Krcisständc aus, in so fern die Re- Ausführung
gierung nicht eine andere Behörde mit der Ausführung ausdrücklich beauftragt, oder der Beschlüsse,
die Sache als ständischeCommunalangelcgenheit nicht besonders gewählten Beamten
übertragen ist.

§> 26. Der Oberpräsident der Provinz hat die zu dem Zusammentritt der Kreis- Einführung
stände nach vorstehendenVorschriften erforderlichen Verfügungen ungesäumt zu treffen, des Gesetzes.

Gegeben Berlin, den i3ten Juli »827.

(I.. 5.) Friedrich Wilhelm.

Friedrich Wilhelm, Kronprinz,

v. Schuckmann. Graf v. Lottum. Graf v. Bernstorff.
Graf v. Danckclmann.

Für den Kriegsminister: v. Schölcr.
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(I,
Gutachten

des

taats-Mini steril
über

einige Anträge der Rheinischen Provinzial-Stände in Betreff
der Verhältnissedes Bezirksstraßen-Fonds ulld die Centra¬

lisation der Chausseegeld-Einnahmenvon den
Staatsstraßen.

^Ver Vorschlag der Provinzial »Stände der Rheinprovinzcn:
daß die zum Bau uno zrr Unterhaltung der West «Rheinischen Bczirköstraßen be¬
stimmten Zulags-Ccutimen gänzlich erlassen und an deren Stelle auf den chaussir-
ten Bezirksstraßen ein Chausseegeld nach dcm Tarif vom i5. August 182H erHo¬
den werden möge;

erscheint deshalb unausführbar, weil das Chausseegeld nach angelegten Ueberschlägen
nur etwa 62005 Nthlr jährlich einbringen würde, zur Unterhaltung der sämmtlichen
Bezirksstraßen aber ungefähr io5,Q<nc,Nthlr. jährlich erforderlich sind, so, daß allein
au den Unterhaltnngs-Kosten eine Summe von ^3oc>QNthlr. fehlen, zur Fortsetzung
der Chaussirung der noch ungebauten Straßen aber gar lein Fonds vorhanden seyn
würde.

Dcm Antrage der Provinzial»Stände,
auf Heranziehung der Staals ° Forsten zu den Zulags »Centimen,

kann das Staats-Minisierttim nicht beitreten. Die Sraals-Forstcn in den West-Rhei-
nischcn Landestheilen sind durch das Gesetz vom 19- Ventose des gten Jahres, unter
Verminderung der Steuer-Contingcnte, von der Grundsteuer befreit, und es fehlt so»
mit an einem Maaßstade zu ihrer Besteuerung. Der H. 3. des Gesetzes vom 3c>sten
Mai 1820 bestimmt, daß die Grundsteuer in jeder Provinz nach den Grundsätzen und
Vorschriften erhoben werden soll, welche darin gegenwärtig zur Anwendung kommen.
Der in der Eingabe der Stände vom 3. Januar d. I. in Bezug genommene H. 5.
bezicht sich nur auf die Steucrpflichtigkcit der Forsten im Falle der Neräusserung und
kann nach den, der Abfassung desselbenvorausgegangenen Verhandlungen nicht so ver»
standen werden, als sey dadurch eine allgemeine Besteuerung der Forsten angeordnet.
Es ist übrigens in mehreren Fällen, wo durch den Bau der Bezirksstraßen neue Wege
für die bequemere Abfuhr des Holzes aus Staats.Forsten eröffnet sind, ein nicht un¬
bedeutender Beitrag aus den Forst-Kassen zu diesen Straßenbautcn bewilligt, auch das
Terrain unentgeldlich hergegeben worden, und das Finanz-Ministerium wird in der
Folge bei gleichen Verhältnissen auf fernere Bewilligung solcher Beihülfe Bedacht
nehmen.

Dem Antrage der Provinzial«Stände,
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daß die Centralisation der Chaussee-Revenüen von den Staats-Straßcn auf«
gehoben, den Nheinprovinzen diese Einnahmen unverkürzt belassen, auch die
seit drei Jahren zur General« Chaussee« Kasse abgeführten Summen zurückge¬
zahlt werden möchten,

stehen die gegen die Seehandlungs«Societät wegen des von derselben übernommenen
großen Chausseebaues auf den Haupt-Straßen der Monarchie eingegangenen Verbind¬
lichkeiten entgegen. Die Befriedigung der gedachten Societät in Ansehung des Bau«
Kapitals und der Zinsen erfolgt nämlich theilwcise aus den durch die Einführung des
Chausseegeld-Tarifs vom »5 August 182H erhöheten Chaussce-Revcnüen, und die ver¬
schiedenenProvinzen tragen durch Ablieferung der nach vollständiger Deckung der Un-
terhaltungs,Kosten verbleibenden Überschüsse hiczu bei.

Die Nheinprovinzen werden hierbei nicht prägravirt. Denn wenn gleich die von
der Scchandlung übernommenen Chaussccbauc diese Provinzen nicht unmiltelbar berüh¬
ren, so haben dieselben doch als Theile der Gesammtheit des Staats ein wesentliches
Interesse bei den auf die Beförderung des Verkehrs der ganzen Monarchie berechneten
Straßen-Anlagen, zumal ihre Productc und Fabrikate auch in und durch die östlichen
Provinzen geführt werden. Hiezu kommt der Umstand, daß den Nheinprovinzen aus¬
reichende und selbst noch größere Mittel zur Unterhaltung der Chausseen auf den Staats¬
straßen überlassen sind, als sie vor der Centralisation besessen haben, daß diese Pro¬
vinzen rücksichtlich des Beitrages an die General«Cl,aussce°Kassevor andern Provinzen
erleichtert sind, einzelne Regierungs-Bezirke sogar Zuschüsse aus dieser Kasse erhalten,
und daß endlich um so weniger Veranlassung zur Beschwerde über den Beitrag der
Rheinprovinzen vorhanden ist, als in den Jahren ,3>6 bis 182^ außer den Chaussee-
Geld-Einnabmen und Zulags-Centimcn, an reinen Zuschüssenaus allgemeinen Staats¬
fonds, zur Unterhaltung und zum Baue der Chaussee» in diesen Provinzen, dicSumme
von i,'4>,285 Rthlr. gezahlt worden ist.

Berlin, den 6tc» April 1827.

Das Geheime Sta ats - Min isierium.

(gez.) Friedrich Wilhelm, Kronprinz,
v. Schuckmann. Gr.v. Lottum. Gr. v. Bernstorff. Gr. v. Dankelmann.

Für den Kriegs - Minister: v. Schölcr.
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v Votum
des

Finanz-Ministers
aä Mo. 136. St. M.

>!Do wenig geleugnet werden kann, daß- in manchen Jahren die Qualität des gewon¬
nenen Weins mit der Quantität desselben nicht in gleichem Verhältnisse steht, so
wenig ist auf der andern Seite zu verkennen, daß es eine reine Unmöglichkeitist, die
Weinsteuer so zu organisircn, daß sie Jahr aus Jahr ein die Weine jeder Gattung nur
immer mit demselben Prozent des Werthes trifft, worauf der Antrag der Rheimschen
Provinzial-Stände hinausläuft. .

Wäre dieser Wunsch aber auch wirklich zu erreichen, so wurden die Weinbauer
gar nichts dabei gewinnen, indem sie alsdann den wenigen guten Wein weit höher
würden versteuern müssen, als den vielen schlechten. Bei der jetzigen quantitativen
Besteuerung fahren sie im ersten Falle weit besser und können um so leichter mit die¬
sem Vortheil die Steuer in den Jahren, wo der zweite Fall eintritt, übertragen. Die
jetzige Besteuerung ist aber nicht einmal eine blos quanntanvc, sondern sie ist zugleich
qualitativ, aber freilich nur in so weit die Qualität von beständigeren Umständen,
der Beschaffenheit des Bodens und Weinstocks, der Lage der Weinberge in Bezug auf
die Himmelsgegend u. s. w. abhängig ist. Sie auch von dem Wechsel der Witterung
anders, als bei entschiedenemMißwachs, abhängig machen zu wollen, würde, wie
schon gesagt, den Steuerpflichtigen nichts helfen, wohl aber den erheblichenNachtheil
bringen, daß alsdann nicht blos der Weingewinn, sondern auch der Weinverkauf,
um sich richtige Preis°Notizen für jede Gattung zu verschaffen, überall unter Controle
genommen und an die Stelle einer einfachen, ohne große Kosten zu erhebenden Steuer,
deren Betrag sich jeder Winzer gleich nach der Kelterung selbst berechnen kann, «ine
durch vermehrte Controlen ungleich lästigere und kostbarere Einrichtung gesetzt werden
müssen, bei der der Winzer oft in den Fall kommenkann, leinen Wein verkaufen zu
müssen, ehe er noch weiß, wie viel er an Sieuer dafür zu bezahlen hat; denn wird
die Güte oder der Werth des jedesmaligen Weins der Steuer zum Grunde gelegt,
so muß, um nicht in die mit Recht verhaßten steuerlichenWcrthsabschätzungcn zu ver¬
fallen, doch erst abgewartet werden, bis sich feste Verkaufspreise gebildet haben. Als¬
dann würde aber gerade der ärmere Weinbauer seinen Wem, ohne die Steuer und
ohne alle Aussicht, sich an dem Käufer dafür zu erholen, losschlagen müssen und nur
der Reichere würde davon den Vortheil ziehen; diese Ungleichförmigkeit wäre aber
schlimmer, als die, welche man dadurch vermeiden wollte.

Bei einer so mäßigen Steuer, wie die jetzige Weinsteiier, die mit der Auflage
auf Bier« und Branntwcinbereitung gewissermaßen im Zusammenhang oder ihr gegen¬
über steht, und die nur ein geringer Abtrag bei dem großen Vortheil ist, dcr dem
inländischen Weinbau durch die hohe Eingangs «Abgabe auf fremde^Weine und andere
geistige Getränke verschafft worden und bei der letzterer mit jedem ^ahr in den Nhein-
provinzen zunimmt, ist ohnehin keine Veranlassung da, eine größere Gleichförmigkeit
erzielen zu wollen, selbst wenn sie in der Wirklichkeit erreichbarer wäre, als sie es ist.

Berlin, den >sten Februar 1827.
Der Finanz - Minister.

(gez.) von Motz.
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